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Beköſtigung armer Schulkinder in Wien beſchloſſenen Anderungen der 
Vereinsſtatuten genehmigt. | 

Da nunmehr nach § 16 der Statuten der Wiener Gemeinderath ftatt 
ſechs — acht Mitglieder in den Verwaltungsausſchußs des Vereines zu eutſenden 
berechtigt ift, beehre ich mich, den löbl. Gemeinderath zu erſuchen, ehemöglichſt 
die Wahl von zwei Mitgliedern in den Verwaltungsausſchuſs vornehmen zu 
wollen und bemerke, dafs dermalen die Gem.-Räthe Altenberg, Beutnitz, 
Herold, Seiler, Dr. Uhl und Dr. Vogler als vom Gemeinderathe 
delegierte und die Gem.-Räthe Dr. Huber und Vaugoin als von der 
General-Verſammlung gewählte Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes fungieren. 


Die Wahl dieſer zwei Mitglieder wird auf die nächſte Tages— 
ordnung geſetzt werden. 

6. Dem Herrn Gem.⸗Rathe Schenzel iſt ein vierwöchent— 
licher Urlaub zur Durchführung einer Cur bewilligt worden. 

7. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Scheid! zu beantworten, welcher darauf hinweist, 
daſs auf dem Viehmarkte die Zuweiſung der Stände nicht ordnungs— 
mäßig erfolge, fo dafs durch das Zuſammendrängen der Thiere es 
den Käufern unmöglich gemacht wird, die einzelnen Thiere zu 
beſichtigen und zu ſchätzen. Nach einem Berichte des Markt— 
commiſſariates iſt die Zuweiſung dieſer Stände eingetheilt nach 
den Anmeldungen der einzulangenden Viehſendungen. Bei den 
Viehſendungen der galiziſchen und uügariſchen Race iſt es möglich, 
dieſelben zu controlieren, weil ſie bereits Sonntags einlangen. 
Dagegen ergibt es ſich häufig bei den Thierſendungen aus den 
deutſchen Provinzen, dafs die angemeldete Anzahl mit der wirklich 
eingeſendeten nicht übereinſtimmt, fo dafs in einzelnen Ständen 
eine Überfüllung, in anderen wieder freier Raum vorhanden iſt. 
Es ließe ſich dieſem Übelſtande dadurch begegnen, dass die Ein- 
ſender die Anmeldungen genau und correct nach der wirklich ein— 
zuſendenden Anzahl machen würden. Es iſt übrigens Sorge 
getragen, dajs den Klagen, welche diesfalls am Markte laut werden, 
abgeholfen werden kann, und es wird die Anſicht ausgeſprochen, 
dajs die Anzeigen, welche diesfalls noch am Markttage gemacht, 
gewiſs von Erfolg begleitet ſein werden. 

1 S. Weiters habe ich die Ehre, eine Interpellation des 

Mit dem Erlaſſe vom 11. Februar 1892, 3. 4243, hat die hohe k. k 1.6. [Herrn Gem. Mathes Eigner zu beantworten, welcher darauf ver⸗ 
Statthalterei die von der General-Verſammlung des Centralvereines zur [weist, daſs er im Juni 1891 einen Antrag, die Straßenreinigung 


Gemeinderath. 


Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien v. 26. Februar 1892 

unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre zur Kenntnis zu bringen, dajs Herr 
Julius Enzinger laut letztwilliger Verfügung ſeiner am 1. d. M. 
verſtorbenen Mutter, Frau Anna Enzinger, den Betrag von 
100 fl. in barem zum Beſten der Armen des Bezirkes Neubau 
dem Herrn Bürgermeiſter übermittelt hat. — Die Verſammlung 
ſpricht den Dank aus. 

2. Unter der Chiffre K. A. ſind zur Vertheilung an arbeits— 
loſe Perſonen 100 fl.; von Dr. v. Neupauer 25 fl. ebenfalls 
für arbeitsloſe Perſonen dem Herrn Bürgermeiſter übergeben worden. 
— Die Verſammlung ſpricht den Dank dafür aus. 

3. Herr Robert Schleſinger hat 100 Paar warme Schuhe 
mit dem Erſuchen übermittelt, dieſelben unter arbeitsloſe, arme 
Familien vertheilen zu wollen. — Die Verſammlung ſpricht 
den Dank dafür aus. 

4. Die Herren Gem.-Räthe v. Götz, Dr. Stenzl, Gerhardus 
und Simon ſind theils durch Geſchäftsreiſen, theils durch 
Unwohlſein verhindert, der Sitzung anzuwohnen. — Dient zur 
Kenntnis. 

5. Ich bringe zur Verleſung eine Zuſchrift des Herrn 
Eduard Ritter v. Uhl, welche lautet (liest): 
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in Wien und die Verwendung des Kehrichts betreffend, eingebracht hat, 
und die Erledigung dieſes Antrages urgiert. Es wird vom Stadt— 


bauamte in einem Berichte bekanntgegeben, dafs im allgemeinen die des 5 an 1 
Petition zu erwirken. Die Angelegenheit iſt um jo dringender, als mit Rückſicht 


Durchführung der nächtlichen Säuberung der Straßen nach den bis— 
herigen Erfahrungen eine weſentliche Mehrbelaſtung des ſtädtiſchen 
Budgets zur Folge haben wird und dass eine ſofortige durch— 
greifende Reform nicht möglich ſei, bevor die Landes- und Bezirks⸗ 
ſtraßen übernommen ſein werden. Wie den Herren bekannt iſt, hat 
das betreffende Geſetz, welches den Landtag paſſierte, erſt vor ganz 
kurzer Zeit die Allerhöchſte Sanction erhalten. Wenn alſo die 
Übernahme dieſer Straßen durchgeführt ſein wird, ſo wird dann 
über die ganze Regelung des Straßenweſens ein umfaſſendes 
Elaborat vorgelegt werden. Dabei iſt zu bemerken, dafs eine 
ſofortige Regelung auch deshalb nicht möglich ſei, weil derzeit 
Verträge in Kraft ſtehen, die größtentheils im Juni 1895 ablaufen, 
fo daſs alſo für einen großen Theil der ſtädtiſchen Bezirke dieſe 
neue Ordnung erſt im Juli 1895 in Kraft treten könnte. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagoörski verliest nachſtehende 
Einläufe: 

9. Reſolution der Vertretung des IX. Bezirkes: 

Löblicher Gemeinderath! 


Der Ausſchuſs des Bezirkes Alſergrund hat in ſeiner am 23. d. M. 
abgehaltenen Sitzung den Beſchluſs gefalst, einen löblichen Gemeinderath zu 
erſuchen, alles nur Mögliche aufzubieten, daſs die drohende Verzögerung der 


Juangriffnahme des Baues der Wiener Verkehrsanlagen nach Möglichkeit Hintan- 
gehalten werde und dafs bei dem Umſtande, als die techniſchen Arbeiten bei 
der Wienfluſs-Regulierung am weiteſten vorgeſchritten ſind, mindeſtens dieſe 
Regulierungsarbeiten eheſtens in Angriff genommen werden. 

Dieſen Beſchluſs der Bezirksvertretung beehre ich mich einem löblichen 
Gemeinderathe mit dem Erſuchen zur gefälligen Kenntnis zu bringen, dajs auf 
die Beſchleunigung der Juangriffnahme der Wiener Verkehrsanlagen umſomehr 
und mit allem Nachdruck hingewirkt werden ınufs, als die Schaffung von Arbeit 
für die beſchäftigungsloſen Arbeiterclaſſen eine der vitalſten Fragen für Wien 
bildet. 


Im Bezirke Alſergrund iſt eine große Anzahl dürftiger Arbeiter, welche 


Auderſeits kann nicht genug auf die Wichtigkeit und Dringlichkeit meines 


Antrages verwieſen werden, indem derſelbe dahin abzielt, in ſanitärem Intereſſe 


bei dem Mangel von Arbeit in große Noth gerathen find und in Maſſen 


im Gemeindehauſe des Bezirkes erſcheinen und Arbeit verlangen, welche ihnen 


bei dem zumeiſt ſchneefreien heurigen Winter nur in geringem Maße geboten 


werden konnte. 

Um dem Anwachſen der Noth unter der arbeitenden Bevölkerung zu 
begegnen und um der allgemein beſtehenden Geſchäftsſtockung den nothwendigen 
mächtigen Impuls zu verſchaffen, erſcheint die raſche Durchführung der großen 
Verkehrsanlagen, dieſer Lebeusfrage für Wien, dringend geboten. 


Wird zur Kenntnis genommen. 


10. Interpellation des Gem.-Nathes Schuh: 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 
Ich habe am 2. Juni v. J. den motivierten Antrag eingebracht: 
Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: n 
Die k. k. Regierung werde erſucht, an den hohen n.⸗ö. Landtag einen 
Geſetzvorſchlag auf Abänderung, beziehungsweiſe Ergänzung der gegenwärtig 
giltigen Bauordnung für Wien, dahingehend einzubringen, daßs: 

I. Wohn⸗, Schlaf⸗ und Arbeitsräume unter dem Straßenniveau nicht 
mehr hergeſtellt und ſolche Räume nur als Magazine angelegt 
werden dürfen, 
daſs in der Bauordnung Beſtimmungen aufgenommen werden, 
wodurch es ermöglicht wird, dafs bei der Erbauung von Häuſer⸗ 
gruppen, ſowie überhaupt bei jedem Neubaue die Anlage der Höfe 
derart geſchehe, daſs die Höfe der zuſammengrenzenden Häuſer einen 
gemeinſchaftlichen großen Luftraum bilden und thunlichſt mit Bäumen 
bepflanzt werden, 
daſs höhere als drei Stockwerke über das Erdgeſchoſs reichende 

Häuſer nicht mehr erbaut werden dürſen, 
„ daſs in allen Neubauten, die für den Wohnzweck beſtimmt find, ein 


II. 


kleines Badezimmer zur gemeinſchaftlichen Benützung ſeitens aller 


Parteien veranlagt werde, 5 
dafs bei Neubauten alle Wohnräume eine Höhe von 12 Schuh gleich 
384 m haben müſſen. 

Trotzdem dieſer Antrag von mir vor mehr als acht Monaten eingebracht 
wurde, iſt ſeitens des Stadtrathes in dieſer hochwichtigen Angelegenheit dem 
Gemeinderathe bisher noch kein Referat zugekommen, ich glaube dajs in diefer 
langen Zeit Magiſtrat und Stadtrath ſchon längſt hätten ſchlüſſig werden 
können. 


daſs 


der Bevölkerung, Abänderungen in der Bauordnung im Wege einer, ſeitens 
des Gemeinderathes der Stadt Wien an den hohen Landtag zu richtenden 


auf den bevorſtehenden Fall der Linienwälle ein vermehrtes Umſichgreifen von 
Bauten zu erwarten ſteht, in der beſtehenden Bauordnung aber für die 
Wahrung der ſanitären Intereſſen in nicht genügender Weiſe vorgeſehen iſt. 

Trotz der damit verbundenen offenbar ſanitären Nachtheile geſtattet die 
beſtehende Bauordnung fünf Stock hohe Häuſer, das Bauen von Wohnungen 
unter der Erde, die Anlage der ebenfalls in ſanitätswidriger Weiſe geregelten 
Hofräume, ja, dieſelbe wird von einer oft geradezu fluchwürdigen Bauſpeculation 
zum ſanitären Schaden der Bevölkerung ausgebeutet. | j 

In allen dieſen Richtungen würde durch meinen Antrag eine zweck— 
entſprechende Reform angebahnt, es wäre ſehr bedauerlich, wenn der Gemeinde— 
rath nicht die Initiative ergreifen würde, weil deſſen Votum bei der berufenen 
geſetzgebenden Körperſchaft nicht unerhört verhallen würde. 

Bei der großen Wichtigkeit dieſer Frage müßte ich, wenn der Gemeinde— 
rath wider Erwarten mit dieſer Angelegenheit ſich nicht befaſſen ſollte, eine 
private Petition an den hohen Landtag einzuleiten als meine Pflicht betrachten, 
was jedoch nicht die Wirkung einer vom Gemeinderath ſelbſt ausgehenden hätte. 

Ich ſtelle daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 


Aufrage: 
ob derſelbe geneigt iſt, dahin Sorge zu tragen, 


mein Antrag auf die Tagesordnung einer der 
nächſten Sitzungen des löblichen Gemeinderathes geſetzt 
werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-ANath Zagörski liest): 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Beutnitz: 

„Ich erlaube mir an den Herrn Bürgermeiſter nachfolgende Juterpellation 

zu richten: 
Seit langer Zeit ſind bereits von verſchiedenen Seiten Anträge wegen 
Regelung der durch die Auflaſſung der Linienwälle nothwendig gewordenen 
Feſtſetzung der neuen, bisher von deu Linienwällen begrenzten Bezirke ein- 
gebracht worden, ohne dass über dieſelben irgendwelche Verhandlung oder 
Erledigung ſtattgehabt hätte. 

Nachdem ſchon bei Beginn der heurigen Bauſaiſon auf Parcellen, welche 
zum Theile in einem der alten Bezirke, zum Theile in einem der neuen Bezirke 
Wiens gelegen find, Gebäude zur Aufführung gelangen ſollen, jo wäre es 
wohl höchſt dringlich, dieſe Frage eheſtens zu ordnen, und ich erlaube mir 
daher, an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 

wie weit die, über die von mir berührten, bereits 
mehrfach geſtellten diesbezüglichen Anträge getroffenen 
Vorkehrungen gediehen ſind und ob der Herr Bürger— 
meiſter in Berückſichtigung der Dringlichkeit geneigt tft, 
dieſer Angelegenheit ein beſonderes Augenmerk zu 
widmen, 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 


12. Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski: Von Seite der 
Bewohner von Rudolfsheim wird eine Petition in dem Sinne 
überreicht, daſs der ſeit mehr als 15 Jahren geplante Kirchenbau 
der St. Rudolfskirche im XIV. Bezirke Rudolfsheim baldigſt zur 
Ausführung gelangen möchte. Im Zuſammenhange damit ſteht ein 
Antrag des Herrn Gem.-Rathes Brauneiß, welcher lautet 
(liest): 


Ich erlaube mir angeſchloſſen eine Petition der Bewohner des XIV. Be- 
zirkes Rudolfsheim zu überreichen. Schon ſeit 15 Jahren harren die Bewohner 
des XIV. Bezirkes jenſeits der Weſtbahn der Erfüllung ihres Wunſches, dafs 
die projectierte St. Rudolfskirche erbaut werden möchte. 

Nachdem die Gemeinde Rudolfsheim mit allerhöchſter Bewilligung Sr. 


Majeſtät unſeres allergnädigſten Kaiſers den Namen unſeres unvergeſslichen 


Kronprinzen, weiland Seiner kaiſerlichen Hoheit Erzherzog Rudolf trägt, 
und dieſer Bau ſchou bei Lebzeiten desſelben projectiert wurde, jo wäre dies 
das ſchönſte Erinnerungs-Monument. 


Ich ſtelle daher im Namen der geſammten Bevölkerung den Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle gütigſt die Bitte 
der Bevölkerung des XIV. Bezirkes Rudolfsheim er— 
füllen. 

An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.-Rath Zagörski (liest): 

13. Antrag des Gem. Nathes von Neumann und 
Genoſſen: 

Die raſche Ausführung der Waſſerleitungsarbeiten, insbeſondere Legung 
des Rohrnetzes, ſowie der Wienregulierung und des Baues der Sammel— 
canäle, ſetzt die Ausarbeitung umfaſſender Projecte, ſowie hinſichtlich der Be— 
aufſichtigung und Leitung der Arbeiten die Mitwirkung eines zahlreichen Standes 
ſtädtiſcher Ingenieure voraus. 

Der dermalige Perſonalſtand des Stadtbauamtes erſcheint trotz anerkannt 
hingebungsvoller Thätigkeit der einzelnen Mitglieder desſelben, kaum genügend, 
um die durch die neue Verwaltung vermehrten currenten Amtsgeſchäfte zu 
beſorgen, geſchweige als ausreichend zur Begründung eines Studienbureaus, 
in welchem unbelaſtet durch ſonſtige Amtsobliegenheiten lediglich die Ver— 
faſſung dieſer bedeutenden und verantwortungsvollen Projecte, ſowie die Vor— 
arbeiten für Durchführung derſelben erfolgen ſoll., 

Aber nicht nur dieſe der Ausführung der Gemeinde zufallenden Auf— 
gaben, ſondern auch einzelne Fragen der Stadtbahnausführung und des Donau— 
canales werden dieſes Studienbureau beſchäftigen, da hiebei der Bezug zur 
Stadtregulierung eine eingehende Erwägung und theilweiſe vorbereitende und 
unterſtützende Maßnahmen erheiſchen wird. Raſchheit in der Ausführung 
aller dieſer Arbeiten ſichert aber allein den Nutzen, den wir erwarten und 
bringt uns baldigſt in geordnete Stadtverhältniſſe, während verlang— 
ſamte Banweiſe, wie insbeſondere bei den Waſſerleitungsarbeiten und der 
Legung des Rohrnetzes, die Anſprüche ganzer Stadttheile unbe— 
friedigt läſst. Zur Beſchleunigung dieſer Arbeiten genügt aber nicht allein 
der Beſchluſs des Gemeinderathes, ſondern es bedarf in gleichem Maße der 
vorausgegangenen Vorarbeiten eines genügenden Perſonales zur Durchführung, 
um dieſem Wunſche gerecht zu werden. 

Die Vermehrung des Mitgliederſtandes des Stadtbauamtes, womit 
auch berechtigten Anſprüchen auf Avaucement genügt wird, ſowie die 
Vermehrung der Aushilfskräfte für die Zeit der Bauten, deren Leitung jedoch 
den Beamten des Stadtbauamtes vorbehalten bleiben ſoll, erſcheint daher 
dringend geboten. 

Da erfahrungsgemäß die Ergänzung des Standes durch fachwiſſenſchaft— 
lich und praktiſch bewährte Ingenieure längerer Zeit und einer in weitere 
Kreiſe dringenden Aufforderung zur Bewerbung bedarf, ſo erlauben wir uns 
den Antrag zu ſtellen: 


Das Stadtbauamt, beziehungsweiſe der Magiſtrat 
ſei aufzufordern, ehebaldigſt geeignete Vorſchläge zu 
erſtatten. 

An den Stadtrath. 


14. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Daum: 

In einem mit Erlaſs der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 13. November 
1891 an den löblichen Magiſtrat geleiteten Gutachten über die Regelung des 
Beerdigungsweſens in dem erweiterten Gemeindegebiete hat der n.-5. Landes- 


Sanitätsrath ſich dahin ausgeſprochen, daſs „die Verbreunung der Leichen, 


wenn ſie in einer den Anforderungen der Juſtiz- und Sanitätspflege ſowie den 
religiöſen Rückſichten und der Pietät entſprechenden Weiſe vollzogen und nicht 
als eine koſtſpielige Sonderheit ins Werk geſetzt wird, die vielen Schwierig— 
keiten, welche das Beerdigungsweſen bereitet, am gründlichſten 
beſeitigt und daher als eine Aufgabe der Zukunft anzuſtreben 
iſt.“ Es iſt dies das erſtemal, daſs man von amtlicher Seite jenen Beſtrebungen 
entgegenkommt, welche die Wiener Gemeindevertretung längſt zu den ihrigen 
gemacht hat, und welche Abgeordnete der Stadt Wien wiederholt im hohen 
Abgeordnetenhauſe entſchieden, aber leider bisher erfolglos vertreten haben. 
Seit jener Zeit hat die Feuerbeſtattung in Europa große Fortſchritte 


gemacht. In dem Nachbarreiche Italien hat ſich die Zahl der Crematorien auf 


27 erhöht, in Paris find zwei Verbrennungsöfen in ununterbrochener Thätig⸗ 
keit, welche ſämmtliche aus den Anatomieſälen entfernte Leichen und Leichen⸗ 
theile aufnehmen, und in welchen außerdem täglich zahlreiche Leichname einge— 
äſchert werden. Im deutſchen Nachbarreiche hat ſich die Zahl der Crema— 
torien im Jahre 1891 um drei vermehrt, in der Schweiz (Zürich) iſt ein 
neues Crematorium ſeit zwei Jahren in Thätigkeit, in England, Schweden und 
Holland beſtehen Anſtalten zur Einäſcherung von Leichen. Von beſonderer Be— 
deutung für Wien tft es aber, dafs der Magiſtrat der Stadt Berlin ſich ernſt— 
lich mit der Frage der Beſtattung der Anatomieleichen durch Feuer befasst und 
einen Platz zur Errichtung eines Crematoriums auf dem ſtädtiſchen Friedhofe 
zu Friedrichsfelde bereits in Ausſicht genommen hat. 

Die Stadt Wien hat allen Grund, dieſem Beiſpiele zu folgen und dem 
von dem n.=d. Landes⸗Sanitätsrathe fo deutlich gegebenen Winke volles und 
raſches Verſtändnis entgegenzubringen; zeigt ſich doch ſchon jetzt, dafs der ver— 
fügbare Begräbnisraum auf dem Central-Friedhofe um vieles raſcher abnimmt, 
als man bei feiner Errichtung erwartet hatte, und war man doch ſchon ge— 
nöthigt, auf einem Theile des Friedhofes zwei Reihen von Särgen übereinander 
zu betten. 

Die Einbeziehung von 23 neuen, zum Theile inmitten des neuen 
Gemeindegebietes gelegenen Friedhöfen in die ſtädtiſche Verwaltung, welche 
auch für den Landes⸗Sanitätsrath zunächſt den Anlaſs geboten hatte, ſich im 
vorſtehenden Sinne zu äußern, vermehrt aber nur das Bedürfnis nach einer 
Reform des ganzen Beſtattungsweſens, einer Neform, in welcher die Zulaſſung 
der Feuerbeſtattung berufen iſt, in hervorragender Weiſe zur Entlaſtung der an 
die Begräbnisplätze geſtellten räumlichen Anforderungen beizutragen. 
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Bezugnehmend auf eine im Jahre 1887 von dem Vereine der Freunde 
der Feuerbeſtattung „Die Flamme“ an die Wiener Gemeindeverwaltung ge— 
richteten Eingabe und auf umfangreiches Material, welches der hochverdiente 
Herr Sanitäts⸗Referent des löblichen Magiſtrates geſammelt hat, ſtellen die 
Gefertigten den Antrag: 


Im Sinne des von dem hochlöblichen n.-ö. Landes— 
Sanitätsrathe abgegebenen Gutachtens ſei die Au— 
wendung der Feuerbeſtattung als ein Theil der bevor— 
ſtehenden nothwendigen Reform des Beſtattungsweſens 
in ernſte und beſtimmte Erwägung zu ziehen und 
hierüber dem Gemeinderathe eheſtens zu berichten. 

An den Stadtrath. 


15. Antrag des Gem.-Nathes Gerhardus: 


Nach Mittheilungen öffentlicher Blätter und nach Erklärungen hervor— 
ragender Regierungsfunctionäre, die auf Anfragen und Vorſtellungen von 
Deputationen abgegeben wurden, nehmen die Studien über die Einführung 
einer Transport-Beſteuerung des Waren- und Perſouen-Verkehres im Schoße 
des Miniſteriums ihren Fortgang, trotzdem gegen die Einführung einer ſolchen 
Steuer alle einſchlägigen Berufskreiſe in der entſchiedenſten Weiſe Stellung 
genommen haben. 

„Mit vollem Recht wird die Wirkung der Transportſteuer als eine ver— 

derbliche bezeichnet — weil durch dieſelbe ein großer Theil jener Verkehrsvor— 
theile paralyſiert wird, welche die eben zum Abſchlußs gelangten Handelsverträge 
herbeigeführt haben, und weil die Ermäßigung von Einfuhrszöllen einzelner 
Warenclaſſen durch eine ſolche Steuer als wieder beſeitigt angeſehen werden 
müſſe. Sowie dieſe Transportftener ſich als für den GeſammtHandelsverkehr 
der Monarchie ſtörend und nachtheilig erweiſen müßte, jo würde namentlich auch 
die Haupt» und Reſidenzſtadt Wien durch dieſelbe ſehr hart und empfindlich 
getroffen werden. 
„Die zur Verbeſſerung der Wiener Lebensverhältniſſe erfolgte theilweiſe Auf— 
hebung der Verzehrungsſteuer vermochte die erwartete Verwohlfeilung von 
Lebens- und Gebrauchsmitteln noch nicht herbeizuführen und ſchon droht durch 
die eventuelle Einführung einer Transportſteuer eine ganz intenſive Belaſtung 
der Bevölkerung durch eine unvermeidlich eintretende Preiserhöhung aller Waren 
der Conſumtion und der induſtriellen Bearbeitung. Dieſe Belaſtung lediglich 
für die Hauptſtadt Wien dürfte ſich mit Rückſicht auf deu thatſächlichen Umſtand, 
dass der Verkehr von und nach Wien im Jahre 1889 44,214.000 Meter⸗Centner 
im Frachtenverkehr, 1,894.570 Meter-Eentner im Eilgutverkehr und 13,017.341 Per⸗ 
ſonen im Perſonenverkehr betrug — nach Millionen Gulden berechnen, und es 
iſt zweifellos, daſs die ſeither mit großer Mühe angeſtrebte Vermehrung des 
Fremdenverkehres unſerer Stadt ganz weſentlich tangiert werde. ö 

Aus allen dieſen Gründen und insbeſondere in der Erwägung, das die 
Entwicklung des allgemeinen Verkehres für die in einer Übergangsperiode 
befindliche Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien durch die Einführung einer Trans⸗ 
portſteuer weſentlich geſchädigt werden müſste und damit ein Stillſtand und 
eine Verkümmerung der erhabenen Verheißungen herbeiführen würde, ſtellt der 
Gefertigte den Antrag: 

Der löbl. Gemeinderath wolle dieſer hochwichtigen 
Angelegenheit ſeine volle Aufmerkſamkeit zuwenden und 
ſich mit thunlichſter Beſchleunigung über Mittel und 
Wege ſchlüſſig machen, wie die drohende Gefahr der 
Einführung der geplanten Trans portſteuer abgewendet 
werden könne. 

Wien, 24. Februar 1892. 

An den Stadtrath. 


16. Antrag des Gem.⸗Nathes Edlhofer: | 
Zu den längſtgefühlteſten und dringendſten Bedürfniſſen des XVI. Bezirkes 

gehört auch ein Volksbad. Bei der großen Maſſe arbeitender Bevölkerung, 
welche dieſen Bezirk bewohnt, einerſeits, und der ganz unzulänglichen Einrichtung 
der in dieſem Bezirke beſtehenden Anſtalten anderſeits, erweist es ſich geradezu 
als eine äußerſt nothwendige ſanitäre Maßregel, eine derartige Auſtalt in dieſem 
Bezirke zu errichten, und ich erlaube mir daher folgenden Antrag zu ſtellen: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, es ſei in 
dieſem Bezirke eheſtens ein im einfachſten Stile er— 
bautes, ohne jeden Luxus ausgeſtattetes Volksbad, 
welches der Größe der Bevölkerungszahl entſpricht, zu 
errichten. 

Au den Stadtrath. 


17. Antrag des Gem.-Nathes Bild. 

„In dem ehemaligen Gemeindehauſe von Gaudenzdorf find die von den 
Pfründnern benützten und infolge deren Überführung in andere Verſorgungs⸗ 
häuſer verlaſſenen Räumlichkeiten im Parterre und im erſten Stockwerke ſeit 
einem Monate leer. Die in dem zweiten Stockwerke befindlichen Räumlichkeiten 
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werden im Monate Mai von der daſelbſt etablierten Induſtrie-Nähſchule ebenfalls 
aufgelaſſen. 


Nachdem dieſe Räumlichkeiten einerſeits mit Rückſicht auf die in demſelben. 


Gebäude anſtoßende Mädchen-Volksſchule weder an Mietparteien mit Familie, 
noch an Gewerbetreibende, die ihr Geſchäft daſelbſt ausüben, vermietet werden 
können, andererſeits es dringend nothwendig iſt, in dieſem Gebietstheile des 
XII. Bezirkes eine Knaben- und Mädchen-Bürgerſchule zu errichten, welche von 
Schülern aus dem ehemaligen Gemeindegebiete von Gaudenzdorf und aus dem 
Nachbarbezirke Neu-Margarethen beſucht werden würde, die heute einen weiten 
Weg bis an die entgegengeſetzte faſt äußerſte Peripherie des XII. Bezirkes zurück— 
legen müſſen, ſtelle ich den Antrag: 


Der Gemeinderath beſchließe, es ſeien die zwei im 
Parterre, vier im erſten Stockwerke, drei im zweiten 
Stockwerke gelegenen großen Räumlichkeiten in dem 
ehemaligen Gemeindehauſe von Gaudenzdorf zu Schul— 
zwecken zu adaptieren, reſp. eine dreiclaſſige Knaben— 
und Mädchen-Bürgerſchule ſchon mit Beginn des nächſten 
Schuljahres 1892/93 zu errichten, und die diesbezüg— 
lichen Koſten in das Budget pro 1892 einzuſetzen. 

An den Stadtrath. 

18. Antrag des Gem.-Nathes Zagoͤrski: 

Wie bekannt, ſollen die neuen Grenzen Wiens durch 206 Grenzſteine 
gewöhnlicher Art markiert werden. 

Die Gefertigten erlauben ſich nun den Antrag zu ſtellen: 

1. daſs ein Theil dieſer Grenzſteine, circa 30 bis 
40, an beſonders frequenten Stellen (Kreuzwegen ꝛc.) 
in mehr künſtleriſcher Form und in größeren Dimen— 
ſionen, etwa nach Art der altrömiſchen Meilenſteine 
aus Granit zur Ausführung gebracht werden ſollen und 

2. daſs an beſonders hervorragenden Grenzpunkten 
19 ſolcher Grenzſteine in künſtleriſcher Form und ent: 
ſprechender Dimenſionierung, auch in verſchiedener Aus— 
führung, gewiſſermaßen als Denkſäulen die 19 Bezirke 
Wiens vertretend, wenn ſchon nicht durch communale 
Mittel, fo doch durch private Unterſtützung, bezirksweiſe 
und ſucceſſive zur Ausführung gebracht werden ſollen. 

Begründung: Die beantragten Grenzſteine ſollen 
nicht nur allein die Techniker, die Beamten oder 
ſonſtigen Eingeweihten mit den neuen Grenzen Wiens 
bekannt machen, ſondern dieſe Grenzſteine ſollen jedem 
Wiener die neuen Grenzen möglichſt klar und deutlich 
machen, ja, ſie ſollen ſogar noch ſpäteren Geſchlechtern 
in angemeſſener Form Zeugnis abgeben von der Größe 
und Bedeutung dieſes Werkes, von welcher auch wir 
Alle erfüllt ſind. 

An den Stadtrath. 


19. Antrag des Gem.-Nathes Gräf und Genoſſen: 


Zahlreich und berechtigt waren im Vorjahre die Klagen über die, un⸗ 
genügende Beſpritzung der Straßen im XVI. Bezirke, und der erwähnte Übel— 
ſtand machte ſich dadurch fühlbarer, daſs viele ausgebaute Straßen gar nicht 
beſpritzt wurden, und bei dem ſchwächſten Winde der Staub von dieſen nach 
den übrigen Gaſſen getragen wird, wodurch die Beſpritzung beinahe illuſoriſch 
erſcheint. n 

Nachdem nun der Contrahent der beſtandenen Gemeinde Ottakring die 
erwähnten Gaſſen deshalb nicht beſpritzte, weil er contractlich nicht verpflichtet 
war, und das Wiederholen dieſes Übelſtandes im heurigen Jahre ſchon aus 
ſanitären Gründen hintangehalten werden mußs, ſo ſtellen die Gefertigten den 
Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Der 
Magiſtrat ſei aufzufordern, mit den Kontrahenten wegen 
Anderung der contractlichen Abmachung ungeſäumt zu 
verhandeln, damit die Beſpritzung ſämmtlicher verbauten 
Straßen und Gaſſen des XVI. Bezirkes mit Beginn der 
heurigen Saiſon ermöglicht werde. 

An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski (liest): 


20. Antrag des Gem. -Nathes Gräf und Genoſſen: 


In Sehr vielen Gaſſeu und Straßen des XVI. Bezirkes — namentlich 
in jenem Theile der beſtandenen Gemeinde Ottakring — iſt die Beleuchtung 
derart ſchlecht, daſs faſt eine egyptiſche Finſternis herrſcht. 

Es wäre daher in der Degen-, Seitenberg-, Watt⸗, Wagner⸗ und 
Odoakergaſſe, in der Ottakringer-, Lerchenfelder- und Wilhelminenſtraße durch 
Anbringen von diverſen ganz- und halbnächtigen Gasflammen die Beleuchtung 
zu verbeſſern. 

Auch würde ſich in vielen anderen Gaſſen das Verſetzen von Candelabern 
empfehlen, um das ſpärliche Licht entſprechend zu vertheilen. 

Um nun die jo nothwendige Verbeſſerung der Straßenbeleuchtung 
namentlich im weſtlichen Theile des XVI. Bezirkes ſchnell und praktiſch durch— 
zuführen, ſtellen die Gefertigten den Antrag: 


Der löͤbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Es 
ſei eine nächtliche commiſſionelle Begehung durch Dele— 
gierte des Bauamtes, des Magiſtrates und der Bezirks— 
vertretung vorzunehmen, nach deren Ergebnis das 
Entſprechende ſchleunigſt verfügt werde. 

An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem. -Nath Zagoͤrski (liest): 
21. Antrag des Gem.-Nathes Ignaz F. Weſſely: 


Die Verbindungsbahn Hütteldorf — Hauptzollamt Praterſtern iſt durch die 
erfolgte Einverleibung der weſtlichen Vororte mit Wien eine Localbahn der 
Stadt Wien geworden und vermittelt dieſe Bahn den Verkehr zwiſchen dem 
II., III. XII. und XIII. Bezirke und mehreren Bahnhöfen. 

Um den Verkehr dieſer Bahn in vollem Maße zur Entwicklung zu bringen, 
iſt nothwendig, dajs der Fahrpreis derſelben, welcher im Vergleiche zu anderen 
Bahnen viel zu theuer iſt, herabgeſetzt werde. 

Während an der Eliſabeth-Weſtbahn im Localverkehre zwiſchen den 
Stationen Wien —Kellerwieſe (13 km lange Strecke), dann zwiſchen Wien — 
Rothneuſiedel (15 km lange Strecke) die Fahrt einer Perſon der III. Wagen— 
claffe 10 Kreuzer koſtet, läſst ſich die Verbindungsbahn für die Strecke Hüttel— 
dorf Hauptzollamt, ebenfalls 15 km Entfernung, 25 Kreuzer für eine Perſon 
der III. Wagenclaſſe bezahlen. 

Um nun den Verkehr dieſer von einander räumlich getrennten Bezirke 
gegenſeitig zu erleichtern, iſt es nothwendig anzuſtreben, dafs dieſer theuere 
Fahrpreis conform anderen Bahnen herabgeſetzt werde. 

Es wird daher der Herr Bürgermeiſter gebeten, an die k. k. Eiſenbahn— 
Betriebsdirection Wien, in deren Verwaltung dieſe Verbindungsbahn ſteht, das 
Auſuchen um Herabſetzung des Fahrpreiſes zu ſtellen, damit es der Bevölkerung 
möglich werde, auf leichtere Art dieſe Bahnſtrecke zu benützen. 

An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.- Rath Zagoörski liest: 

22. Antrag des Gem.-Nathes Jedliéka: 

Die erwartete regere Bauthätigkeit in Wien wird durch zweierlei Um— 
ſtände in ihrer Entwicklung gehemmt, erſtens durch die Unklarheit der Situation 
der geplanten Verkehrsanlagen und zweitens durch den Umſtand, dafs man heute 
noch nicht in der Lage iſt, die durch den Fall der Linienwälle gewonnenen 
Gründe zu veräußern, weil die Legislative noch nicht entſchieden hat, wem das 
ENDEN! zuſteht, ob dev Commune Wien, oder dem hohen Finanz— 
Arar. 

Wäre dieſe letztere Frage gelöst, ſo könnte der momentane Stillſtand der 
Bauthätigkeit inſolange behoben werden, bis auch die nöthigen Vorarbeiten, 
Grundeinlöſungen und genaue Pläne für die projectierten Verkehrsanlagen durch— 
geführt werden, weil dadurch die Möglichkeit gegeben wäre, die diverſen projectierten 
Bauparcellen durch Ankauf der fehlenden Grundflächen zu arrondieren, und die 
Beſitzer dieſer Gründe zu veranlaſſen, die ſo nahe der Stadt gelegenen Bau— 
plätze zu verbauen, da einerſeits dem Erbauer die Sicherheit entgegenwinkt, in 
ſein Haus die Waſſerleitung zu bekommen und andererſeits der Wunſch der 
Mietsparteien, ſo nahe als möglich an dem Centrum der Stadt zu wohnen, 
die Gewähr bietet, dass fein in dem Bauobjecte inveſtiertes Anlage-Capital die. 
ſichere Verzinſung findet, während die Realiſierung von Bau-Unternehmungen, 
welche in den weiter von der Stadt gelegenen Bezirken geplant werden, durch 
Mangel an zahluugsfähigen Mietsparteien in Frage geſtellt iſt. 

Um einerſeits die vollſtändige Ausbauung der alten Stadtbezirke zu 
fördern und anderſeits und hauptſächlich die Bauthätigkeit zu heben und mithin 
eine Arbeit, reſpective Verdienſt den arbeitenden Claſſen zu ſchaffen, ſtellen die 
gefertigten folgenden Antrag: 


Der Gemeinderath der Stadt Wien beſchließe: 

Es ſei au die hohe Regierung ſchteunigſe eine 
Petition zu richten, in welcher die baldmöglichſte Aus— 
tragung dieſer Frage im Parlamente unter Anführung 
der Dringlichkeitsgründe gebeten wird. 

An den Stadtrath. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
Gem.⸗Rath Rück auf, zu referieren. 

23. Neferent Gem.-Nath Rückauf: Nr. 39. Ich habe die 
Ehre, über ein Geſuch um eine Subvention zu referieren. Das 
I. öſterr. Kinderaſyl in Kahlenbergerdorf, das ſeit 12 Jahren 
von der Gemeinde Wien eine Subvention, und zwar in der Höhe 
von 500 fl. bezieht, bittet um Erneuerung dieſer Subvention. Es 
ſind derzeit 56 Kinder dort untergebracht und es wird die Gemeinde 
Wien in der Armenpflege hiedurch bedeutend unterſtützt. Ich bitte 
um Genehmigung des Geſuches. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Meine Herren! Wer dieſes Aſyl 
kennt und den Verein, welcher das Aſyl unterhält, wird einer etwas 
anderen Anſicht fein als der geehrte Stadtrath. Man iſt einmal — 
das iſt allerdings ſchon längere Zeit her — an mich herangetreten 
und hat mir geſagt, es wäre ſehr gut, wenn ich dem Vereine bei— 
treten würde, er iſt ſehr wohlthätig, es werden dort eine Maſſe 
Kinder erzogen, die ſonſt an die Koſtparteien hinausgegeben 
werden, überhaupt iſt der Verein zur gegenſeitigen Unterſtützung 
da. Wie ich das gehört habe, hat mir das ſehr gut gefallen und 
ich wäre bald dem Vereine beigetreten. Nur war derjenige, der 
mich dazu animiert hat, ein Jude, und das hat mir die Sache 
verdächtig gemacht. Ich habe nun der Sache näher nachgeforſcht, 
und was war es? Die Loge „Humanitas“ in Neuhäuſel hat hier 
einen Unterſtützungsverein gegründet, die Loge „Humanitas“ und 
der Verein „Humanitas“ ſind ein und dasſelbe. Bis jetzt ſind 
noch die Freimaurer-Vereine hier in Oſterreich verboten; es ſoll 
nun hier unter dem Deckmantel, das ſei ein Unterſtüttzungsverein, 
der von uns eine Subvention verlangt, der Gemeinderath von 
Wien eine heimliche Geſellſchaft, die nach dem Geſetze verboten iſt, 
eine Freimaurerloge, unterſtützen. Ich mufs mich gegen einen 
ſolchen Antrag verwahren und bitte die Herren, dieſem Antrage 
nicht zuzuſtimmen. (Bravo! links.) 

Gem.-Nath Dr. Ahl: Meine ſehr geehrten Herren! Nach— 
dem ſeitens eines Collegen hier Auwürfe gegen das Kinderaſyl 
gerichtet wurden und derſelbe mit dem Antrage geendet hat, dieſe 
geringe Subvention nicht zu bewilligen, ſo geſtatten Sie mir, für 
einige Momente Ihre Aufmerkſamkeit in Anſpruch zu nehmen. 

Ich glaube hiezu das Recht zu haben, nicht nur als lang— 
jähriger Obmann des Aſyls, ſondern als Vertreter der Gemeinde 
Wien, die ja verpflichtet iſt, wirklich wohlthätige Anſtalten zu 
unterſtützen. Das J. öſterr. Kinderaſyl in Kahlenbergerdorf führt 
nicht nur den Namen J. öſterr. Kinderaſyl, ſondern iſt auch in 
Wirklichkeit eine Inſtitution allererſten Ranges. Dais fie das iſt, 
geht aus zahlreichen Belobungen hervor, die ſie bekommen und 
aus zahlreichen Auszeichnungen, die ſie bei Ausſtellungen erlangt 
hat; es geht daraus hervor, dafs ſehr viele Aſyle in anderen 
Städten nach dem Muſter dieſes Aſyls eingerichtet wurden. 

Die Anſtalt ſelbſt iſt genehmigt auf Grund eines Statutes 
ſeitens des nied.⸗öſterr. Landes⸗Schulrathes, nachdem er das Pro- 
gramm der Anſtalt vollſtändig geprüft hatte. Wieviel dieſelbe 
der Wohlthätigkeit ſchon geleiſtet, wieviel Elend durch dieſelbe 
gemildert wird, mögen die Herren, welche vielleicht dem Antrage 
des Gem.⸗Rathes Gregorig zuſtimmen wollen, aus folgenden 
Ziffern entnehmen: Das Kinderaſyl hat jährlich durch die Beiträge 
von circa 1100 Mitgliedern über 5000 fl. aufgebracht, im ganzen 
circa 12.000 fl., d. i. feit dem Jahre 1875 über 200.000 fl. 
Dieſen 200.000 fl. gegenüber wird nun eine Subvention ſeitens 
der Gemeinde angeſucht. Dieſe Subvention wurde früher mit einem 


Ich bitte den Herrn 
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Betrage von 500 fl. bewilligt, ſeit drei Jahren wurde aber die 
Bewilligung in der Weiſe reſtringiert, dafs der Gemeinde das 
Recht zuſteht, zwei Kinder zu nominieren, welche dort erzogen und 
verpflegt werden ſollen. Dieſe Kinder koſten jährlich per Kopf 
210 fl., zuſammen 420 fl.; ſie werden effectiv von uns verpflegt 
und gedeihen vortrefflich, und das alſo, was uns von der Sub— 
vention bleibt, ſind 80 fl. Wenn vielleicht jemand gegen den Geiſt, 
der im Aſyl herrſcht, irgend eine Einwendung erheben wollte, ſo 
möchte ich die Herren bitten, ſich bei einem ſehr competenten 
Beurtheiler der Verhältniſſe draußen zu erkundigen, das iſt der 
hochwürdige Herr Pfarrer von Kahlenbergerdorf, ein alter, ehr— 
würdiger Prieſter, der Ihnen ſagen wird, wie die Kinder unter— 
richtet und erzogen werden. Er wird Ihnen ſagen, daſs die Kinder 
des Aſyles zu den beſten Schülern gehören, er wird Ihnen auch 
ſeine Wahrnehmungen berichten, die er im Aſyle gemacht hat, und 
wird Ihnen jagen können, dafs dort vor allem wahre Religioſität 
gepflegt wird. 

Ich möchte noch auf einen Umſtand hinweiſen, dafs nämlich 
diejenigen Zöglinge, welche der Anſtalt entwachſen ſind und in die 
Lehre kommen, von den Lehrherren geradezu geſucht werden. Man 
will dieſe Zöglinge haben, weil man erprobt hat, daßs diejenigen, 
die man ſchon bekommen hat, brav und fleißig ſind und ſich ſehr 
vortheilhaft vor den Zöglingen aus anderen Anſtalten auszeichnen. 

Aus allen dieſen Gründen bitte ich Sie, den beſcheidenen Antrag 
des Herrn Referenten anzunehmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Wie ich die Worte des Herrn 


Gem.⸗Rathes Gregorig vernommen habe, hätte ich nicht geglaubt, 


daſs ein Bekenner der chriſtlichen Religion in einer ſolchen fanatiſchen 
Weiſe gegen ein derartiges humanitäres Inſtitut überhaupt ſprechen 
kann. (Gem.⸗Rath Gregorig: Aber hören's auf!) Wenn ein 
Anhänger einer Confeſſion, die ſich mit dem Grundſatze „Liebe 
Deinen Nächſten wie Dich ſelbſt“ im Sturme die Welt erobert 
hat, — wenn ein Anhänger einer ſolchen * nur Hass und 
Rache zu predigen weiß (Gelächter links), jo beweist er, daſßs 
ſein Chriſtenthum nicht im Herzen, ſondern einfach nur auf den 
Lippen ſitzt. (Beifall rechts.) 

Ich frage Sie, meine Herren, wenn wir dieſe Subvention 
bewilligen, wem bewilligen wir ſie? Den Freimaurern oder den 
armen Kindern, die dort erzogen werden? Die Antwort wird 
lauten, den armen Kindern, und aus dieſem Grunde bin ich für 
den Antrag des Herrn Referenten. (Beifall rechts.) 

Gem.⸗Nath Dr. Huber: Ich würde in dieſer Sache nicht 
geſprochen haben, wenn ich nicht glaubte, daſs es in dieſem Falle 
geradezu meine Pflicht iſt, zu ſprechen. Es iſt mir einmal gelungen, 
vor ein paar Jahren in dieſem Aſyle ein Kind ſehr armer Leute 
unterzubringen. Ich möchte die Aufmerkſamkeit darauf richten, dass 
es in dieſem Aſyle ſich nur darum handelt, ob wirklich die Armut 
eine derartige iſt, dass hier geholfen werden muss, aber auf anderes 
als wirkliche Bedürftigkeit wird nicht geſehen. Wie ich ſelbſt erfahren 
habe, iſt der Verein ganz ſelbſtändig, das Kinder-Aſyl hat nichts 
zu thun mit dem Freimaurer⸗Verein, oder wie man die Sache 
ſonſt nennen mag, es iſt nichts anderes als ausſchließlich ein 
Inſtitut, um die Kinder armer Eltern, welche ſonſt verpflegt und 
erhalten werden müſsten, unterzubringen und ſie im chriſtlichen 
Sinne zu erziehen. Es kann hievon Jeder ſich überzeugen; es iſt 
ganz intereſſant, wenn Sie ſich die Anſtalt anſehen. Ich bin 
neulich mit meiner Frau hinausgefahren, man kann auch dort 
das Weihnachtsfeſt zubringen und ſich erfreuen an der Ordnung, 
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welche draußen herrſcht und an dem Ausſehen der Kinder. Es iſt 
eine Freude, ſich in der Anſtalt zu bewegen und ſeine Beobachtungen 
daſelbſt zu machen. Ich ſelbſt gehöre dem Vereine nicht an, unter- 
ſtützendes Mitglied bin ich durch meine Frau und ich bin damit 
ſehr einverſtanden, weil ich ſehe, daſs die Anſtalt wirklich eine 
wahre Wohlthat iſt. Ich bitte ſonach, dem Antrage des Herrn 
Referenten zuzuſtimmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Aath Frauenberger (meldet ſich zur Geſchäftsordnung): 
Ich erlaube mir den Antrag auf Schlujs der Debatte zu ſtellen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Jene Herren, die dafür ſind, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Schluſs der Debatte iſt angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Steiner, 
Gregorig, Bärtl, Adam und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Steiner: Meine Herren! Ich habe gewifs nichts 
einzuwenden gegen die Unterſtützung eines Aſyls und die Erziehung 
armer oder elternloſer Kinder; aber der geehrte Herr Collega Dr. 
Uhl hat bemerkt, dafs die Anſtalt in Ausſtellungen prämiiert oder 
belobt worden ſein ſoll. Ich weiß nicht, ſind die Kinder im Aſyle 
„Humanitas“ im Kahlenbergerdorf ausgeſtellt worden? (Oho-Rufe 
und Gelächter rechts.) Es haben bis jetzt drei Doctoren geſprochen, 
und zwar zwar zwei Juriſten und ein Mediciner, und ich erlaube mir 
an alle drei Herren und an den geehrten Herrn Referenten die 
Frage: Iſt das Aſyl „Humanitas“ in Kahlenbergerdorf eine Filiale 
der Freimaurerloge „Humanitas“ in Preßburg? Wenn das nicht 
der Fall iſt, ſtimme ich für den Antrag des Herrn Referenten. 

Gem.-Nath Gregorig: Es lag mir früher ferne, dem Herrn 
Obmann des Vereines nahe zu treten, ich wuſste gar nicht, daſs 
der betreffende Herr Obmann iſt. Auch habe ich gegen das Inſtitut 
als ſolches nicht geſprochen, weil ich es nicht kenne, aber dagegen 
habe ich Stellung genommen, daßs die Stadtgemeinde Wien eine 
in Oſterreich verbotene Geſellſchaft ſubventioniert. 

Gem.-Nath Bärtl: Ich werde nicht nur für die Subvention 
ſtimmen, ſondern auch dafür ſprechen. (Beifall rechts.) Es iſt nicht 
das erſtemal, dafs man dieſem Vereine eine Unterſtützung zukommen 
läſst, und dann haben wir Suboentionen an ähnliche Vereine 
immer bewilligt. Ob das, was der erſte Herr Vorredner geſagt 
hat, mit dem Zweck des Vereines, welcher ſich gebildet hat, in 


Zuſammenhang ſteht, weiß ich nicht. Ich würde aber trotzdem für 


die Subvention ſtimmen, weil ich mich von dem wohlthätigen 
Wirken dieſer Anſtalt ſelbſt überzeugt habe. Ich war nicht bloß 
einmal dort, ſondern bin öfter eingeladen worden — ich war 
beitragendes Mitglied — und habe geſehen, daſs wahrhaft arme 
Kinder unterſtützt, verpflegt und erzogen werden, jo dals man 
wirklich eine Freude haben mußs. | 

Ich hätte auch für einen höheren Betrag geſtimmt. (Beifall 
rechts.) Die Zeiten ſind außergewöhnlich; Alles iſt theurer ge— 
worden. 

Ich müſste geradezu meine Vergangenheit verleugnen, wenn 
ich nicht ſprechen und ſtimmen möchte für dieſes Aſyl, weil chriſt— 
liche Kinder dort erzogen werden in chriſtlichem Sinne. 

Man mußs ſich ſelbſt überzeugen, wie der Herr College gejagt 
hat. Aus vollem Herzen ſtimme ich dem Antrage bei. (Lebhafter 
Beifall rechts.) 

Gem.- Bath Adam: Ich kann die Angelegenheit nicht vor— 
übergehen laſſen, ohne nicht auch zu dieſem Gegenſtande zu ſprechen, 
denn Sie ſehen in mir den Hausvater diejes Aſyles. 
die Herren verſichern, 


daſs die Kinder dort erzogen werden, wie 
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Ich kann 
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die Kinder in guten Familien erzogen werden, und die Kinder 
ſind dem Hauſe anhänglich, denn ſie erkennen in demſelben ihr 
Vaterhaus. Die Kinder werden dort ſo erzogen, wie wir ver— 
pflichtet ſind, ſie zu erziehen; die chriſtlichen Kinder werden ſtreng 
chriſtlich erzogen; es ſind auch einige jüdiſche Kinder da, und die 
werden in ihrer Confeſſion erzogen. Der Herr Pfarrer in Kahlen— 
bergerdorf, würde, wenn an ihn die Anfrage geſtellt würde, unſerem 
Aſyle nur das beſte Zeugnis geben, denn er iſt jedes Jahr bei 
unſerer Chriſtbaumfeier, und wenn dieſelbe etwas verſchoben werden 
muss, jo fragt er ſchon, ob heuer kein Chriſtbaum ſei! 

Außerdem ſind unſere Kinder die erſten im Religionsunterrichte. 
Weiter iſt unſer Haus als ſolches für die Kirche von großem 
Wert, denn nicht allein, dass unſere Kinder gut erzogen werden, 
auch unſere Angeſtellten und Dienſtboten müſſen allſonntäglich in 
gewiſſem Turnus die Kirche beſuchen, und das iſt für eine Dorf- 
gemeinde wie Kahlenbergerdorf bis jetzt war, wo der Beſuch der 
Kirche meiſtens ſehr unregelmäßig iſt, von großem Wert. 

Was die Anfrage meines Vorredners anbelangt, ob dieſe 
Anſtalt eine Filiale der Freimaurerei ſei, ſo kann ich dem Herrn 
nur antworten, daſs dies ein ganz ſelbſtändiges Aſyl iſt, dafs 
ſelbſtändige Statuten für dasſelbe da find, und cs find beitragende 
Mitglieder, die in gar keinem Zuſammenhange mit dem Frei⸗ 
maurer-Vereine „Humanitas“ ſtehen. Die „Humanitas“ iſt Grün⸗ 
derin, wie ja die Freimaurer von ſo viel wohlthätigen Inſtituten 
Gründer ſind. Viele von den Inſtituten, die die Herren alle 
unterſtützen, ſind von Freimaurern gegründet. Wenn ich nicht 
Hausvater des Aſyles wäre, würde ich den Antrag ſtellen — aber 
jo ſchickt es ſich nicht, das ich es thue — daſs dieſes Aſyl mit 
800 fl. unterſtützt werde, denn, wie ſchon geſagt wurde, erhält das 
Aſyl zwei Kinder der Commune, welche Koſten von 500 fl. ver⸗ 
urſachen. Der beantragte Betrag iſt alſo eigentlich nur ein Aqui— 
valent für die Verpflegung der zwei Kinder, welche von der 
Commune der Anſtalt zugewieſen werden. Ich würde — wie 
erwähnt — 800 fl. beantragen, aber als Hausvater des Aſyles 
kann ich es nicht thun. Jedenfalls bitte ich die Herren, der bean— 
tragten Summe zuzuſtimmen. 

Referent (zum Schlufswort): Ich habe den Ausführungen 
nicht viel mehr beizufügen, aber Eines muss ich bemerken. Es 
liegen die bezüglichen Acten von 12 Jahren vor — es ſind immer 
dieſelben, immer der gleiche Rechenſchaftsbericht — und die Com— 
mune hat gegen eine Subventionierung nie Anſtand genommen; 
merkwürdigerweiſe findet man aber heute, daſss es ein freimau⸗ 
reriſches Inſtitut iſt. Sie wiſſen doch alle, dass in Cisleithanien 
die Freimaurerei geſetzlich nicht geſtattet iſt, folglich kann das auch 
nicht ein freimaureriſches Inſtitut ſein. 

Gem.⸗Rath Wurm hat bereits näher ausgeführt, dass das 
Inſtitut bewilligt und dasſelbe ein behördlich genehmigter Verein 
iſt. Was die Ausſtellung betrifft, nun, ſo wurden nicht die Kinder 
ausgeſtellt und prämiiert, ſondern ſelbſtverſtändlich wird nur die 
Gebarung des Vereines prämiiert. 

Mit Rückſicht, daſs ein anderer Antrag nicht geſtellt wurde, 
halte ich den Antrag des Stadtrathes aufrecht. 

Gem.- Rath Dr. Aht (zur Berichtigung): Es iſt das, was 
ich ſagen wollte, ſchon von dem Herrn Referenten richtiggeſtellt 
worden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ein Gegen-Antrag iſt 
nicht geſtellt worden, ich bitte daher jene Herren, welche dem 
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Antrage auf Subvention von 500 fl. zuſtimmen, die Hand zu 


erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, dem J. öſterr. 
Kinderaſyl im Kahlenbergerdorfe eine Subvention 


von 500 fl. zu bewilligen. 


24. Referent Gem.-Rath Dr. Huber: 3. 3756. Ich 
habe die Ehre, zu jenem Antrage zu referieren, welcher auf der 
gedruckten Tagesordnung ſteht und die Bewilligung eines Zufchufs- 
credites zur Ausgabe-Rubrik XXXIX „Erhaltung der Kirchen“ 
betrifft. 

Der Gemeinderath hat im Jahre 1890 mit ſeinen Beſchlüſſen 
vom 8. Auguſt und 28. October die Renovierung der Kirche am 
Rennweg bewilligt. Die bewilligte Koſtenſumme iſt 15.856 fl. 
Die Geſammtkoſten dieſer Renovierung, welche bereits längſt durch— 
geführt iſt, betrugen 15.708 fl., es ergibt ſich alſo ein Erſparnis 
von 148 fl. 1 kr. Es iſt aber bei dieſer Sache folgender Umſtand 
zu beachten. Im Jahre 1890 iſt ungefähr ein Drittel der Reno— 
vierung vor ſich gegangen und die betreffende Summe zur Aus— 
zahlung gelangt, es musste alſo der Reſt auf das Jahr 1891 
übertragen werden. Im Jahre 1891 wurde jedoch zu wenig in 
das Präliminare eingeſtellt, nämlich nur 3700 fl. Infolge deſſen 
handelt es ſich um den Zuſchuſscredit von 6816 fl. 88 kr. Es 
iſt eigentlich inſoferne nur eine buchmäßige Durchführung, denn, 
wie ich ſchon erwähnte, handelt es ſich nicht um eine Auslage, da 
ein Erſparnis von 148 fl. 1 kr. erzielt wurde; aber es mufs 
buchmäßig durchgeführt werden. 
in Betracht. Es ſind noch 15 Conti unerledigt, jedoch fallen alle 
dieſe Conti hinein in das Präliminare. Dieſelben belaufen ſich 
auf 1854 fl. 49 kr. Die Geſchäftsleute warten ſchon lange auf 
die Auszahlung desjenigen, was ihnen ſchon längſt gebürt hätte; 
es iſt daher nicht bloß ein Zuſchuſscredit zu bewilligen, ſondern 
auch die Bewilligung zu geben, dass die Hauptcaſſa die Conti im 
Betrage von 1854 fl. 49 kr. zur Auszahlung bringt. Ich bitte 
Sie um die Genehmigung. 

Gem.-Rath Frambauer: Ich möchte nur an den Herrn 
Referenten die Frage ſtellen, ob das eine Kirche iſt, über die die 
Gemeinde Wien das Patronat hat? 

Referent: Ja wohl. | 

Gem.-Nath Samranek: Meine Herren! Ich weiß nicht, 
wieſo es kommt, dajs die Beträge jetzt zur Bewilligung dem 
Gemeinderathe vorgelegt werden; denn fie wurden ſchon bewilligt 
und es unterlag keinem Anſtande, die Rechnungen ſchon längſt 
auszubezahlen. Ich möchte den Herrn Referenten fragen, wieſo es 
kommt, dajs die Geſchäftsleute noch immer kein Geld bekommen haben. 


Referent: Ich habe hiezu Folgendes zu bemerken. Ich habe | | 
das Armendepartement“ im Betrage von 12.000 fl. zu bewilligen. 


den ganzen Act durchgeſehen und gefunden, dass die 1854 fl. 
49 kr. der großen Mehrzahl nach Reſtzahlungen ſind, auf die 
ſchon früher Theilzahlungen erfolgt waren. Man muſste aber die 
Schluſs⸗Collaudierung abwarten. Ich kann die Verſicherung geben, 
dafs die Verzögerung weder im Magiſtrate noch im Stad: rathe 
erfolgt iſt. Ich war ſeit einer Reihe von Sitzungen bemüht, den 
Gegenſtand hier zur Erledigung zu bringen; er ſteht ſchon längſt 
auf der Tagesordnung. Die Gründe, daſs die Sache nicht recht 
vorwärts gieng, werden die Herren ſelbſt kennen. 

Gem.- Nat Bärtl: Ich ſtinime dͤieſem Zuſchuſscredit voll— 
kommen bei. Ich kann aber bei dieſer Gelegenheit nicht umhin, 
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Dann kommt noch ein Umſtand fondes wurde zur genannten Rubrik, welche „Aushilfen für Arme“ 


gewähren, am dringlichſten werden. 
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das geehrte Präſidium und den Stadtrath darauf aufmerkſam zu 
machen und zu bitten, dafs die Geſchäftsleute, ſobald fie ihre 
Rechnungen vorgelegt haben, dieſelben auch bezahlt bekommen. 
Es wurde aus Ihrer Mitte ein diesbezüglicher Antrag geſtellt, 
nach welchem die Geſchäftsleute zu einem Collegen gekommen ſind 
und vorgebracht haben, dass fie jo lange auf ihre Rechnungen 
warten müſſen. Es iſt bei den heutigen ſchlechten Verhältniſſen 
umſo wichtiger, das die Geſchäftsleute rechtzeitig ihre Rechnung 
gezahlt bekommen. Ich bitte alſo das geehrte Präſidium und den 
Stadtrath nochmals, die Rechnungen baldmöglichſt zur Auszahlung 
bringen zu laſſen. 

Referent (zum Schlusswort): Ich habe nichts mehr bei— 
zufügen. Das zuletzt Beſprochene iſt die Hauptſache, das andere 
iſt nur buchhalteriſcher Art. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ein Gegen Antrag iſt 
nicht geſtellt worden. Ich bitte daher jene Herren, welche dem 
Autrage des Herrn Referenten zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik XXIX „Erhaltung der Kirchen“ einen Zu— 
ſchuſscredit von 6816 fl. 88 kr. zu bewilligen. 


25. Referent Gem.-Rath Dr. Huber: 3. 3824. Ich habe 
die Ehre, noch bezüglich eines Zuſchuſseredites zu referieren. Dieſer 
Zuſchuſscredit betrifft die Ausgabs-Rubrik VI 2 b. Ich bemerke 
diesfalls Folgendes: Im Präliminare des allgemeinen Verſorgungs— 


betitelt iſt, zu Aushilfen durch den Armen-Referenten 41.940 fl. 
bewilligt. W it dieſer Summe gieng es nun im Jahre 1891 in 
keiner Weiſe aus. Am 4. November vorigen Jahres war der 
Standpunkt der, daſs bereits alles ausgegeben war, bis auf 400 fl. 
Nun ſind erfahrungsgemäß — und die Herren ſehen das ja alle 
auch ſelbſt ein — gerade die Monate November und December 
die allerſchlimmſten, nämlich jene, wo, ich möchte ſagen, die Geſuche 
um Unterſtützungen und die Nothwendigkeit, Unterſtützungen zu 
Es iſt daher von Seite der 
Buchhaltung berechnet worden, was für die Monate November und 
December pro 1891 diesfalls als Zuſchuſscredit noch aufzunehmen 
wäre und da hat man zunächſt auf das Vorjahr 1890 zurück— 
gegriffen; im Jahre 1890 waren im Präliminare diesfalls 12.224 fl. 
für dieſe beiden Monate eingeſtellt und auch verausgabt worden. 
Die Buchhaltung und der Magiſtrat haben im Grunde deſſen den 
Zuſchuſs für die Monate November und December mit 12.000 fl. 
rund angenommen, weil 400 fl. vom November noch Reſt waren. 
Heute handelt es ſich darum, dieſen Zujchujscredit zur Ausgabs— 
Rubrik des allgemeinen Verſorgungsfondes „Aushilfen für Arme durch 


Im Magiſtratsberichte wird mit Recht hervorgehoben, dajs die 
Sache deswegen ſchlimmer wurde, weil Wien größer geworden iſt 
und die Unterſtützungen nicht mehr auf die zehn Bezirke beſchränkt 
bleiben konnten, ſondern dass auch andere Bezirke daran participierten 
und jo kommt es, daſs man dieſe Summe als Aushilfen für 
Arme verbrauchte, denn ausgegeben iſt es ſchon. Ich bitte daher, 
den Zuſchuſscredit von 12.000 fl. zu genehmigen. 

Gem.-Nath Gregorig: Es fällt mir durchaus nicht ein, 
gegen die Höhe der Summe zu ſprechen, aber Eines kann ich nicht 
unterlaſſen in den Kreis der Beſprechung zu ziehen, und zwar den 
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Umſtand, dafs heute die Gepflogenheit befteht, die arme Bevölkerung 
um jeden Preis mit Almoſen zu betheilen. 

Das iſt eine Richtung, die ich in keiner Weiſe gutheißen 
kann; man verſchaffe den Leuten wirkliche Arbeit, man gebe ihnen 
Gelegenheit etwas zu verdienen, aber das Heranziehen zum Bettel 
das iſt demoraliſierend und im höchſten Grade verderblich. Ich 
habe heute geleſen, daſs der Bürgermeiſter an, ich glaube fünf Bezirks⸗ 
ämter, je 1000 fl. herausgegeben hat. Hier haben wir es auch mit 
einer bloßen Betheilung zu thun; geben Sie den Leuten Arbeit! 
Sie haben bei der Vereinigung der Vororte mit Wien verſprochen, 
ein Strom von Arbeit und Geld werde ſich über Wien ergießen 
und bis an die äußerſten Grenzen der Peripherie rieſeln, heute 
rieſelt aber der Hunger, und welches Auskunftsmittel haben Sie? 
Almoſen. Es gibt für einen Menſchen, der arbeiten will und 
wirklich ehrlich iſt, nichts Gräßlicheres, Schrecklicheres und Beſchämen— 
deres, als ſich Almoſen bieten zu laſſen. Für die Leute, die vom Bettel 
leben, für die Profeſſionsbettler möchte ich ſo wenig als möglich 
geben; aber mit dem bloßen Almoſen geben, wie es gewiſſe Leute 


thun, die Hunderttauſende aus dem Volke herausziehen und dann 


vielleicht 500 fl. geben und damit prahlen, demoraliſiert man nur 
die arbeitende Bevölkerung. Dagegen muss Stellung genommen 
werden und da möchte ich bitten, daſs mit dem jetzigen Syſtem 
gebrochen werde. 

Trachten Sie Unternehmungen zu creieren. Sie und Ihre 
Partei ſind es, welche große Fabriken errichten und ſagen, die 
Gewerbetreibenden ſollen verſchwinden, man ſolle in die Fabriken 
gehen, wie Hofrath Exner ſagt; das bringt das Proletariat hervor, 
das iſt der Untergang der Bevölkerung und der Stadt Wien. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich mußs aufrichtig ſagen, dass 
ich ungern nach dieſem Herrn Redner ſpreche, der ſolche Anſichten 
entwickelt, aber wenn gar nichts dagegen geſprochen wird, ſo ſieht 
das jo aus als ob man das alles als wahr hinnehmen müßste, 
was er ſagt. Es iſt wirklich traurig, daſs man ſelbſt einen ſolchen 
Anlaſs benützt, um, ich weiß nicht wem, etwas am Zeuge zu flicken. 


Jetzt iſt der Herr Vorredner gar gegen die Armenunterſtützung. 


(Widerſpruch links.) Ich bitte, das wurde geſagt; ich ſpreche das 
nochmals aus, dafs der Herr Vorredner klar und deutlich geſagt, 
daſs er gegen die Armenunterſtützung iſt. (Erneuerter lebhafter 
Widerſpruch links.) Er ſetzte hinzu, man ſolle den Leuten Arbeit 
ſchaffen. Das iſt ja recht ſchön, das iſt auch ſchön geſagt, aber 
die Gemeinde Wien iſt nicht dazu da um den Leuten Arbeit zu 


verſchaffen. Übrigens geſchieht ja auch alles Mögliche, was geſchehen 


kann. 

Nun möchte ich doch auf etwas Anderes aufmerkſam machen. 
Es gibt in einer großen Stadt wie Wien eine Menge Leute, die 
nicht arbeiten können, alte Leute, Kinder, Kranke, kurz und gut 
Familien, welche beim beſten Willen uicht arbeiten können. Da 
muss der Bürgermeiſter froh fein, wenn er einige Tauſend Gulden 
zur Dispoſition hat und ſie zur Vertheilung hinausſchickt, um die 
momentane bitterſte Noth zu lindern. Sprechen Sie doch nicht 
gegen ſo etwas. 

Was das Arbeitſchaffen anbelangt, ſo iſt das ein Schlagwort 
und nichts anderes. Es geſchieht alles, was geſchehen mußs. 
Schaffen Sie Arbeit, wenn Sie es im Stande ſind. (Rufe links: 
Wir haben ſie nicht verſprochen!) Ich bitte, den Antrag des Herrn 
Referenten anzunehmen. (Unruhe links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Meine Herren! Sie ver- 
langen mit Recht, daſs man die Redefreiheit reſpectiere. Ich habe 
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keinen anderen Wunſch, als dass Sie ſelbſt Ihrerſeits das Gleiche 
thun, ſonſt iſt eine Debatte nicht möglich. Wenn Ihnen auch die 
Ausführungen unangenehm ſind, müſſen Sie das hinnehmen, aber 
ich bitte doch, mit den Unterbrechungen endlich aufzuhören. 

Gem.-Nath Steiner: Ich habe den Ausführungen des Herrn 
Collegen Gregorig aufmerkſam zugehört und mußs entgegen 
den Ausführungen des Herrn Collegen Frauenberger be— 
merken, daſs der Herr College Gregorig erklärt hat: er iſt 
nicht gegen die Unterſtützung der Armen, ſondern nur gegen die 
Unterſtützung der unverſchämten Armen. Herr Gem.-Rath Frauen— 
berger hat erklärt: Wer ſoll Arbeit ſchaffen? Er war ja der— 
jenige, der gelegentlich der Berathung der Verkehrsanlagen erklärt 
hat: „Hier mufßs es conſtatiert und der Regierung der Dank aus— 
geſprochen werden“, und ich wundere mich nur, dafs er nicht gejagt 
hat: Senden wir ein heißes Flehen zum Himmel, dajs die Be— 
völkerung Wiens bei den Verkehrsanlagen länger die Wurzen ſpielen 
darf. Wir ſehen ja, wie im Reichsrathe die Parteipolitik des Polen— 
clubs im Verein mit den Jungczechen mit der Wiener Bevölkerung 
herumſpringt. Da werden wir nie etwas erreichen; wir dürfen 
nicht bitten, ſondern müſſen fordern, und die Bevölkerung der 
Stadt Wien hat ein Recht, etwas zu fordern. 

Gem.⸗Nath Weitmann: Meine Herren! Ju kurzen Worten 
möchte ich nur darauf hinweiſen, dass es doch wirklich beſchämend 
iſt, Arbeitsleute, die rüſtig und ſtark ſind, ſo zu betheilen, wie ſie 
heute betheilt werden müſſen, ich ſage: leider betheilt werden müſſen. 
Aber der Hunger thut weh, und ich vergönne es den Betreffenden 
von Herzen. Vor kaum einer Stunde habe ich Gelegenheit gehabt, 
bei der Brotvertheilung zu ſein, und habe geſehen, wie tüchtige, 
arbeitskräftige junge Leute, denen man es anſah, dafs ſie gern 
arbeiten möchten, jeder ein Laibl Brot bekommen haben und damit 
unter dem Arme davongegangen ſind. Das iſt beſchämend, das er— 
zeugt das Proletariat. So ſoll man es nicht anfangen, das iſt 
nicht praktiſch, nicht vortheilhaft. So viel Arbeit harrt, jo viel 
Arbeit iſt bei der Schaffung von Groß-Wien auszuführen, und es 
geht niemand ernſtlich daran, endlich einmal der arbeitsloſen Be— 
völkerung jene Arbeit zu Theil werden zu laſſen. Sie nehmen es 
gar nicht eruſt, die Gefahr iſt da; schaffen Sie Arbeit, und da 
wird das unnöthige Bettelweſen und die Profeſſionsbettler abge— 
ſchafft werden. Ich habe das Laibel Brot den Leuten recht von 
Herzen vergönnt, aber gedauert hat es mich, dass fie ſich fo herab— 
würdigen müſſen. Das iſt menſchenunwürdig. So ſoll man die 
Leute nicht behandeln, ſondern ihnen geben, was ihnen gebürt. 
Jeder arbeitsfähige Menſch hat, wie Bismarck ſchon betonte, ein 
Anrecht auf Arbeit. Geben Sie alſo den Leuten Arbeit und erziehen 
Sie ſie nicht zu Bettlern! 

Gem.-Nath Stehlik: Meine Herren! Ich bedauere ſehr, dass 
dieſe Frage ſo groß aufgerollt wurde. Aber wenn Sie bedenken, 
daſs wir nichts als Subventionen und Betheiligungen bewilligen, 
ſo ſage ich Ihnen, der Wiener Gemeinderath iſt — ich habe das 
ſchon früher betont — eine reine Verſorgungsanſtalt. Meine 
Herren! Wir haben eine Verſorgungsanſtalt. Es werden die 
anſtändigen Leute gewiſs im Alter verſorgt, aber wie dies jetzt 
ſtattfindet, iſt wirklich ſchon unerhört, und wenn der Gemeinderath 
— ich ſage das Ihnen von der Majorität — wenn Sie wirklich 
Arbeit ſchaffen wollen, ſo brauchen wir nicht die Verkehrsanſtalten. 
Es iſt genügend Arbeit hier. Schauen Sie nur den Gürtel an, 
das iſt ja die reine Hühnerſteige. Wo man nur hingeht, es gibt 
genug Arbeit, und ehe Sie 12.000, 15.000, 30.000 fl. hier weg⸗ 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 16, 1. März 1892. 


383. 


I WSS ww W w SS W ww wN SNR SR S N x x x / x x R — P — E—— L—L— —C—UTTTT—K LN K Y N N——— U N ———Q——— ——— —— ——— —— — 


ſchenken, geben Sie den Leuten lieber zu verdienen, damit ſie nicht 
immer betteln kommen und unterſtützt werden müſſen. Wir haben 
es nur durch das Großcapital ſo weit gebracht, meine Herren, welches 
überall das Unglück der Großſtädte iſt; das iſt die miſerable liberale 
Wirtſchaft! (Unruhe rechts, Beifall links.) Das Großcapital iſt 
es, das das Volk geplündert hat, — das ſage ich Ihnen offen — 
das auch den Arbeiter total ausplündert. So weit iſt es ge⸗ 
kommen. Wenn wir etwas für unſere Verſorgungsanſtalt thun 
ſollen, ſo müſſen wir es thun. Aber glauben Sie, meine Herren, 
nicht, daſs Sie damit etwas ausgerichtet haben, und wenn Sie 
dieſe 12.000 fl. herſchenken und bei der alten Wirtſchaft bleiben, 
ſo erziehen Sie nur Socialiſten und arbeiten wieder für das Groß— 
capital. (Gem.⸗Rath Frauenberger meldet ſich zum Worte.) 
Wenn Herr Gem.⸗Rath Frauenberger, der ſich jetzt wieder 
zum Worte gemeldet hat, nur mit ſeinen feurigen Worten gegen 
uns kämpft, ſo möchte ich ihm den Rath geben, er ſoll lieber in 
ſeinen rothen Tapeten zu flicken ſuchen, er ſoll ſich ein Stückchen 
rothes Tuch kaufen, und ſich nicht immer gegen uns in die Hitze 
treiben laſſen, wie das jetzt ſo ſeine Manier iſt. (Unruhe rechts.) 


Vice⸗Mürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, Herr Gemeinde⸗ 
rath. Es iſt nicht Ihre Sache, einem Collegen hier Vorleſungen 
zu halten. (Beifall rechts. — Gem.⸗Rath Stehlik: Ich muss 
es aber ſagen!) Wenn etwas Unziemliches geſchieht, ſo iſt es 
Sache des Vorſitzenden, dies zu rügen. 

Gem.⸗Nath Hawranek: Der hört es aber nicht! 

Gem.- Rath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage Schluſs der Debatte. — Ein verſtanden. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Das Wort haben noch 
die Herren Gem.⸗Räthe: Gregorig, Vaugoin, Frauen 
berger und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Gregorig: Meine Herren! Ich habe ſchon zu 
Beginn meiner Auseinanderſetzungen erklärt, dass ich nicht gegen 
die Bewilligung der Summe bin, und bedauere es, daſs ein 
Redner von drüben (rechts) in ſolchem Tone gegen mich aufs 
getreten iſt. Ich habe ihm perſönlich gar nichts gethan, und wie 
er dazu kommt, mich perſönlich zu beleidigen, weiß ich nicht, es 
kann nur daher kommen, weil er in der Nähe des Herrn Gem. 
Rathes Röhrl ſitzt — der ſteckt ihn vielleicht an, anders kann 
ich mir das nicht erklären. (Heiterkeit rechts.) Ich komme nun 
zur Sache; die Armenzuſtände in Wien treffen zum größten Theile, 
beinahe ausſchließlich nur Ihre Partei (rechts). Durch ihre Ver⸗ 
ſprechungen von großem Verdienſt, der in Wien ſein wird, haben 
Sie eine Maſſe Leute nach Wien gezogen, die früher nicht da 
waren (Bravo! links); dieſe Leute ſind alle brodlos und müſſen 
jetzt verſorgt werden. Schuld daran iſt nur Ihre Seite (rechts) 


und ſonſt niemand. Ihre Verſprechungen waren es, die die Leute 


zu Hoffnungen herangezogen haben. — Sie haben Hoffnungen 
wachgerufen, die ſich nie erfüllen werden. Die Verkehrsanlagen, 
von denen Sie den Leuten vorgemacht haben, daſs fie ſofort 
gebaut werden — von denen die verlogene juden-liberale Preſſe 
vorgemacht hat, daßs fie ſogleich gebaut werden, und dafs die 
deute heuer noch dabei verdienen werden, werden nicht gebaut. 
Das iſt alles nicht wahr; 
jetz ſchon gebaut wird, und die Herren wuſsten, dafs dies nicht 
geſchehen wird, denn es ſind noch keine Pläne fertig, und trotzdem 
Haben fie den Much gehabt zu fagen, im Frühjahre wird gebaut 
werden. Uns haben Sie Lügner geſchimpft, aber auf Ihrer Seite 


es iſt unmöglich, dass die Stadtbahn 


waren die Lügner, Sie haben die Leute wiſſentlich belogen . . .. 
(Große Unruhe rechts.) | 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Ich rufe Sie dafür 
zur Ordnung, daſs Sie der Verſammlung imputieren, dals 
fie gelogen hat, und entziehe Ihnen das Wort. (Beifall 
und Händeklatſchen rechts. — Unruhe links.) 

Gem.⸗Nath Gregorig: Die liberale Partei hat gelogen; ich 
danke recht ſehr. Ich bitte zu einer perſönlichen Bemerkung um 
das Wort. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Das Wort hat Herr 
Gem.⸗Rath Vaugoin. 

Gem.-Nath Vaugoin: Sehr verehrte Herren! Ich habe 
nicht gedacht, daſs das Referat, welches von Seite des Herrn 
Referenten vorgebracht wurde, und welches die Verſorgung von 
Armen betrifft, Anlaßs geben kann zur Aufrollung einer Frage, welche 
heute nicht Wien allein beſchäftigt, ſondern welche andere große 
Städte in viel ärgerer Weiſe beſchäftigt als Wien. In dem vor- 
liegenden Falle, meine Herren, handelt, es ſich nicht um eine 
Unterſtützung für arbeitsloſe Arbeiter, ſondern es handelt ſich um 
Aushilfen für Arme und nicht für Arbeiter, die Arbeit ſuchen. 
Nun kommen wir aber doch auf den Gegenſtand. Wie iſt es 
möglich, eine ſolche Frage vom Zaun zu brechen, wie die große 
Frage, die aufgerollt wird von der Noth und Beſchäftigungs⸗ 
loſigkeit der Arbeiter, und wie kann man dem Wiener Gemeinde- 
rathe an dieſem Orte den Vorwurf machen, als ob dieſer die 
Urſache ſei, dafs Arbeitsloſigkeit in Wien herrſcht? Iſt es denn den 
Herren Vorſprechern aus den Zeitungen nicht bekannt, dafs die noth— 
leidenden Arbeiter vor wenigen Tagen bis an die Thore des 
kaiſerlichen Schloſſes in Berlin gegangen ſind und Arbeit verlangt 
haben, und iſt es denn den Herren nicht bekannt, daſs in Rom 
dieſelben Zuſtände herrſchen? Iſt denn das eine Frage, die einen 
localen Charakter für Wien allein hat, und muſs man denn, wenn 
die Noth eine allgemeine in der Welt iſt, und wenn die Arbeits— 
loſigkeit ſich überall geltend macht, einer Partei, die hier nicht in 
der Lage iſt, die Arbeiter in dieſem Maße zu unterſtützen, einen 


ſolchen Vorwurf machen? 


Was hat denn der Gemeinderath angeſtrebt dadurch, dajs er 
die großen Arbeiten unterſtützt hat? Meine Herren! Sie haben 
ſelbſt dafür geſtimmt, alle, die jetzt ſo ſprechen, haben für die 
Verkehrsanlagen geſtimmt und da will man dem Wiener Gemeinde⸗ 
rathe den Vorwurf machen, daſßs er kein Herz für die Arbeiter hat. 
Der Wiener Gemeinderath hat Mittel zu ſchaffen für die Bedürfniſſe 
der Bevölkerung und hat für die Pflege der Armen der Stadt 


Wien zu ſorgen, aber er kann nie und nimmer verhalten werden, 


für die beſchäftigungsloſen Arbeiter Arbeit zu ſchaffen, und wenn 
man jemand aus der Frage einen Vorwurf machen will, dass die 
Arbeiten für die Verkehrsanlagen noch nicht im Zuge ſind, ſo iſt 
es gewiſs nicht der Gemeinderath, der die Schuld trägt, da er 
mit Eile ſich an die Arbeit gemacht hat. Wo anders liegt die 
Urſache und gerade Anhänger Ihrer politiſchen Anſchauung ſind 
Gegner der Vorlagen im Reichsrathe (Beifall rechts, Widerſpruch 
links); fie find dagegen, dass die Arbeit raſch durchgeführt werde. 
Das mußs hier gejagt werden und man darf jedenfalls nicht eine 
Partei für die Nothlage verantwortlich machen. (Bravo! rechts.) 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich erkläre, 
daſs ich auf die Einwürfe, die wiederholt pon dieſer (linken) Seite 
grundlos gegen mich geſchleudert wurden, in der heutigen Debatte 
nicht antworte. Es iſt mir zu geſchmacklos, auf ſolche Dinge ein- 
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zugehen. Es wurde hier von einem Redner geſagt: „Schaffen Sie 
Arbeit durch die Beſeitigung der Linienwälle.“ Wer ein Geſchäft 
betreibt und wer überhaupt eine Arbeit zu beurtheilen in der Lage 
iſt, den frage ich, ob das ernſtlich gemeint ſein kann, ob jemand 
glauben kann, daſs man durch das Niederreißen des Walles wirklich 
Arbeit zu ſchaffen vermag? Das iſt eine Arbeit auf 14 Tage, 
dadurch werden Sie der Bevölkerung keine Arbeit ſchaffen. Noch 
was anderes: das wäre eine ganz nutzloſe Arbeit, ganz und gar 
nutzlos. Diejenigen, welche ſeinerzeit dieſe Gründe kaufen, werden 
auch den Linienwall demolieren, und die Gemeinde würde alſo auf 
dieſe Weiſe vielleicht 20.000 fl. oder 30.000 fl. hinauswerfen. 
So ſteht die Sache. Warum die Verkehrsanlagen 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich 
erlaube mir den Herrn Redner aufmerkſam zu machen, dass die 
Debatte fi auf einen Zuſchuſscredit zur Ausgabs⸗Rubrik des 
allgemeinen Verſorgungsfondes und nicht auf die Wiener Verkehrs⸗ 
anlagen bezieht. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Es iſt mir das 
bekannt, Herr Vorſitzender, ich muſs aber auf das, was geſagt 
wurde, antworten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich ſehe die Noth⸗ 
wendigkeit nicht ein. 

Gem.-Nath Frauenberger: Nicht der Gemeinderath iſt die 
Urſache der Verzögerung, ſondern die Urſache liegt im Parlament, 
weil der Reichsrath einfach die Sache vertagt hat. 

Bei dieſer Gelegenheit muss es mir doch geſtattet ſein, aus— 
zuſprechen, daſs gerade der Herr Gemeinderath, welcher auch dem 
hohen Landtage angehört, in der Sitzung des Landtages geſagt 
hat — ich glaube nicht zu irren — „Ich möchte Schwefel und 
Pech herabregnen laſſen auf dieſe Verkehrsanlagen!“ und jetzt ſehnt 
er fie herbei. Er hat auch dagegen geſtimmt; ich glaube, dajs er 
allein es war, der ſich blamierte im Angeſichte des ganzen Oſterreich, 
und jetzt ſehnt er ſie ſo dringend herbei. Meine Herren! Ich möchte 
Sie bitten, ſolche Debatten zu vermeiden, ſie führen zu nichts. 
Verlangen Sie nichts von uns, was wir nicht ſchaffen können; 
wir thun alles, was möglich iſt. Der Wiener Gemeinderath hat 
ſeine Schuldigkeit gethan in dieſer Sache und er wird es auch 
fernerhin. 

Ich bitte, den Antrag des Herrn Referenten anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. CLueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! § 27 der Geſchäftsordnung beſtimmt, dafs der Vorſitzende 
das Recht hat, Ungehörigkeiten, welche im Laufe der Verhand— 
lungen vorkommen durch Erinnerungen, Rügen, Verweiſung zur 
Ordnung, Entziehung des Wortes und durch Ausſchluſs von der 
Sitzung, im äußerſten Falle auch durch Ausſchluſs von höchſtens 
drei nächſtfolgenden Sitzungen zu ahnden. 

Aus dem Texte der ſoeben citirten Geſetzesſtelle geht wohl 
hervor, daßs dieſe Strafbeſtimmungen der Reihe nach zu hand— 
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haben ſind, und dass es gewiſss nicht dem Herrn Vorſitzenden 


geſtattet iſt, ſämmtliche Strafen auf einmal zur Anwendung zu 
bringen, ſonſt könnte es einem Vorſitzenden einfallen, die Er— 
innerung, die Rüge, die Verweiſung zur Ordnung, die Entziehung 
des Wortes, den Ausſchluſs von der Sitzung und auch den Aus— 
ſchlufſs von drei Sitzungen auf einmal zu verkünden. (Sehr gut! 
links.) Sie werden zugeben, ſo etwas gibt es in der ganzen Welt 
nicht; in der ganzen Welt, wo Parlamente exiftieren . | 

Dice-Bürgermeifter Dr. Rich ter (unterbrechend): Ich bitte, 
sich doch kurz zu fafjen . 
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Gem.-Nath Dr. Lueger: Daſs nach dem erſten Ordnungs⸗ 
ruf ſchon die Entziehung des Wortes erfolgt, das exiſtiert gar 
nirgends, das iſt eine Erfindung, auf welche ſich der Vorſitzende 
ein Patent geben laſſen kann 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter use: Ich bitte, 
ſich etwas kürzer zu faſſen . | 5 

Gem. -Nath Dr. Cueger: .. . Aber wir müſſen gegen einen 
ſolchen Gebrauch der Disciplinargewalt von Seite des Vorſitzenden 
mit voller Entſchiedenheit proteſtieren. Ich würde ſehr bitten, dafs 
in einer folchen Weiſe nicht vorgegangen werde. Wir müſſen 
uns ohnehin alles von der Gegenſeite gefallen laſſen (Wider⸗ 
ſpruch und Gelächter rechts), ohne dafs dieſelbe zur Ordnung 
gerufen wird, während der Herr Vorſitzende ſofort mit dem Schirme 
der Disciplinargewalt daſteht gegen uns, um die Gegenſeite zu“ 
ſchützen. Wenn wir uns das gefallen laſſen müſſen, ſo bitte ich 
doch, den § 27 in menſchlicherer Weiſe zu handhaben. f 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe zuerſt zu 
erwidern, daßs die Behauptung, daſs die Herren dieſer Seite 


(links) ſich alles gefallen laſſen müſſen, an und für ſich ganz und 


gar unrichtig iſt, und ich weiſe das, inſoferne darin ein Vorwurf 
gegen das Präſidium liegt, zurück. (Beifall rechts.) 8 

Die Anſchauung des geehrten Herrn Redners über den Inhalt 
und die Bedeutung des § 60 des Statuts und des § 27 der 
Geſchäftsordnung iſt gleichfalls eine unrichtige. Es iſt Sache des 
Präſidiums, nach Maßgabe der Verhältniſſe von der Disciplinar⸗ 
gewalt Gebrauch zu machen; es würde aber zu den größten 
Abſurditäten führen, wenn erſt die ganze Scala durchzulaufen 
wäre, um zum richtigen Disciplinarmittel zu gelangen. Ich werde 
von der Anweiſung, die der Herr Redner ſo gütig war zu geben, 
auch in Zukunft keinen Gebrauch machen (Heiterkeit und Beifall 
rechts), ſondern das Geſetz auslegen, wie es verniifüg iſt (Beifall 
rechts). 

Referent (zum Schluſsworte): Ich werde Sie mit keiner 
langen Schlufsrede mehr hier beläſtigen. Die Sache liegt einfach: 
Aushilfe für Arme! Sie wiſſen alle, dafs damit nicht gemeint iſt, 
den Bettel zu unterftützen; das find jene außergewöhnlichen Fälle, 
wo jeder, wenn er überhaupt etwas hat, wenn der Arme ar ihn 
herantritt, in die Taſche greift. Es iſt aber gar ſonderbar, dafs 
man einen ſolchen Anlaſs dazu benützt, um ihn in dieſer Weiſe 
aufzubauſchen und die Schuld an dem, was heute Noth heißt, 
einer Partei in die Schuhe ſchiebt. Wer immer hier herrſchen 
würde, meine Herren, würde dieſe Verhältniſſe nicht abzuändern 
vermocht haben. Ich habe mich verpflichtet gefühlt, das zu fügen, 
weil ich zu jener Partei gehöre, welche beſchuldigt wurde, — Ic 
bitte, den Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Gef ſchäftsordnung): Der Herr 
Vorſitzende hat mir früher imputiert, dajs ich die Herren von der 
Gegenſeite als Lügner bezeichnet habe. Das iſt nicht richtig, denn 
ich habe geſagt, die liberale Partei und die verlogene Judeüpreſſe, 
und habe von dem Gemeinderathe nicht geſprochen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich muss dem entgegen⸗ 
treten. Der Herr Redner hat einen Ausdruck gebraucht, von dein 
zum mindeſten höchſt zweifelhaft war, ob nicht die Herren, die hier 


eechts) ſitzen, mit dem Vorwurſe der Lüge gemeiht waren. Und 
wenn der Herr Vorredner wünſcht, 


daſs kein Zweifel auftauche, 
ſo möge er ſich in Zukunft deutlicher ausdrücken. (Gem. Rath 
Gregorig: Ich ſpreche ohnedies deutlich.) Wir schreiten zur 
Abſtimmung. Ein Gegen⸗Antrag iſt nicht vorgebracht worden. Ich 
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erſuche jene Herren, welche den Referenten⸗Antrag annehmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) — Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik VI 2 b des allgemeinen Verſorgungsfondes 
„Aushilfen für Arme“ einen Zuſchuſscredit von 
5 1% 000 ft. zu bewilligen. | 


26. Veferent Gem. -Aath’ Dr. Vogler: Nr. 709. Das 
Weft ſteht auf der Tagesordnung, hat keine beſondere Beilagen⸗ 
nummer. In der beſtandenen Gemeinde Sechshaus beſteht be⸗ 
kanntlich eine Pfandleihanſtalt. Dieſe iſt von der Gemeinde Sechs⸗ 
haus gegründet worden und iſt nunmehr in das Eigenthum der 
Gemeinde Wien übergegangen. Nun ſchreitet der Vorſtand dieſer 
Pfandleihanſtalt um eine Vermehrung des Perſonales ein. Es wird 
darauf hingewieſen, daſs gegenwärtig im ganzen 21 Individuen 
in dieſer Anſtalt beſchäftigt ſind, incluſive aller Diener, Portiers 

u. ſ. w. Mit der eigentlichen Manipulation ſind nur 11 Beamte 
beſhäftgt Von dem ganzen Perſonale iſt nur der Vorſtand definitiv 
angeſtellt, während alle anderen Beamten nur proviſoriſch gegen 
14tägige Kündigung angeſtellt ſind. Die Geſchäfte dieſer Anſtalt 
nehmen ſo rapid zu, daſs eine fortwährende Steigerung zu conjtatieren 
iſt. Im Laufe eines Monates können durchſchnittlich 18.000 bis 
20.000 Poſten Umſatz gerechnet werden. Das zu bewältigen, iſt 
nach der Angabe des Vorſtandes das gegenwärtige Beamten⸗ 
perſonale nicht in der Lage und aus dieſem Grunde verlangt der 
Vorſtand die Aufnahme von ſechs Aſpiranten, welche vorläufig 
unentgeltlich angeſtellt werden ſollen. 

Es ſtellt ſich nun durch Vergleich mit dem ſtaatlichen Verſatz— 
amte heraus, dass allerdings eine Beamtenvermehrung mit Rückſicht 
auf den Geſchäftsumfang nothwendig erſcheint. Es iſt nur die 
Frage, ob ſofort ſechs Aspiranten aufgenommen werden müſſen, 
Ag die Geſchäfte zu bewältigen. Der Stadtrath war diesfalls der 

Anſchauung, daßſs das momentan nicht gerade nothwendig ſein 
wird. Wenn die Geſchäfte weiter zunehmen, ſo wird man nach 
Bedarf weitere Aſpiranten aufnehmen. Vorläufig werden drei, 
vielleicht vier genügen. Man will ſich aber trotzdem von dem 
Gemeinderathe die Ermächtigung erwirken, bis zur Höchſtzahl von 
echs Aſpiranten aufzunehmen. Dieſelben hätten ſich vorläufig einer 
dreimonatlichen Probepraxis zu unterziehen und es iſt ihnen nach 
deren zufriedenſtellender Ablegung ein Taggeld von 1 fl. in Ausſicht 
zu ſtellen. Ich erlaube mir demnach den Antrag zu ſtellen: 


„Der Gemeinderath ertheile die Ermächtigung, für 
den Betrieb der Sechs hauſer Pfandleihanſtalt nach 
Maßgabe des Bedarfes unentgeltliche Aſpiranten bis 
zur Höchſtzahl von ſechs aufzunehmen. Dieſelben hätten 
ſich vorläufig einer dreimonatlichen Probepraxis zu 
unterziehen und es ſei ihnen nach deren zufrieden: 
ſtellen der Ablegung eine proviſoriſche Gewährung eines 
Taggeldes von 1 fl. in Ausſicht zu ſtellen.“ 

Dieſen Antrag emkehle ich zur Annahme. 

HSem.⸗Aath Gregorig: Meine Herren! Was beantragt uns 
der Herr Referent? Der Herr Referent beantragt uns die Auf- 
nahme von ſechs Perſonen, welche vorderhand unentgeltlich dienen 
und dann nach einiger Zeit, ich glaube nach drei Monaten, wenn 
ich richtig verſtanden habe, täglich 1 fl. Taggeld bekommen. Ich 
bin ein entſchiedener Gegner vom Umfonftardeiten; es gibt 
niemanden, der mit mehr Arbeitswidrigkeit ſeinem Berufe nachgeht, 
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als derjenige, der umſonſt arbeiten ſoll. Auch iſt der Taglohn von 


1 fl. ein Schundlohn, mit dem ein ehrlicher Menſch nicht leben 
kann. Was macht man mit ſolchen Arbeitskräften, wenn dieſelben 
dort wirklich nothwendig ſind, was ich bezweifle. Stellen Sie 
ordentliche Leute an, zwei Beamte, die etwas leiſten können, bezahlen 
Sie ſie anſtändig und Sie haben ein ordentliches Perſonal. Aber 
mit dieſem unentgeltlichen Arbeiten, dieſem Diurniſtenweſen muss 
gebrochen werden. Wie ich mir habe ſagen laſſen, liegt die Sache 
vielleicht auch an der Leitung der Pfandleihanſtalt. Ich habe jetzt 
die Notizen nicht genau bei mir, aber es ſind mir Sachen erzählt 
worden, die wirklich nicht ſchön ſind; und wenn die Herren nichts 
thun und man dazu noch neue Beamte braucht, ſo bin ich dagegen. 

Gem.-⸗Rath Dr. Tueger: Ich habe von dem, was der 
Herr Referent geſprochen hat, auch nicht ein Wort gehört. Der 
Herr Referent hat eine leiſe Stimme, und wie ich ſchon zu wieder— 
holtenmalen erwähnt habe, die Gewohnheit, immer in den Tiſch 
hineinzureden, fo dass ſeine leiſe Stimme nur dem Tiſche ver— 
ſtändlich iſt, von uns aber nie verſtanden werden kann. (Referent: 
Das iſt nicht richtig!) Ich ſpreche daher nur auf Grund des 
Antrages, der hier gedruckt vorliegt, und der lautet auf Bewilligung 
der Aufnahme von unentgeltlichen Aſpiranten bis zur Höchſtzahl 
von ſechs nach Maßgabe des Bedarfes. Es ſollen alſo ſechs unent⸗ 
geltliche Aſpiranten aufgenommen werden, und nachdem die Sache 
an den Gemeinderath gelangt, ſollen dieſe unentgeltlichen Stellen 
ſyſtemiſiert werden, denn ſonſt hätten wir mit der Sache eigentlich 
nichts zu thun. Sie werden mir zugeben, daj3 eine Vermehrung 
der Beamten entweder eine ſtändig nothwendige iſt oder eine aus⸗ 
hilfsweiſe nothwendige ſein kann für eine gewiſſe Zeit. Iſt es 
eine ſtändig nothwendige, ſo müſſen Sie ſechs ſtändige Aſpiranten 
mit irgend einem Gehalte verſehen. Sie können nicht ſagen: 
drei Monate umſonſt und dann um 1 fl. täglich; das iſt geradezu 
eine Schande für Wien; der Beamte mufs dann gleich im Verſatz— 
amte ſelber verſetzen (Heiterkeit), damit er leben kann, wenigſtens 
hat er die Geſchichte bequemer, das iſt richtig. (Heiterkeit) Wenn 
alſo der Bedarf ein ſtändiger iſt, dann ſyſtemiſiere man ordentliche 
Beamtenſtellen, wenn aber der Bedarf ein vorübergehender iſt, 
dann bitte man den Gemeinderath um die Bewilligung von ſechs 
Diurniſtenſtellen, und ich ſtelle den Antrag, es mögen ſechs 
Diurniſtenſtellen bewilligt werden. Das ſcheint mir das 
einzig Richtige zu ſein. Stellt ſich heraus, daſs der Bedarf ein 
ſtändiger iſt, ſoll der Stadtrath an den Gemeinderath herantreten 
und ſagen, wir brauchen um ſoviel Beamte mehr und ſoll beantragen, 
mit welchem Gehalte die betreffenden Stellen verſehen werden ſollen. 


Ich empfehle die Annahme meines Antrages. 


Gem.-⸗Rath Nöhrl: Wenn ich zu dieſer Angelegenheit mir 
das Wort erbitte, geſchieht es, weil der Antrag des Stadtrathes 
eine Berechtigung hat. Ich kenne die Anſtalt ganz genau. Sie 
wurde am 1. Juni 1890 gegründet und es iſt derzeit eine ſolche 
Geſchäftsanhäufung, daſs in einem Monate 18.000 Parteien zu 
bedienen ſind, das ſagt genug, es kommen auf den Tag nahezu 
600 Perſonen. Wenn berückſichtigt wird, dajs im Jahre 1890 in 
den erſten ſieben Monaten des Beſtandes 54.000 Poſten eingeſchätzt 
wurden, im Werte von 174.000 fl., wenn man weiter berückſichtigt, 
daſs vom 1. Jänner 1890 bis Ende December 1891 107.000 Poſten 
im Werte von 360.000 fl. eingeſchätzt wurden, können Sie ſich 
vorſtellen, das entſchieden ſehr viel zu thun iſt. Wenn erwogen 
wird, daſs der Geſammtumſatz 700.000 fl. beträgt, kann man 
wohl nicht verlangen, daſs mit dem vorhandenen Perſonale das 
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Auslangen gefunden werde, und wie ſchlecht dasſelbe entlohnt 
wird, werde ich noch ausführen. Durch die Einverleibung ſind die 
Vororte⸗Anſtalten ein biſschen zurückgeſetzt worden, es wurde ihnen 
nicht jenes Wohlwollen entgegengebracht, wie es eigentlich ſein 


ſollte. Wir haben dort Beamte mit 350 bis 600 und 700 fl., Männer 


von 40 Jahren. Ich frage, wovon ſollen die Leute leben, wenn 
ſie 700 fl. haben, und der Caſſier dort hat auch die Haftung für 
einen jährlichen Umſatz von 700.000 fl. Es iſt jehr. traurig, dass 
man mit dem Beamtenmaterial ſo umgeſprungen iſt. 
ſeinerzeit im September vorigen Jahres den Antrag auf Ver— 
beſſerung der Lage der Beamten dieſer Anſtalt geſtellt, habe aber 
weder eine Antwort erhalten, noch iſt etwas geſchehen. (Rufe links: 
Ihre Partei!) Sie entſchuldigen ſchon, das iſt nicht meine Partei, 
ſondern ſie wurde von einem ſehr achtbaren Antiſemiten dazumal 
gegründet: Zur Darnachachtung! Es war unſer verehrter ehemaliger 
Bürgermeiſter Ullmann. (Unterbrechung links.) 

Das Haus iſt um 46.000 fl. übernommen worden, ſelbſt— 
verſtändlich viel zu hoch; ergo iſt das eine Verzinſung, die ganz 
ungerechtfertigt iſt. Heute hat die Anſtalt 129.000 fl. an Barmitteln 
zur Verfügung, welche ſie in der Sparcaſſe Sechshaus mit 6% 
verzinst. Der Zinsfuß iſt aber auch ein bilschen zu hoch; er wird 
gewöhnlich mit 9% Zinſen angegeben und 65% Proviſions— 
gebüren 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Redner, das iſt alles ſehr intereſſant, gehört aber nicht zum 
Gegenſtande. Ich bitte, über die Anſtellung der Aſpiranten zu reden. 

Gem.-⸗Nath Nöhrl: Ich bitte, Herr Vorſitzender, wenn man 
für etwas eintreten will, muſs man den betreffenden Gemeinderath 
darauf aufmerkſam machen, was geſchieht und vorgeht, ob eine 
Nothwendigkeit vorhanden iſt, ob die Geſchäfte ſich gehoben haben, 
und ich möchte alſo bitten, mir in dieſer Beziehung Freiheit zu 
laſſen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Ich bin aber der An⸗ 
ſchauung, daſs der Zinsfuß mit dem vorliegenden Gegenſtande 
gar nicht zuſammenhängt. 

Gem.⸗Rath Röhrl (fortfahrend): Alſo werden wir den 
Zinsfuß weglaſſen. (Heiterkeit.) Wenn Sie die vielen Tauſend 
Poſten, die wir haben, ſehen, ſo ſind es meiſtens 3 fl. bis höchſtens 
10 fl. Wir haben ein einzigesmal eine Poſt von 1200 fl. 
gehabt. Denn wir haben draußen eine im Verhältniſſe arme 
Bevölkerung; die hat ſelbſtverſtändlich nicht viel und kann nicht 
um größere Beträge verſetzen, wie es eben hier in der Stadt vor— 
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kommt, dajs Leute nach den Bällen Sachen verſetzen und dann 


wieder auslöſen. Das kommt bei uns nicht vor. (Heiterkeit.) 

Wir haben 11 Beamte, 3 Schätzmeiſter und 4 Diener. Dieſe 
11 Beamten find unter den dürftigſten Verhältniſſen angeſtellt, 
und ich möchte bitten, meinem Schlujs-Antrage zuzuſtimmen, dajs 
die Beamten und Diener dieſer Anſtalt definitiv angeſtellt werden, 
dass ſie lebensfähig find, exiſtieren können und nicht bloß vegetieren. 
(Beifall.) 

Die gegenwärtigen Zuſtände ſind unhaltbar. Was ſoll man 
endlich machen? Man darf die Beamtenſchaft nicht ſo weit treiben, 
daſs fie demonſtriere wie die Arbeiter. Die Beamten ſind zwar 
nicht arbeitslos, aber nahezu mittellos. 

Ich möchte an die Humanität des Gemeinderathes appellieren, 
dafs er mir in dieſer Beziehung beiſtimmt und meinen Antrag 
annimmt. Mein Antrag geht dahin, daſs man ſechs Aſpiranten auf⸗ 
nimmt mit einem Gehalte, und ſei er noch ſo gering. Denn Sie 


Ich habe 
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können nicht verlangen, dafs die Leute drei Monate dort ſitzen und 
nichts beziehen. Ich muſs mich dagegen ausſprechen und gegen 
dieſen Antrag des Stadtrathes ſtimmen, aus dem einfachen Grunde, 
weil dieſe Leute beſoldet werden müſſen. Ich bin für ſechs Aſpiranten, 
aber man braucht vorläufig nur zwei. Mein Antrag geht dahin: 

Es ſei den Beamten und Dieuern der Pfandleih⸗ 
anſtalt in Sechshaus der Gehalt entſprechend zu 
erhöhen, und dieſelben ſeien definitiv anzuſtellen; ferner 
ſeien nur zwei Aſpiranten anzuſtellen, und dieſelben 
ſollen beſoldet ſein. Die Beſoldung überlaſſe ich dem 
Stadtrathe. (Bravo! Bravo!) | 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich möchte mir zunächſt eine Anfrage 
an den Herrn Referenten erlauben: auf was die ſechs Aſpiranten 
aſpirieren (Sehr gut!), ob ſie auf Beamtenpoſten oder nur auf 
Diurniſtenpoſten vorrücken? Aus den Ausführungen des Herrn 
Referenten iſt mir das nicht ganz klar geworden. Falls in Aus⸗ 
ſicht genommen iſt, dafs die betreffenden Aſpiranten nur Diurniſten⸗ 
poſten erlangen können, jo mufs ich mich mit aller Entſchiedenheit 
gegen die Praxis ausſprechen, daſs hier unbeſoldete Diurniſten⸗ 
Aſpiranten angeſtellt werden. (Beifall.) 

Wir dürfen uns der Überzeugung nicht verſchließen, dass es 
der großen Gemeinde Wien unwürdig iſt, daſs ſolche Elendpoſten 
beſtehen; und nun noch Aſpiranten auf ſolche Elendpoſten zu 
creieren, iſt unter jeder Kritik. (Lebhafte Zuſtimmung.) Ich möchte 
daher wünſchen, dass die Verſammlung ſich mit aller Entſchiedenheit 
gegen derartige Anträge des Stadtrathes ausſpreche. (Beifall.) 
Es kommt noch dazu, dafs diejenigen, welche bei einer communalen 
Pfandleih⸗Anſtalt angeſtellt ſind, alſo ſich im communalen Dienſte 
befinden, ſich noch bei einer Brotvertheilung betheiligen werden. 

Das iſt für die Großgemeinde Wien ein ganz entſchieden 
unwürdiger Vorgang. Ich bin auch gegen die Creierung von 
Diurniſtenpoſten, weiß aber wohl, dass ich heute dieſe Frage nicht 
mit dem vorliegenden Antrage verquicken kann und werde daher 
für den Antrag ſtimmen, den der Herr Dr. Lueger geſtellt und 
Herr Gem.-Rath Röhrl wiederholt hat, aber nur in einer be— 
ſtimmten Form. Wenn nämlich der Stadtrath erklärt, ſechs Diur— 
niſtenſtellen ſind nothwendig, ſo müſſen eben ſechs aufgenommen 
werden. Es geht nicht an, dafs ein Mitglied des Gemeinderathes 
einfach ſagt: Es ſind nur zwei nothwendig. Ich mußs doch vor— 
ausſetzen, dafs der Stadtrath ſich darüber informiert hat. Ich 
ſtimme alſo dem Antrage des Stadtrathes zu, wenn er dahin 
modificiert wird, daſs Diurniſten angeſtellt werden. 

Beferent: Ich möchte ſofort einiges auf dieſe Ausführungen 
erwidern. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs die Aſpiranten auf Beamten⸗ 
poſten zu aſpirieren haben, denn es iſt ja nicht in Ausſicht ge⸗ 
nommen, dieſe Aſpiranten vielleicht als Diurniſten weiterzuführen, 
im Gegentheil ſetzen wir voraus, dass die Anſtalt nicht nur auf 
ihrem gegenwärtigen Niveau bleibt, ſondern noch eine weitere 
Ausdehnung erhalten wird, infolge deren überhaupt eine ordent⸗ 
liche Syſtemiſierung der Beamtenſtellen nothwendig ſein wird. 

Wenn hier geſagt wird, es ſei der Gemeinde unwürdig, 
unbeſoldete Beamte anzuſtellen, jo bemerke ich, dass auch der 
Staat wiederholt in allen Geſchäftszweigen unbeſoldete Beamte 
angeſtellt hot und dieſelben oft iatrelang uubeſoldet dienen läßst. 

Ich möchte Ihnen ferner berichten, dass ich mich nach Sechs⸗ 
haus begeben habe, um dort mit dem Vorſtande eben über dieſe 
Nichtbeſoldung der Aſpiranten Rückſprache zu pflegen, und dass er 
mir geſagt hat, daſs er fo viele Leute umſonſt bekommt, als er 
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nur will (Hört! ), weil die Leute froh find, wenn fie nur irgendwo 
unterkommen, und weil ſie auch beim kaiſ. Verſatzamte ein bis 
zwei Jahre umſonſt dienen müſſen, bevor ſie ein Adjutum erhalten. 

Ich weiß nicht, ob das richtig iſt, aber es wurde mir draußen 
mitgetheilt. Ich möchte Sie auch warnen, mit den Beſoldungen 
allzu coulant zu ſein. Sehen Sie ſich dieſe Beſoldungen einmal 
an, die draußen ſyſtemiſiert ſind, und die hat nicht der Stadtrath 
gemacht, ſondern die Gemeinde Sechshaus. Der oberſte Beamte, 
der Vorſtand, bekommt 1200 fl. Gehalt und 25% Quartiergeld 
und ſein Stellvertreter bekommt 600 fl. und ſonſt nichts, der 
Caſſier und ein Pfänderverwahrer im Alter von 45 bis 42 Jahren 
bekommen je 700 fl., dann haben wir noch zwei Beamte mit 
480 fl., einen mit 360 fl. und zwei Praktikanten mit je 300 fl. 
Adjutum, dann kommen noch Schätzmeiſter. Wenn Sie nun hier 
angeſtellte Beamte haben, nämlich die Praktikanten, die 300 fl. 
beziehen, ſo können Sie doch um Gottes willen nicht den Aſpiranten 
mehr geben. Es mußs doch alles in einem gewiſſen Einklang 
ſtehen. Der Stadtrath iſt im Begriffe, dieſe ganze Anſtalt einer 
gründlichen Reorganiſation zu unterziehen und dabei werden auch 
die Beamtengehalte gewiſs in Frage kommen, dann wird es auch 
Zeit fein, der Frage näher zu treten, was mit dieſen jetzt auf- 
zunehmenden Aſpiranten zu geſchehen hat. 

Ich möchte nur noch erklären, daſs von Seite des Vorſtandes 
die ſofortige Anſtellung dieſer ſechs Aſpiranten als ungemein 
dringend bezeichnet wird, und habe ich ſchon bei meinen erſten Aus⸗ 
führungen erklärt, dass ſich der Stadtrath von dieſer momentanen 
Nothwendigkeit, die ſechs Aſpiranten aufzunehmen, nicht überzeugt hat. 

Nachdem aber ein weiteres Steigen der Geſchäfte der Anſtalt 
zu gewärtigen iſt, fo muſs man darauf bedacht fein, dajs nach 
Bedarf eventuell noch weitere Beamte aufgenommen werden können, 
und damit man nicht wegen jedem Aſpiranten an das Plenum 
gehen muſßs, erbittet man ſich vom Gemeinderathe die Ermächtigung, 
nicht ſofort, wie der Vorſtand es ſchon jetzt wünſcht, ſondern nach 
Bedarf ſechs Aſpiranten aufnehmen zu dürfen. 

Dieſe Aſpiranten ſollen nun nicht, wie es der Vorſtand 
wünſcht, vollſtändig umſonſt aufgenommen werden, ohne jede 
Zuſicherung — der Vorſtand war nämlich der Meinung, dafs 
ſie mit Vergnügen ein Jahr umſonſt dienen würden —, ſondern 
nach dem Antrage des Stadtrathes ſoll ihnen die Zuſicherung 
gegeben werden, daſs ſie bei entſprechender Dienſtleiſtung ſchon 
nach drei Monaten eine Beſoldung bekommen. 


Wenn ein junger Mann in den Dienſt kommt, mußs er ſich | 


zuerſt ein bisschen einſchulen, man hat vielleicht im erſten Augen⸗ 
blicke von dem Beamten nichts, und legt infolge deſſen der Vorſtand 
Gewicht darauf, dass die Beamten ſofort eingeſchult werden, damit 
ſie, wenn er ſie braucht, einigermaßen eingeſchult ſind. Er iſt in 
einer gewiſſen Bedrängnis, weil er ſagt, mit dem gegenwärtigen 
Beamten⸗Perſonale könne abſolut das Auslangen nicht gefunden 
werden. 

Ich möchte bitten, nach dieſen Ausführungen den Antrag des 
Stadtrathes ſo anzunehmen, wie er geſtellt iſt, und Sie können 
verſichert ſein, das wir der Beſoldungsfrage im Sinne des vom 
Herrn Gem.⸗Rathe Röhrl geſtellten Antrages nähertreten, weil 
wir die Abſicht haben, die ganze Anſtalt zu reorganiſieren. 

Gem.-Kath Stehlik: Ich wollte an den Herrn Referenten 
mir die Anfrage zu ſtellen erlauben, mit 8 dieſe 
Anſtalt draußen arbeitet; unter anderem hat der Herr Gem.⸗Rath 
Röhrl es verrathen — mit 9%, aber die Geſchichte koſtet auch 
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12% . Ja, meine Herren, ſo leid es mir thut, wenn die Herren 
auf den Ball gehen, ſo verzehren ſie das Ganze. Jetzt komme ich 
zur Sache. Man mufs es den Herren immer zu erinnern geben, 
dass Sie vom Cavaliergrunde ſind. Wenn Sie hier die Sache 
wohl erwägen, ſo ſage ich Ihnen ganz offen, was eigentlich hinter 
der ganzen Geſchichte ſteckt. Man will unbezahlte Leute ä 
und möglicherweiſe die Bezahlten entlaffen. 

Wenn der Herr Referent mir fagt: „Die Leute müssen 
ſich einarbeiten“, ſo ſage ich ihm, und er wird es vielleicht 
fo gut wiſſen wie ich, und vielleicht beſſer, dafs der Mann, welcher 
zum Schreibfache aufgenommen wird und dazu nicht fähig iſt, der 
wird ſich auch nicht hineinarbeiten. Wenn von der Gemeinde 
Wien, vom löbl. Stadtrathe ein ſolches Zeugnis der Bevölkerung 
gegeben wird, dajs Leute unentgeltlich angeſtellt werden, die 
vielleicht auch betteln ſollen, jo mufs ich Ihnen ſagen, meine 
Herren, Sie ſchaffen ein geiſtiges Proletariat, und mit einem 
ſolchen Beiſpiel ſoll ſich der Stadtrath nicht abgeben, das iſt meine 
Anſchauung. Wenn Sie ſchon dieſe Leute anſtellen, ſo ſtellen Sie 
ſie doch mit einem fixen Betrage an wie die Diurniſten, das iſt 
anſtändig, menſchlich, und ich ſtelle auch den diesbezüglichen Antrag. 

Sie ſehen, Noth und Elend iſt groß, deshalb müſſen 5 
uns ins Zeug legen, daſs wir nicht ein Proletariat ſchaffen, e 
wäre wirklich eine Sünde, wenn wir das thäten. 

Dieſer Antrag, glaube ich, wäre vielleicht nicht fo unannehmbar, 
ich glaube, Sie ſollten es thun, aus dem Grunde der Humanität 
und des Anſtandes, damit ſich nicht vielleicht andere Leute darnach 
richten, daßs die Gemeinde Wien in einer Anſtalt, wo 9 genommen 
werden, den Leuten nichts bezahlt. Eine Anſtalt, die einen ſolch 
horrenden Zinsfuß nimmt, muf3 die Leute bezahlen und dann 
bleibt ihr noch immer ein Überſchuſs. Wo geben denn die Herren 
das Geld auf dem Cavaliergrunde hin? Es mußs etwas geſchaffen 
werden, und wenn Sie ſchon den Armenfonds betheilen wollen, 
dann zahlen Sie Ihre Arbeiter. Das erlaube ich mir dem Herrn 
Cavaliergrunds⸗Expeditor zu ſagen. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich möchte nur ganz kurz darauf 
verweiſen, dass dieſe Angelegenheit im Stadtrathe eingehend erörtert 
wurde, und dass man ſich verwundert hat, dass an der Anſtalt ſo 
geringe Gehalte, reſpective Löhne ausgezahlt werden, aber Sie 
ſehen ſelbſt in dieſem Falle, wie in vielen anderen Fällen, dass 


die Vororte eine Verwaltung geführt haben, welche auf die Dauer 


nicht möglich iſt, und welche, wenn fie in die Hände der Groß⸗ 
Commune kommt, reorganiſiert werden muſs. Sie haben Beamte 
an dieſer Anſtalt mit Minimalgehalten. Sie nehmen eine Verzinſung 
von 9 bis 12% ; wenn man den Zinsfuß, Schätzungsgebüren, 
Proviſionen u. ſ. w. rechnet, wird ſich dieſe Belaſtung herausſtellen. 
Wenn Sie den Rechnungs⸗Ausweis einſehen, ſo werden Sie finden, 
dafs er mit Ende des Jahres mit einem Gewinn von 1200 fl. 
abſchließt, wobei zu berückſichtigen it, daſs auf Effecten ein Betrag 
von 60.000 fl. ausgeliehen iſt und nur auf die ſogenannten 
„Binkelgeſchäfte“ ein Betrag, ich glaube, von 120. 000 fl. Nun, 
meine Herren, hat man ſich die Frage vorgelegt: kann das Inſtitut, 
das, nebſtbei bemerkt, jetzt noch in einem unzudeichenden Locale 
untergebracht iſt, ebenſo fortgeführt werden? Was ſoll mit dem 
Gehalte der Beamten geſchehen, die definitiv. angeſtellt werden? IC 
Nun, nachdem aber der Director erklärt hatte, er brauche jetzt fo ofort 
eine größere Anzahl junger Leute, die er ausprobieren will, um 
zu ſehen, wen er davon nehmen kann, damit er definitiv angeſtellt 
werden könne, ſo iſt nichts anderes übriggeblieben, als den Antrag 
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der Direction anzunehmen. 


immer die ſociale Frage aufzuwerfen. Da iſt insbeſonders ein 
Redner aus dem VII. Bezirke, der. ſich befleißigt, bei jeder Ge⸗ 


legenheit die größten Schmähworte auf das Capital vorzubringen, von 
Ausbeutung, Noth, Elend und Proletariern zu sprechen. Er hat uns 
ſogar imputiert, dafs dieſe unbeſoldeten Praktikanten nur aufgenommen | 


werden, um die beſoldeten Beamten zu entlaſſen. 
Meine Herren! Derartige Vorwürfe ſind überflü ſſig; man 


ſollte ſie nicht vorbringen, damit nicht eine ſolche gehäſſige und 


gereizte Stimmung hervorgerufen werde, bei welcher eine ſachliche 
Debatte nicht möglich iſt. Ich muſßs ſagen, der Herr erinnert mich 
an einen alten Wiener Satyriker, der auch einmal die Noth und 
das Elend ſchildern wollte und ſagte: 


ich mich in der Nacht ſchlafen hinlegen ſoll“. 


geht nicht gut; 
man glaubt ihm nicht leicht ſein Bedauern. 


und ihn wegwerfen (Heiterkeit), ſich von dieſer Schande befreien. 


Wenn er das gethan hat, dann werden wir ihm dieſen Nothruf 


eher glauben. Aber ſolange er das nicht thut, glaube ich nicht an 
ſein Mitgefühl für die Armen. Ich würde daher glauben, dass es 
zweckmäßig wäre, ſich ſolche Redensarten abzugewöhnen. an 
ſtimmung rechts.) 

Gem.-Rath Schlechter: Der bisherige Verlauf der Debatte 
zeigt, dass, wie ich glaube, es viel zweckmäßiger geweſen wäre, 


das Referat, wie es vorliegt, nicht zu theilen, jondern womöglich | 


unter Einem zu erſtatten. Es iſt das Referat nicht bloß in per⸗ 


können, als wenn bloß der Theil herausgeriſſen wird, wo es ſich 
um die Anſtellung. von ſechs unbeſoldeten Praktikanten handelt, 


was auf eine große humane Verſammlung, als welche ſich der 


Gemeinderat zeigte, auf den erſten Augenblick einen: triften Ein: 


der, Gehalte da geſprochen wird: „es ſind ja Minimalgehalte 
Ich möchte darauf hinweisen, ob die Herren, die von den Minimal⸗ 


ſtellungen handelt, wo der Betreffende bloß von der Anſtellung 


lebt, ſondern das, wie mir bekannt it, in dieſen Stellen auch | 


Geſchäftsleute genommen werden, die ihr Geſchäft betreiben und 
die Stelle nur übernommen haben, um gewiſſermaßen einen Neben⸗ 
verdienſt zu haben. Sie werden mir: zugeben, dass z. B. ein. Schätz⸗ 
meiſter mit 700 fl. oder 800 fl. allein nicht leben W. DER 
dass er ſein Geſchäft daneben betreibt. 

N Dasſelbe iſt bei den Pfandaufbewahrern der Fall. Aber wir 
brauchen dieſe Verhältniſſe weiter nicht zu erörtern. Ich glaube, 
es iſt nicht gut, wenn man gar ſo in Details eingeht, denn 
ſchließlich wird ſich eine Hauptfrage nicht umgehen laſſen, und die 
mie ich heute bereits wenigſtens ſtreifen. u a 
Es wird, wie ich glaube, ſehr zu erwägen ſein, ob diese 
Anſtalt in der gegenwärtigen Art und Weiſe überhaupt erhalten 
werden kann — ich glaube, da gar kein Geheimnis zu verrathen. 
Dieſe Pfandleihanſtalt wird als Gemeinde⸗ Inſtitit hingeſtellt. Gut, 


Das iſt eine. einfache. Vexrwaltungs⸗ 
maßregel und es iſt ganz unnöthig, bei jeder ſolchen Gelegenheit | 


„Wie oft habe ich ſolchen | 
Hunger gehabt, dafs ich vor lauter Durſt nicht gewuſst habe, wo 
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es iſt ein Gemeinde⸗Inſtitut, hat aber nicht die geringſten Vor; 
rechte als ſolches. Dieſe Pfandleihanſtalt iſt auf Grund der Gewerbe⸗ 
ordnung gegründet worden. Man musste einen Gemeindebeamten 
hinſtellen, der gewiſſermaßen Gerant iſt, der gewiſſermaßen im 
Sinne des Gewerbegeſetzes die Conceſſion erhalten hat. Wiſſen 
Sie, was noch dabei iſt? Bei den höheren Beträgen, welche auf- 
gewendet werden, ift ein jo horrender Stempel, daſs eigentlich 
niemand hingeht, ein größeres Pfand zu verſetzen. Es werden 
lauter kleine 1 verſetzt, und laſſen Sie ſich ſagen, was 
gegeben wird: 1, 2, 3 fl., das iſt das meiſte. Auf die Art kann 
eine Pfandleihanſtalt, 115 wenn ſie eine Gemeindeanſtalt iſt, nicht 
proſperieren und nicht beſtehen. Sie hat vor allem anderen die 
Concurrenz mit dem kaiſerlichen Verſatzamte auszuhalten, wo ;alie 
dieſe Stempelgebüren wegfallen, ſie hat die Concurrenz mit der 
Pfandleihanſtalt der k. k. beivifegierte Verkehrsbank auszuhalten, 


| | die folche Privilegien beſitzt, wie ſie dieſe Pfandleihanſtalt nicht 
Man mujs mit „Noth und Elend“ nicht Witze machen, das | Ä 
der Vorredner iſt auch. nicht Fachmann dazu, 
Er ſoll, wenn er 
Abſcheu vor dem Reichthume und Capitale hat, erſt bei ſich anfangen | 


hat. Im gegenwärtigen Zuſtande iſt die Gemeinde-Pfandleihanſtalt 
lediglich mit einer Privat⸗Pfandleihanſtalt zu vergleichen, und es 
wird daher von weſentlichem Belange ſein, daj wir bei der 
Erörterung alle diejenigen Vortheile für den Beſtand der Anſtalt 
erlangen, welche, wie ich glaube, dieſelbe. erſt zu einer für die 
Bevölkerung nutzbringenden und zweckmäßigen machen. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf hat es der Stadtrath für zweckmäßig gehalten, ja mit 
keinem Antrage zu kommen, welcher für die Zukunft bindet, und 
der Antrag geht in vorſichtiger Weiſe dahin, dafs nur die Er⸗ 
laubnis gegeben werden ſoll, bis zur Höchſtzahl von ſechs Aſpi⸗ 
ranten aufzunehmen. 

Ich perſönlich habe gar nichts dagegen, wenn Sie erklären, 
vorläufig nur zwei, weil ich denke, daſs, wenn Sie die Ziffer 


beſchränken, Sie wahrſcheinlich in der kürzeſten Zeit in der Lage 
. eh vorgelegt worden, ſondern es handelt fh im 
zu können. 
155 Anſtalt in Frage gezogen werde. Wir n wären. dann viel bef er 
in die Lage gekommen, die einzelnen Verhältniſſe „beurteilen ‚zu | 


jein werden, über die ganzen Verhältniſſe der Anſtalt ſich entſcheiden 


Wenn wir aber heute eine größere Anzahl bewilligen, ſo wird 
man fich vielleicht noch ein Jahr oder länger fortfretten, und der 
Gemeinderath wird nicht ſobald in die Lage kommen, die ganzen 
Verhältniſſe der Anſtalt zu beſprechen. Ich mufs alſo jagen: Gehen 
Sie ja auf fein. Definitivum ein, ſtellen Sie ja keine anderen 


| Anträge als den, das bloß proviſoriſch und vorläufig zu bewilligen. 
druck macht. Ich muſs bei dieſer Gelegenheit betonen, daßs bezüglich 
den Zweien auch irgend etwas; dagegen habe ich auch nichts. Aber 
treffen Sie nur feine Verfügung, welche die Gemeinde. für die 
gehalten ſprechen, auch wiſſen, dafs es ſich hier nicht um An⸗ 


Bleiben Sie in Gottes Namen bei den Zweien und- geben Sie 


Zukunft bindet, da, ich wiederhole es noch, einmal, es ſeinerzeit 
jehr. wohl. ‚zu überlegen ſein wird, ob diefe- Anſtalt in der Weiſe, 
wie ſie jetzt erhalten wird, auch in der Zukunft zu erhalten ſein 
werde. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Villicus (aur Ge ſchäftsordnung): Ich glaub, 
meine Herren, dafs es im Intereſſe beider Parteien liegt, Det 
unerquickliche Debatte zu beendigen, und zwar umſomehr, 
ohnedies ſchwerlich etwas neues vorgetragen wird, was 10 
bereits gehört wurde. Ich beantr age aus dieſem Grunde den 
Schluſseder Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schlußs der 
Debatte beantragt worden. Ich bitte jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. Geſchieht.) Ange 
nommen. 

Dias Wort haben noch die Herren Gem Mäthe: Steiner, 
Herrdegen, Gräf, Röhrl, Grün beck, D Lueger und 
der Herr Referent. 
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Gem. Kath Dr. Friedzung (zur Geſchüftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. (Bravo! Bravo! rechts.) 


Pice-Bürgermeifter Dr. Nichter: 
Generalrednern beantragt worden. 5 
dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 


Es it. die Wahl von 


Angenommen. Ich mufs an die Herren die Frage richten, 


ob ſie pro oder contra ſprechen. (Die Gem.⸗Räthe Steiner, 


Gräf, Röhrl, Grünbeck und Dr. Lueger erklären contra, 
Gem.⸗Rath Herrdegen pro. ſprechen zu wollen.). Ich bitte. zur 
Wahl von Generalrednern zu ſchreiten. (Nach einer Pauſe.) Ger. 


wählt ſind als Genieralvedner. pro: 
contra: Gem.“ Rath Dr. Lueg er. 


Gem.-Nath Herrdegen: Meine Herren!. 
zunächſt zu conſtatieren, dafs die Sache nun viel klarer geſtellt 
iſt, als ſie es zu Anfang war. 


Gem.⸗Rath Herrdegen, 


Ausſicht haben, auch einmal Beamte zu werden, und aus den 


Ausführungen des Herrn St.⸗R. Schlechter habe ich erſehen, | 


daſs auch eine Organiſation für dieſe Pfandleihanſtalt in Aussicht 
genommen iſt. Ich muss mir nun zunächſt erlauben, auf eine 
Bemerkung des Herrn Referenten zu erwidern.“ 

Der Herr Referent hat eben gefagt, daſs ja im Staatsdienſte 
unentgeltliche Kräfte verwendet werden. Das iſt nun allerdings in 
einem Sinne richtig; es werden unbeſoldete Praktikanten aufge⸗ 
nommen, aber es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen dieſen Fällen und 
dem hier erwähnten. Wenn Praktikanten ohne Adjutum aufgenommen 
werden, ſo haben ſie eine ganz beſtimmte Carrière vor ſich; fie 


werden nicht ausrechnen können, wann ſie Beamte werden, ſie 


haben aber ein Anrecht, wirklich Beamte zu werden. Wir haben 
aus der urſprünglichen Ausführung, bevor der Herr Referent das 


zweitemal das Wort ergriffen hat, nur entnehmen können, daſs 
die Aſpiranten auf Diurniſtenpoſten Anſpruch haben, und dagegen 
habe ich mich ganz entſchieden ausgeſprochen. Ich ſpreche mich 


aber, obwohl ich mich als pro-Redner gemeldet habe, auch gegen- 


wärtig moch dagegen aus, dass die aufzunehmenden Kräfte ohne. 


Beſoldung angeſtellt werden, und zwar aus folgenden Gründen. 
Wäre ein Regulativ für das Vorrücken dieſer Beamten bereits gegeben, 
ſo würde ich dem Antrage des Stadtrathes zuſtinmen. Nachdem 
dies aber nicht der Fall iſt, nachdem alle dieſe Aſpiranten nicht 
ſagen können, daſs ſie nach einer gewiſſen Zeit, vielleicht nach 
Ablegung einer Prüfung Beamte werden, ſondern da man nichts 
anderes im Auge hat, als ſie zunächſt zu Diurniſten zu ernennen, 
Diurniſten übrigens nach der bisherigen Übung in der Gemeinde⸗ 
verwaltung auf Beamtenpoſten keinen Anſpruch haben, ſo ſpreche 
ich mich gegen die Aufnahme unentgeltlicher Kräfte aus und werde 
daher wohl für die Aufnahme von ſechs Aſpiranten ſtimmen, werde 
aber dem Antrage, der früher geſtellt wurde, zuſtimmen, daßs dieſe 
ſechs Aſpiranten auch ſofort ein Diurnum zugemeſſen erhalten. 


Gem. ⸗Nath Dr. Sueger: Meine Herren! 
zwar kurz faſſen, aber doch einige Bemerkungen nicht unterdrücken. 
Am meiſten überraſcht hat mich, die Rede des Herrn StR. 
Schlechter. Er möge es verzeihen, aber wenn er, das ſchou ſo 
klar ſieht, dann wäre es vielleicht doch ſeine Aufgabe geweſen, im 
Stadträthe ſelbſt dieſe Ideen etwas zu propagieren und dort ſeine 
Anſchauungen zur Geltung zu bringen, aber nicht erſt int Plenum 
des Gemeinderathes mit dieſen Enthüllungen zu kommen. Wert 
der Herr St.⸗R. Schlechter meint, die Beamten dieſes betreffenden 


Ich bitte jene Herren, welche 


Ich muſßs auch dagegen proteftieren, dass 


Ich erlaube mir 


Aus der zweiten Ausführung des 


Herrn Referenten haben wir entnommen, dass die Betreffenden | wenn dieses Pfandleihge chäft nicht bloß auf den Bezirk Sechshaus 


Ich werde mich 


Inſtitüts betreiben Nebengeſchäfte, ſo gilt dies nur oder höchſtens 
von den ſogenannten Schätzmeiſtern; die hat aber, wenn ich nicht 
irre, der Herr Referent gar nicht erwähnt. ö 
Die Herren, die er genannt hat, der Director, der Sub⸗ f 
Director, der Caſſier, und die anderen Hilfsbeamten, die er erwähnt 
hat, betreiben fein Nebengeſchäft; denn wenn ſie eines betreiben 
würden, könnte man ſie verhalten, das Nebengeſchäft aufzugeben 
und ihre ganze Zeit dem Inſtitute zu widmen. Alſo, der Herr 
College Schlechter ſcheint das Inſtitut nicht genau zu kennen. 
man hier ungeahndet 
von einem Auflöſen oder Fallenlaſſen dieſes Inſtitutes ſpricht; g 
diefes Inſtitut iſt ein ſegensreiches, und wenn dort das ſogenannte 
„Binkelgeſchäft“ floriert, ſo hat das ſeinen Grund darin, weil das 
Juwelengeſchäft von der Verkehrsbank genommen wird, welche 
außerordentliche Bedingungen hat. Begrüßen würde ich es ſogar, 


beſchränkt bliebe, ſondern in allen Bezirken von der Gemeinde 


ſolche Anſtalten gegründet würden. (Beifall links.) Dann wäre es 


auch möglich, den Zinsfuß herabzuſetzen, denn ich muss ſagen: 
9 Percent Binfen, und 6 Percent Proviſion iſt etwas hoch. Aber 
ich glaube, dass es unbedingt nothwendig it, 

Nun kommen wir zum jetzigen Antrage. Es iſt geſagt worden: | 
Der Staat hat auch unentgeltliche Beamte. Das iſt richtig; z. B. 
die bei Gericht Augeſtellten bekommen im Anfange und ſogar durch 
eine Reihe von Jahren nichts. Aber es iſt beim Staate geradeſo g 
ein Scandal, wie es bei uns ein Scandal wäre, wenn wir unent⸗ 
geltliche Beamten aufnehmen würden. Es iſt überall das Gleiche, 
und wenn Einer etwas Schlechtes, reſp. nichts Gutes thut, ſo 
brauchen wir einem ſolchen Beiſpiele nicht zu folgen. 

Sehen Sie ſich aber dieſe Geſchichte an: das ſollen Aspiranten 
auf Beamtenſtellen ſein. Nun erlaube mir der Herr Referent. 
Folgendes zu ſagen. Es ſind da folgende Beamte: Der Director 
mit 1200 fl., der Vick⸗Director mit 600 fl., zwei Caſſiere mit 
700 u zwei Beamte mit 480 fl., einer mit 360 fl., dann zwei 
Beamte mit 300 fl. Der Alt teſte iſt, ich glaube, 55 Jahre alt. 
Jetzt frage ich Sie: Wann ſoll ein Aſpirant mit dem glänzenden 
Gehalte von 300 fl. angeſtellt werden? (Heiterkeit links.) Wenn 
ihn die Anſtellung trifft, ſo wird er ſie feierlichſt ablehnen; denn 
nach dem Anträge des Stadtrathes bekommt der Betreffende, wenn 
er. drei Monate zur Zufriedenheit gedient hat, 1 fl. täglich, das 


macht. circa 365 fl., oder wenn er für die Sonn⸗ und Feiertage 


nichts bekommt, doch über 300 fl., alſo mehr, als derjenige Beamte 
bekommt, an deſſen Stelle er avancieren könnte. 
Das ſind ja Dinge, die ganz unbegreiflich ſind. Aber auch 
aus dem Streite zwiſchett dem Herrn Collegen Röhrl, der ja 
die Verhältniſſe kennt und kennen mufs, weil er dem Directorium 
der betreffenden Anſtalt, wie ich glaube, angehört, und dem Herrn 
Referenten geht das Eine hervor, dass die ganze Sache nicht klar, 
nicht geklärt ſſt. Man weiß nicht, wie viel man braucht, ob 2, 
3, 4, 5 oder 6 Aſpiranten; man, will überhaupt die Ermächtigung 
haben, Beamte anſtellen zu können, und gerade in | ſolchen Fällen 
eines vorübergehenden Bedarfes oder eines Bedarfes, den man 
nach ſeiner Dauer nicht abf ſchätzen kann, iſt es zweckmäßig, Diur⸗ 
niſten anzustellen. Daher beantrage ich noch einmal, es ſolle heißen: 
„Bewilligung der Aufnahme von Diurniſten — bis zur Höchſtzahl 
von 1 sachs — nach Maßgabe des Bedarfes. „ 

Das iſt das Richtige; ich, weiß ſehr gut, daßs die Diurniſten 
auch 'nicht gut bezahlt Find," äber beſſer find’ fie doch bezahlt, als 
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wenn Einer gar nichts bekommt; das werden Sie, glaube ich, 
zugeben. Wie ſchädlich ſolche ſchlecht bezahlte Poſten ſind, das 
möge Ihnen ein Beispiel, welches mir ein College, der als Ge⸗ 
ſchworner fungiert hat, erzählte, beweiſen. Ein Beamter mit 25 fl. 
Monatsgehalt war mit der Sichtung der Verſatzzettel betraut; er hat 
nun ein paar weggenommen und weiter verſetzt. Er wurde in An⸗ 
klageſtand verſetzt und die Geſchwornen haben ihn freigeſprochen, 
offenbar, weil er das in der äußerſten Nothlage gethan hat. Das 
ſind die Folgen, wenn ſolche Stellen cereiert werden. Darum bitte 
ich Sie, ſtimmen Sie dem von mir geſtellten Antrage zu, welcher 
einzig und allein der Sachlage entſpricht. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Referent 
hat das Schluſswort. 

Referent: Der letzte Herr Redner hat die Frage auf- 
geworfen, wann dieſe Aſpiranten angeſtellt werden ſollen. Ich 
erlaube mir zu bemerken, dass ich auch gejagt habe, man 
ſetze voraus, daſs die Anſtalt in demſelben Maße wie bis 
jetzt wachſen wird; 
Beamtenperſonales eintreten müſſen. Ich habe auch ferner bemerkt, 
daſs es bei dieſer Organiſation, die die Gemeinde Sechshaus, wie 
mir mitgetheilt worden iſt, auch nur als Proviſorium geſchaffen 
hat, nicht bleiben kann; denn der Beamtenſtand, wie er vorliegt, 
iſt rein lächerlich. Und aus dieſem Grunde habe ich auch die 
Herren gewarnt, fie mögen dieſen Aspiranten, die wir aufnehmen 
wollen, nicht vielleicht höhere Bezüge zuerkennen, als den unterſten 
Beamten, die ſchon im Status enthalten ſind. 

Ich finde hier zwei Praktikanten à 300 fl. 

Wenn Sie nun jedem von dieſen Diurniſten 1 fl. geben, ſo 
kriegen dieſe mehr als die Praktikanten, die heute ſchon dort an⸗ 
geſtellt ſind. Im Laufe dieſer drei Monate, während welcher die 
Herren unbeſoldet zu dienen haben, wird es uns vielleicht gelingen, 
die Geſchichte zu regulieren; wir ſind eben daran, wie ich ſchon 
früher bemerkte. Im übrigen bemerke ich, dass dieſe Anſtalt aller⸗ 
dings auch an Sonn⸗ und Feiertagen offen iſt, weil gerade an 
dieſen Tagen das Hauptgeſchäft ſtattfindet. Ich glaube ferner nicht, 
daſs Herr Gem.⸗Rath Schlechter gemeint hat, ‚dafs die Anſtalt 
vollſtändig aufgelaſſen werden ſoll (Gem.⸗Rath Schlechter: 
Nein ); er hat nur gemeint, dafs fie in der Form, wie ſie jetzt 
beſteht, aufgelaſſen werden ſoll, beziehungsweiſe daſs angeſtrebt 
werden ſoll, ihr jene Privilegien zu ſichern, welche das kaiſerliche 
Verſatzamt hat (Gem.⸗Rath Schlechter: So iſt es!), damit wir 
nicht vollſtändig allen Pfandleih anſtalten gleichſtehen, die von privaten 
Conceſſionären in den einzelnen Bezirken gegründet wurden. 

Ich glaube, meine Herren, nachdem die Anträge des Stadt⸗ 
rathes nach keiner Richtung präjudicieren, nachdem wir ſo wie ſo 
dem Begehren des Vorſtandes nicht vollſtändig nachgeben, ſondern 
uns vorbehalten, die Anſtellungen ſelbſt vorzunehmen nach Maß⸗ 
gabe des Bedarfes, und nachdem es ſich nur darum handelt, ob 
dieſe Aſpiranten ſofort ein Eutgelt bekommen ſollen oder erſt nach 
drei Monaten, jo möchte ich doch glauben, dass die Anträge des 
Stadtrathes anzunehmen ſind. (Beifall.) 

Gem.-Rath Nöhrl (zur Berichtigung): Ich berichtige, dass 
die Beamten das Recht auf definitive Anſtellung haben, nachdem 
ſie ein Probejahr gedient haben; ferner berichtige ich, dass die 
Schätzmeiſter keine Beamten ſind und auch nicht werden können, 
daher es Ihnen geſtattet fein muss, ein Geſ ſchäft zu führen, weil 
ſie von den 300 fl. allein nicht leben können und auch eine Caution 
leisten müſſen. Dem Herrn Gem. Rath Stehlit, welcher geſagt 


dann wird unbedingt eine Vermehrung dieſes 
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hat, dafs im XIV. Bezirk tee Brit ift, berichtige ich 
dahin: im XIV. Bezirk gibt es keine ſchlechte Wirtſchaft (Heiterkeit 
links). Dies zur Darnachachtung. Ferner berichtige ich, dass die 
Direction berechtigt iſt, die Zinſen eventuell bis 5% herunter zu. 
ſetzen, bei 3 oder 4 fl. geht das natürlich nicht, ſonſt kommt man 


nicht auf die Speſen, aber bei größeren Poſten geht man bis auf 
5% herunter. 


Ich empfehle Ihnen alſo dieſes Inſtitut, es iſt ſehr ſegens⸗ 
reich. (Stürmiſche Heiterkeit links.) 

Vice-⸗Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Zuerſt kommt zur Abſtimmung der Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Lueger, der auf Bewilligung der Aufnahme 
von Diurniſten — bis zur Höchſtzahl von ſechs — nach Maßgabe 
des Bedarfes lautet. Wenn das abgelehnt werden ſollte, kommt 
der Antrag des Herrn Referenten zur Abſtimmung, betreffend die 
Ermächtigung zur Aufnahme von ſechs Aſpiranten, die Beſoldungs⸗ 
frage vorbehalten. Würde die Zahl ſechs fallen, ſo kommt der 
Antrag des Gem.⸗Rathes Röhrl, welcher zwei Aſpiranten be> 
antragt, zur Abſtimmung. 

Dann würde über die principielle Frage abgeſtimmt, ob die 
Betreffenden zu bezahlen ſind oder nicht, denn in dieſer Richtung 
liegen zwei Anträge vor; Herr Gem.⸗Rath Röhrl beantragt 
einfach, dieſe zwei Leute ſollen bezahlt werden. Herr Gem.⸗Rath 
Stehlik beantragt, ſechs Aſpiranten mit e Gehalte wie 
die Diurniſten. 

Der Antrag des Gem.⸗Rathes Röhrl, — ich bemerke dies 
jetzt ſchon — welcher lautet, es ſei den Beamten und Dienern der 
Pfandleihanſtalt der Gehalt entſprechend ihren Leiſtungen zu erhöhen, 
und dieſelben ſeien definitiv anzuſtellen, geht an den Stadtrath. 

Ich bringe zunächſt den Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes 
Dr. Lueger zur Abſtimmung: Anſtellung von ſechs Diurniſten nach 
Maßgabe des Bedarfes. Ich bitte diejenigen Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 

Der Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueger iſt 
angenommen. (Bravo!) Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

Es wurde daher beſchloſſen: Der Gemeinderath 
ertheilt die Ermächtigung, für den Betrieb der Sechs— 
hauſer Pfandleihanſtalt nach Maßgabe des Bedarfes 
Diurniſten bis zur Höchſtzahl von ſechs aufzunehmen. 

27. Referent Gem.⸗Kath Schneiderhan: Ad St.⸗R.⸗Z. 517. 
Ich habe die Ehre, über ein Anſuchen der Verwaltung der Kinder— 
bewahranſtalt und Arbeitsſchule im VI. Bezirk, Gumpendorfer⸗ 
ſtraße Nr. 106 um eine Subvention zu referieren. 

Dieſe Anſtalt beſteht ſeit dem Jahre 1850, wird ſeit der Zeit 
von der Gemeinde ſubventioniert, hat ſeinerzeit 800 fl. C.⸗M. 
und in den letzten Jahren 840 fl. ö. W. erhalten. Ich bitte, dem 
Antrage des Stadtrathes auf Ertheilung einer Subvention von 
840 fl. ö. W. die Zuſtimmung zu geben. — Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der Kinderbewahr⸗ 
anſtalt und Arbeitsſchule im VI. Bezirke eine Sub— 
vention von 840 fl. zu bewilligen. 

28. VNeferent Gem.-Nath Matzenauer: Ich habe die Ehre zu 
reſerieren über Bewilligung eines Zuſchuſsscredites für die Poſition 
„Currente Erhaltung des Pflaſters“. Es iſt im Budget 
pro 1891 — es iſt nämlich der Bericht der Buchhaltung vom 
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28. November 1891 und betrifft noch das vergangene Jahr — 
eine Poſition von 100.000 fl. eingeſetzt. Die Buchhaltung hatte 
damals 130.000 fl. beantragt; bei der Berathung des Budgets 
pro 1891 durch den Gemeinderath wurde aber dieſe Poſt von 
130.000 fl. auf 100.000 fl. herabgemindert, und berichtet die 
Buchhaltung unterm 28. November 1891, dafs dieſe Poſt bereits 
effectiv belaſtet iſt mit dem Betrage von 99.929 fl. 26 kr. und 
ſagt, daſs nach den Erfahrungen der früheren Jahre und nach 
dem bisherigen Erfolge beurtheilt, immerhin noch ein Betrag von 
24.000 fl. erforderlich ſein wird, fo daßs die Geſammtbelaſtung 
der Rubrik ſich auf 123.129 fl. 26 kr. belaufen wird, daher ein 
Abgang von rund 24.000 fl. ſich herausſtellen dürfte. Deshalb 
wird beantragt, dieſe Rubrik um 24.000 fl. zu erhöhen. 
Dem ſchließt ſich der Magiſtrat an und der Stadtrath beantragt 
die Genehmigung. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht Jemand das 
Wort? 

(Es meldet ſich niemand.) 


Ich bitte die Herreu, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 


— Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, für die Poſition 
„Currente Erhaltung des Pflaſters“ pro 1891 einen 
Zuſchuſseredit von 24.000 fl. zu bewilligen. 


den Lauf des Krottenbaches zu beſchreiben. Der Krottenbach be— 
ginnt in Salmannsdorf unterhalb des ſogenannten Dreimarkſteines, 
wo das Niederſchlagsgebiet für dieſen Bach beginnt; zieht ſich durch 
Neuſtift, von Neuſtift verläuft er gegen das Nothſpital in Ober— 
Döbling, von Ober-Döbling zieht er ſich durch das Rudolfinum 
auf die Hauptſtraße und mündet in den Canal. Diejenigen Herren, 
welche den Krottenbach kennen, wiſſen, daſs er eine derartige Be— 
ſchaffenheit hat, daſs er für längere Zeit im unteren Laufe un— 
möglich belaſſen werden kann. Es münden in den Krottenbach 
viele Canäle und Cloaken mit Jauchenwaſſer ein und es herrſcht 
dort ein derartiger peſtilenzialiſcher Geruch, daſs man nicht imſtande 
iſt, es dort läugere Zeit auszuhalten. Es haben nun die Gemeinden 
Ober⸗Döbling und Heiligenſtadt in Erkenntnis dieſes unhaltbaren 
Zuſtandes von dem Civil-Ingenieur Willfort ein Project aus: 
arbeiten laſſen, welches am 17. October 1888 genehmigt wurde. Es 
wurde, nachdem die Gemeinden Ober-, Unter-Döbling und Heiligen— 
ſtadt nicht die Mittel aufbringen konnten, um den ganzen Canal 
herzuſtellen, und zwar hat es ſich hier gehandelt um das Stück 
vom Donaucanal bis zum Nothſpital, wofür ein Betrag von 
240.000 fl. benöthigt wurde, beim Lande um eine Subvention 
eingekommen, und es iſt auch diesbezüglich eine Subvention von 
60.000 fl. bereits bewilligt, und zwar derart bewilligt, daſßs fie 
derſelben in vier Raten auszubezahlen war, mit dem Beginne des 
Jahres 1889. Dieſe Subvention iſt aber nicht in Anſpruch ge— 
nommen worden, weil eine Einigung bezüglich der Auftheilung 
und bezüglich anderer Factoren nicht erzielt werden konnte und iſt 


infolge deſſen die Subvention auch nicht flüſſig gemacht worden. 


Nachdem nun die Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin für die 
obenerwähnten Gemeinden Döbling und Heiligenſtadt eintritt, fo 
hat ſie auch die Verpflichtung, dieſe ganz unhaltbaren Verhältniſſe 


zum Nothſpital. 
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endlich zu beſeitigen. Nachdem jedoch der Betrag ein gewißs ſehr 
hoher iſt, geht es nicht gut an, daſs maͤn dieſen nothwendigen 
Bau in einem Jahre fertigſtellt, und es iſt geplant, die Einwölbung 
dieſes Canales von der Einmündung bis zum Nothſpitale auf drei 
Jahre zu vertheilen, und zwar für das Jahr 1892 die Strecke von 
der Einmündung bis zur Hauptſtraße, im Jahre 1893 die Strecke 
von der Hauptſtraße bis zum Erbſenbach, im Jahre 1894 bis 
Es iſt für die erſte Strecke der Betrag von 
80.000 fl. erforderlich. Nachdem eine Subvention vom Lande in 
der Höhe von circa 20.000 fl. zu erwarten iſt, ſo wäre daher 
ein Betrag von 60.000 fl. in das Präliminare für 1892 einzu- 
ſtellen. Ich möchte mir bezüglich der Subvention zu bemerken 
erlauben, daſs von hier aus die Anfrage geſtellt wurde, ob noch die 
Subvention für die Gemeinde Wien aufrecht beſteht, und es iſt die 
Auskunft hergelangt, daſs die früheren Raten per 45.000 fl. der 
Commune voll zur Verfügung ſtehen, und dajs die letzte Rate von 
15.000 fl. nach Bedarf eingeſetzt werden wird. 

Es iſt daher unbedingt nothwendig, daſs die Gemeinde, um 
die 60.000 fl. nicht zu verlieren — denn wenn die Gemeinde nicht 
im Jahre 1892 mit dem Baue beginnt, iſt es wahrſcheinlich, dass 
die Subvention nicht mehr aufrecht erhalten wird — mit dem 
Baue beginnt. 

Aus dieſem Grunde, ſowie mit Rückſicht auf die wirkliche 


Nothwendigkeit ſtellt der Stadtrath den Antrag im Punkte 1: „Es 

29. Referent Gem.-Nath Müller: Ich habe die Ehre, zur 
Zahl 14 puncto Einwölbung des Krotten- und Erbſenbaches in 
Ober⸗Döbling zu referieren. Die Lage des Krottenbaches werden die 
Herren vielleicht kennen. Ich werde mir erlauben, mit kurzen Worten 


ſei der projectierten Einwölbung des Krottenbaches und 
Erbſenbaches in Ober-Döbling vom Donaucanale bis 
zum Nothſpitale in Ober-Döbling mit dem Geſammt— 
koſtenbetrage per 240.000 fl. unter Vertheilung der 
Bauarbeiten auf drei Jahre im Principe die Geneh— 
migung zu ertheilen und zur Ausführung der auf das 
Jahr 1892 entfallenden Strecke zwiſchen dem Donau— 
canale und der Döblinger Hauptſtraße ein Betrag von 
60.000 fl. zu bewilligen.“ 

Bezüglich des Punktes 2, Antrag des Gem.-Rathes Jedliõka 
wegen Einwölbung des höher gelegenen Theiles bemerke ich 
Folgendes: Es iſt im Stadtrathe die Nothwendigkeit eingeſehen 
worden, auch dieſen Theil zur Einwölbung wenigſtens in Ausſicht 
zu nehmen. Nachdem jedoch das Stadtbauamt in ſeinem Berichte 
dagegen derzeit verſchiedene Bedenken getragen hat, ſo iſt infolge 
deſſen bloß Punkt 3 angenommen worden, welcher in Ausſicht 
jtellt, daſs die Pläne zu verfaſſen, die Aufnahmen vor- 
zunehmen und die Koſtenanſchläge zu machen ſind, 
damit der Gemeinderath, reſpective der Stadtrath in die Lage 
komme, auch dieſe Einwölbung zu beurtheilen und die Koſten 
ſeinerzeit einzuſtellen. 

Das Stadtbauamt ſagt nämlich: Der Theil, welcher vom 
Nothſpitale aufwärts bis Neuſtift geht, iſt heute ein ganz unver— 
bauter Theil. Es ſind daſelbſt Wieſen in einer Strecke von 3 km, 
es iſt daher nicht möglich, für einen Theil Auslagen zu inveſtieren, 
der eigentlich kein Erträgnis liefert. Wenn daher dieſer Theil 
zwiſchen dem Nothſpital und Neuſtift nicht eingewölbt, der oben 


gelegene Theil in Neuſtift aber zur Einwölbung gelangen würde, 
ſo würde ſich herausſtellen, daſs die Jauch- und Canalpäſſer, 


welche in Neuſtift aus dem verbauten Theile herauskommen, in den 
freien Lauf einmünden würden. Es müjste förmlich eine Reinigungs⸗ 
ſtelle angebracht werden, um den Bach von den Fäcalien und anderen 
Stoffen, die herauskommen, erſt zu reinigen und dem weiteren 
Verlaufe, der offen bleibt, zuzuführen. Aus dieſem Grunde iſt es 
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derzeit nicht gut möglich auch den oberen Theil zur Einwölbung 
zu bringen. Daher wird in Punkt 2 der Anträge der Antrag des 
Herrn Gem.⸗Rathes Jedli öka in suspenso gelaſſen. Der Punkt 2 
lautet: „Auf die von dem Herrn Gem.⸗Rathe Jedliöka beantragte 
Einwölbung des Krottenbaches in Neuſtift a. W. und Salmanns— 
dorf ſei derzeit aus den Gründen des Stadtbauamtes nicht ein- 
zugehen.“ Ich bemerke noch, dass, was die Einwölbung des Sulz— 


baches in Salmannsdorf betrifft, die Gemeinde Salmannsdorf ein 
welches bereits beim Stadtbauamte 


Project ausgearbeitet hat, 
erliegt und ſeparat behandelt werden wird. 

Punkt 3 habe ich mir bereits vorzuleſen erlaubt und ich 
erſuche aus dieſen Gründen, dem Antrage des Stadtrathes 
zuzuſtimmen. 


Krottenbach einläuft, in dem Theile, welcher durch Salmannsdorf 
und Neuſtift geht, eingewölbt werde. Ich habe nicht auch den 
Antrag geſtellt, daſs der Bach in jenem Theile, welcher durch das 
freie Feld geht, eingewölbt werde. Ich habe nur jenen Theil gemeint, 
welcher zwiſchen den Häuſern geht. Ich bin für den Antrag des 
Referenten, daſs der Theil vom Nothſpitale bis zur Donau ein— 
gewölbt werde. Ich kann aber nicht umhin, mich an Sie zu 
wenden und Sie zu bitten, dafür zu ſtimmen, dajs auch der ſeichte 
Theil des Baches eingewölbt werde. Die Sache wird der Commune 
Wien keine ſo großen Unkoſten verurſachen, daſs man ſagen könnte, 
daſs damit große Auslagen verbunden ſind; übrigens werden ſich 
dieſe Auslagen der Commune Wien wieder rentieren. 


denke ich mir, daſs die ganze Länge durch die zwei Ortſchaften 


circa 900 m betragen kann, nehmen wir ſogar Ikm an. Von 
dieſem Theil iſt bereits ein Drittel eingewölbt, fo dajs höchſtens 
zwei Drittel einzuwölben wären. Nun iſt, meine Herren, der Bach 
halten? Sollen wir die Einwölbung bezahlen, die Staatsbahn 


in dieſer Gegend kein Bach, ſondern ein gewöhnlicher Canal. 
Warum? Weil er auf dem oberſten Theile des Niederſchlags— 
gebietes liegt und weil ſich dort niemals eine ſolche Menge von 
Waſſer anſammeln kann, dajs wir einen größeren Canal, wie den 
Alsbachcanal, ausbauen müssten. Dort würde ein Profil von 
1:50 m oder 1˙80 m genügen. Ich bin den Bach von unten bis 
hinauf abgegangen und habe die Profile des bereits eingewölbten 
Theiles des Baches gemeſſen. Dieſelben betragen 1˙30 m und 
1.50m. Daſs die Offnung immer groß genug war, beweist, 
daſs die Leute auf meine Frage mir erzählt haben, dajs niemals 
derartige Niederſchläge vorkamen, dajs das Waſſer über den Canal 


auf die Straße gegangen iſt. Sie haben mir erzählt, daſs immer 


der freie Lauf genügte. Wenn nun die Profile in der Breite um 
30 em, in der Höhe um 50 cm erhöht werden, jo behält dies 
noch immer die Form eines Canales, und das Eigenthum der 
Leute gewinnt an Wert. Ich denke mir, die Leute hätten die Ein- 


wölbung des Baches ſchon durchgeſetzt, weil der Landtag ihnen 


eine Subvention verſprach. Wenn die Leute nicht einverleibt worden 
wären, hätten ſie es durchgeſetzt, ſie hätten ihre Wohnungen 


angebracht. Es ſind dort eine Menge Häuſer, die über den Sommer 
entwickeln und Mücken 
anſammeln, jo daſs niemand daſelbſt wohnen kann. Wenn die 


leerſtehen, weil ſich dort Miasmen 
Leute ihre Wohnungen vermieten würden, müſsten fie die Zins— 
kreuzer an die Gemeinde zahlen, und der für dieſe Auslagen aus- 
geworfene Betrag würde ſich verzinſen. Die Arbeit würde im 
ſtrengſten Falle 18.000 fl. koſten, und die Zinſen von 18.000 fl. 
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würden durch die Vermietung der Wohnungen bald hereingebracht. 
Dann handelt es ſich noch um Folgendes. Die Geſchäftsleute 
draußen leben von den Sommerparteien. Nun wohnt aber eine 
Partei im unteren Theile von Salmannsdorf und Neuſtift nur 
einmal; wer ſich einmal angeſchmiert hat, dort im Sommer zu 
wohnen, thut es ein zweitesmal nicht mehr. Wer dort hinausgeht, 
zieht auf den Berg, aber unten nimmt man ein zweitesmal keine 
Wohnung, es iſt das unmöglich für eine Partei, die zur Erholung 
hinauszieht. Ich ſtelle den Antrag, den oberen Teil des Krotten— 


baches, welcher durch Salmannsdorf und Neuſtift geht, einzuwölben, 


alſo nicht den Bach in ſeiner ganzen Länge, ſondern nur den Theil, 
welcher durch die genannten Gemeinden geht, und bitte Sie, dieſen 


Antrag zu unterſtützen. 
Gem.-Nath Jedliéka: Meine ſehr verehrten Herren! Ich 
habe damals den Antrag geſtellt, daſs der Bach, der in den, 


Hem.- Bath Steiner: Wer die Verhältniſſe kennt, wird 
zugeben, daſs das offene Gerinne des Krottenbaches gewißs ein 
ſauitärer Übelſtand iſt und vom Standpunkt der Hygiene alle 
ſanitären Übelſtände beſeitigt werden müſſen. Weiter ſind wir ver— 
pflichtet, Arbeit zu ſchaffen; wir dürfen es nicht der Regierung 
nachmachen, wie ſie es bei den Verkehrsanlagen gethan hat, ſo 
lange zu zaudern, bis das Elend noch größer wird. Aber Eines 
gibt mir zu bedenken. Gelegentlich der Debatte über die Verkehrs— 
anlagen hat der Herr Referent ſowie der Stadtbaudirector erklärt, 
daßs auf dem unteren Theile des Krottenbaches die Trace der 


Vororte-, reſpective Gürtellinie geführt werden ſoll. Nun, wie 
kommen wir, die Commune Wien dazu, heute den Krottenbach ein— 
zuwölben, und die Staatsbahn baut dann eine rein ſtrategiſche Linie 
auf dem von uns zugewölbten Gerinne des Krottenbaches. Wir 
Wie ich die Verhältniſſe kenne — ich bin kein Fachmann — 


befinden uns da in einer Zwickmühle; einerſeits hält uns die 
Regierung mit den Arbeiten auf, weil die Trace noch nicht beſtimmt iſt; 
andererſeits kann man aber nicht gegen den Antrag ſtimmen, weil 
es ein ſanitärer Übelſtand iſt und wir Arbeit ſchaffen müſſen. Wie 
ſollen wir uns als Vertreter des Bezirkes zu dieſem Antrage ver— 


aber ihre Trace darauf bauen? Weiß man, ob das Stadtbauamt— 
Profil ſtark genug iſt, das auszuhalten. Nachdem der Krottenbach 
ſchon hundert Jahre offen war, kann er auch noch ein halbes Jahr 
offen bleiben, und ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, ſo 
lange mit der Einwölbung zu warten, bis die Commiſſion für die 
Verkehrsanlagen in Wien die Trace der Vororte-, reſpective Gürtel— 
linie feſtgeſtellt hat, dann aber ſofort mit der Einwölbung zu 
beginnen. 

Gem.- Bath Kaſpar: Ich bin mit den Verhältniſſen, welche 
für Salmannsdorf und Neuſtift durch den Krottenbach ſich ergeben, 
ſo vertraut, daſs wir hier vielleicht einen Ausweg finden, wie in 
dieſer Richtung vorzugehen wäre. Ich bedauere lebhaft, dass der 
Stadtrath gerade den wichtigſten Theil des Canalbaues, den Durch— 
zug durch Neuſtift, dermalen noch nicht in Ausſicht genommen hat. 


Ich mache Sie aufmerkſam, wir in den ehemaligen Vororten 


Gerſthof und Pötzleinsdorf waren in derſelben Lage; wir haben 
auch ſo ein Gerinne gehabt, welches für die Bevölkerung mit 
Rückſicht auf die Geſundheit eine ungeheuere Calamität bildete. 
Es wurden Mittel zuſtande gebracht, man hat die Einwölbung 
durchgeführt, wir haben Subventionen erhalten, und gerade der 
geweſene Vorort Neuſtift, der über große Mittel verfügte, war ſo 
blöd — ich mus mir wirklich erlauben, das auszuſprechen — 
daj3 er nicht daran gegangen iſt, mit uus Hand in Hand zu gehen. 
Die Mittel waren vorhanden. Wie oft wurde dieſe Gemeinde von 
der Nachbargemeinde dazu aufgemuntert. Schon war ſie daran, 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 16, 1. März 1892. 


A A n — — 2 ——— — —— — P N N x x N Y Y Zu uw 


ans Werk zu gehen und dieſen Canal herzuſtellen. Heute iſt die 
Vereinigung mit Wien Factum und ſelbſtverſtändlich harrt man 
dort, was die Groß⸗Commune thue, ob fie die Gemeinde von 
dieſen Calamitäten erlöſen wird. Es iſt geradezu entſetzlich, wenn 
man durch den Ort geht, die Miasmen einzuathmen. Ich könnte 
nur dem Stadtrathe wärmſtens empfehlen, daſs eheſtens in dieſer 
Richtung etwas geſchieht, gerade rückſichtlich der Orte Salmanns— 
dorf und Neuſtift, weil das ein wahres Bedürfnis iſt. 

Ich will einen diesbezüglichen Antrag nicht ſtellen, gebe mich 
aber der Hoffnung hin, daj8 in dieſer Richtung etwas geſchehen wird. 

Gem.-Nath Dr. Ahl: Geehrte Herren! Ich möchte mir in 


Form einer Richtigſtellung eine Aufklärung vom Herrn Referenten 


erbitten. Es heißt hier im Antrage, dajs die Strecke zwiſchen dem 
Donaucanal und der Döblinger Hauptſtraße im Jahre 1892 gebaut 
werden ſoll. Nun wird der Krottenbach nicht bis zum Donaucanal 
überwölbt. Denn nach dem Antrage, der angenommen iſt, ſoll der 
Sammelcanal auf dem rechten Ufer des Donaucanales errichtet 
werden. Es erſcheint mir ſelbſtverſtändlich, daſs der Krottenbach 
in den Sammelcanal hineingeleitet wird. Es wird alſo die zu 
führende Strecke geringer ſein als früher, indem der Krottenbach 
nicht in den Donaucanal, ſondern in den Sammelcanal geleitet 
wird, jo dass ein Viertel oder ein Drittel erſpart wird. 

Ich möchte mir nun die Anfrage an den Herrn Referenten 
erlauben, ob das bei der Berathung des Betrages von 60.000 fl. 
ſchon in das Calcül gezogen iſt. 

Ich behalte mir darnach einen weiteren Antrag vor. 

Referent: Ich erlaube mir zu erwidern, dajs ein Plan derzeit 
nicht vorliegt. Ich habe erwähnt, dajs die Gemeinden Döbling 
und Heiligenſtadt einen Plan durch Willfort ausarbeiten ließen, 
welcher dieſe Summe aufweist, und daſs das Bauamt nun daran 
geht, den Plan zu rectificieren und den Verhältniſſen anzupaſſen. 

Es iſt richtig, daſs der Krottenbach nicht in den Donaucanal, 
ſondern in den Sammelcanal einmünden wird. Darauf wird das 
Stadtbauamt bei der Projectsvorlage Rückſicht nehmen. Darüber 
iſt gar kein Zweifel. 

Wir haben den Betrag von 60.000 fl. ins Präliminare ein⸗ 
zuſtellen, damit wir das Geld von Seite des Laudes bekommen. 
Wir müſſen, ich möchte jagen, dem Lande im vorhinein den Beweis 
liefern, daſs wir daran gehen, den Canal zu bauen. Es ſoll eben 
heute beſchloſſen werden, daſs wir den Betrag von 60.000 fl. ein- 
ſtellen. Das Project wird ausgearbeitet, es wird den Verhält— 
niſſen des Sammelcanales ſowohl, als auch der Bahn — was der 
Herr Gem.⸗Rath Steiner erwähnt hat — angepaſst, dann vor— 
gelegt und zur Ausführung gelangen. Wir müſſen den Betrag 
von 60.000 fl. ins Budget einſtellen, damit wir die Bedeckung 
haben. 

Gem.-Rath Grünbeck: Wenn ich mir erlaube, in dieſer 
Frage einige Worte zu ſprechen, ſo geſchieht es, um Ihnen den 
Antrag des Herrn Collegen Jedliéka beſtens zur Annahme zu 
empfehlen. 

Denn gerade die ſanitären Verhältniſſe von Salmannsdorf 
und Neuſtift ſind nicht die beſten. Sie müſſen nur den Sulzweg 
betrachten; da kehrt jeder, beſonders bei heißer Sommerszeit gern 
um; man verlangt ſich ja nicht, die 100 oder 120 Stufen hinauf⸗ 
zuſteigen. 

Ich möchte daher den Antrag des Herrn Collegen Jedlié&ka 
wärmſtens unterſtützen und bitte, ihn anzunehmen und zur Aus— 
führung gelangen zu laſſen. 
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Gem.-Nath Wünſch: Sie haben bereits von allen denjenigen 
Herren, welche mit den Localverhältniſſen vertraut ſind, gehört, 
welch dringendes Bedürfnis für die Gemeinde Salmannsdorf und 
Neuſtift die Einwölbung dieſer Partie des Baches iſt, welche zwiſchen 
dieſen zwei Ortſchaften durchzieht. Es iſt geradezu eine Lebens— 
frage für die weitere Entwicklung dieſer beiden Ortſchaften, dass 
dieſer ſantätswidrige Zuſtand, wie er gegenwärtig dort beſteht, 
ſobald als möglich beſeitigt wird. Ich glaube auch, dafs der geehrte 
Gemeinderath auf dieſen Gedanken eingehen wird, und glaube nur, 
dafs eine kleine Anderung in den Anträgen des Herrn Referenten 
vorzunehmen wäre, und zwar in der Weiſe, dass wir heute principiell 
beſchließen, es ſei die Einwölbung des Baches innerhalb der beiden 
Ortſchaften Neuſtift und Salmannsdorf noch im Jahre 1892 durch: 
zuführen, und daſs ferner das Bauamt erſucht wird, es möge 
binnen drei Wochen die Pläne für dieſes Stück der Einwölbung 
vorlegen; ferner dass wir heute bereits beſchließen, einen Betrag 
von 6000 fl. — nämlich für dieſes Stück — ins Budget ein⸗ 
zuſtellen. 

Die Gemeinden haben bereits in dieſer Richtung Vorarbeiten 
gemacht, und dabei hat ſich herausgeſtellt, dafs für das gegenwärtige 


Jahr ein Betrag von 6000 fl. genügen wird. Es iſt aber voraus— 
ſichtlich nicht möglich, wie von jener Seite behauptet worden iſt, 


dafs man nur einen Theil einwölbt, denn einige Theile des gegen- 
wärtigen Profils find viel zu klein für die Zukunft. Es muſßs 
nämlich berückſichtigt werden, daſs im Augenblicke, als größere 
Theile dieſer Ortſchaften verbaut werden, dann auch die Zuflüſſe 
ſtärker werden — was erfahrungsgemäß immer der Fall iſt — 
und das Profil nicht mehr genügen wird. Man wird alſo auf 
ein größeres Profil Rückſicht nehmen und das alte Profil jedenfalls 
caſſieren müſſen. Nichtsdeſtoweniger iſt das eine in dieſem Jahre 
leicht auszuführende Arbeit, weil ja die Vorarbeiten ſehr einfach 
ſind und gewiſs vom Bauamte in der von mir genannten Friſt 
leicht vorgenommen werden können. Um aber auch in finanzieller 
Beziehung für dieſen Bau vorzuſorgen, habe ich mir den weiteren 
Antrag erlaubt, es ſolle ein Betrag von 6000 fl. eingeſtellt werden. 
Bezüglich der zweiten Frage, der Einwölbung des Krottenbaches 
bis zur Döblinger Hauptſtraße im Jahre 1892, hätte ich nur 
den Wunſch, dafs der Gemeinderath beſchließe, es ſeien die Vor— 
arbeiten mit thunlichſter Schnelligkeit vorzunehmen, fo dass wenigſtens 
im nächſten Monate mit der Arbeit ſelbſt begonnen werden kann. 

Ich erlaube mir daher den Punkt 3 anders zu ſtiliſieren, fo dass 
die Finanzen der Gemeinde berückſichtigt werden, ſelbſt wenn die 
Trace der Gürtellinie über den Bach gienge, welcher von der Gemeinde 
eingewölbt wird. Punkt 3 hätte alſo zu lauten: Der Magiſtrat 
und das Stadtbauamt ſeien zu beauftragen, über die Einwölbung 
des ganzen Krottenbaches Pläne und Koſtenanſchläge vorzulegen 
und hiebei auf die Führung einer Straße von Döbling nach 
Salmannsdorf Bedacht zu nehmen. 

Das ſcheint mir jo wichtig, daſs ich es beſonders betonen 
mufs; denn wenn wir das beſchließen, ſo werden wir damit heuer 
noch Arbeit ſchaffen. Es ſind aber, wie die Herren ſehen, noch 
weitläufige Vorarbeiten zu machen, Projecte, Detailpläne noth- 
wendig, und wenn wir nicht beſonders betonen, dajs die Sache 
mit thunlichſter Schnelligkeit zu betreiben iſt, ſo bleibt die Geſchichte 
liegen und wird vielleicht erſt im Juni oder Juli begonnen. 

Ich lege alſo beſonderen Wert darauf, dass heute von uns 
beſchloſſen wird, daſs für dieſe Strecke vom Stadtbauamte ſofort 
die nothwendigen Vorarbeiten gemacht werden, damit die Arbeit 


8 
womöglich im nächſten Monate begonnen werden kann. 
rechts.) 

Gem.-Nath Steiner: Meine Herren! Nachdem dies, wie 
ja gewiſs jeder der Herren zugeben wird, eine Arbeit iſt, die, 
wenn ſie ſofort in Angriff genommen wird, Hunderten von 
Arbeitern Erwerb und Brot gibt, ſo bin ich ſelbſtverſtändlich für 
die ſofortige Einwölbung des Krottenbaches. Aber Sie werden mir 
zugeben, daſs wir uns dem finanziellen Standpunkte der Gemeinde 
jederzeit anpaſſen müſſen und auf die Führung der Bahntrace, 
Gürtellinie oder Vorortelinie, ſowie darauf Bedacht zu nehmen haben, 
ob nicht ein Theil der Koſten der Einwölbung zu den Koſten des 


Bahnbaues zuzuſchlagen iſt. Ich bitte Sie, dieſen Zuſatz-Antrag, | | 8 
den organiſchen Subſtanzen herausfließen. Es iſt dort ein geringes 
Gefälle und es bleiben dieſe Stoffe einfach in der ganzen Strecke 
liegen. Die Herren, welche das kennen, werden zugeben, dass der 


iue & untere Theil gewöhnlich trocken iſt. Es wird ſich ſomit ein ungeheurer 
Gem.-Nath Geyer: Meine Herren! Ich erlaube mir die een ö ſich geh 


welchen ich mir zu ſtellen erlaubt habe, anzunehmen, weil, wie ich 
ſchon bemerkt habe, wir nicht verpflichtet werden können, einen 
Bach ganz einzuwölben, welchen dann die Stadtbahn vielleicht benützt. 


Zuſtände der beiden Ortſchaften Salmannsdorf und Neuſtift zu 
ſchildern. Die Leute ſind heute ſchlecht daran. Der Weinbau trägt 
nichts mehr; früher haben ſie mit Milch, mit dem Viehſtande ein 
Geſchäft nach Wien gemacht, die Leute haben aber ganz abgewirt— 
ſchaftet, Sommerparteien haben ſie im oberen Orte ein wenig, 
im unteren keine; der Grund davon iſt der Bach, weil man dort 
nicht exiſtieren kann. Ich ſelbſt war mit meiner Familie zwei Jahre 
draußen, ich habe wegziehen müſſen, und es werden in der geehrten 
Verſammlung mehrere Herren ſein, die die Verhältniſſe ſo genau 
kennen, wie ich ſelbſt. Der Herr Referent kennt es auch, ſagt aber 
nichts davon, wie es in Salmannsdorf ſtinkt, wenn man im 
Sommer neben dem Bache geht, und dajs man dort nicht exiſtieren 
kann. Die Wohnungen ſind neben dem Bache unten verpeſtet; 
wenn aber der Bach geregelt und eingewölbt wird, — das Capital 
wird nicht zu groß ſein — ſo werden die Leute draußen eine 
Exiſtenz haben, ſie werden ihre Wohnungen anbringen und Steuern 
und Abgaben leiſten können. Es iſt unſere Pflicht, wir müſſen die 
Leute unterſtützen; das größte Unglück, welches die Leute draußen 
haben, iſt der Bach, ſie haben keine Sommerparteien; Neuſtift 
iſt ſehr ſchön, die Wiener gehen gerne hinaus, es iſt nicht ſo 
theuer dort zu leben, man hat ſchöne Spaziergänge, Waldluft, 
Anhöhen, aber der Bach vertreibt jeden draußen, es kann kein 
Menſch exiſtieren. Alſo bitte ich die Herren zuzuſtimmen, daj der 
Bach von Salmannsdorf nach Neuſtift eingewölbt werde. 


Gem.-Nath Jedliéka: Ich werde mich kurz faſſen. Ich 
glaube, dafs die Herren die Nothwendigkeit der Sache genug 
beſprochen haben. Es iſt im zweiten Punkte der Vorlage darauf 
hingewieſen, daſs zuerſt auf die Straßen Rückſicht zu nehmen iſt. 
Die ganze Länge der Straßen durch beide Ortſchaften wird keine 
Anderung erfahren, außer vielleicht durch eine Anſchüttung, denn 
das iſt eine Naturſtraße. Der weiche Boden, 
den Niederſchlägen weggeſchwemmt und man geht auf dem Geſteine. 
In der Breite der Straßen wird ſich auch nichts machen laſſen, 
und wenn etwas geſchehen mufs, fo find die Gründe nicht theuer, 
wenn ein Theil der Gärten dazu genommen wird. 

Daſs wir von Ihnen nichts verlangen, was nicht begründet 
iſt, will ich damit beweiſen, dafs, ehe ich die Ehre hatte, den 
Bezirk zu vertreten, die Bezirkshauptmannſchaft Währing bei der 
Gemeinde darauf gedrungen hat, dies durchzuführen und zwar aus 
ſanitären Rückſichten; deshalb bitte ich, den Antrag, welchen ich 
geſtellt habe, zu unterſtützen. 


zuerſt in dem verbauten Theile eingewölbt werden, 
Salmannsdorf und Neuſtift, 


der Sand iſt von 
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Referent (zum Schlujsworte): Meine Herren, die Sache iſt 
ſehr einfach. Wir find alle einverſtanden, dafs dort etwas geſchieht, 
und es iſt der Stadtrath ebenfalls von dem Gedanken beſeelt, dass 
etwas geſchehen ſoll. Ich kenne die Gegend aus eigener Erfahrung, 
nachdem ich viele Monate im Sommer dort gewohnt habe. Ich 
habe erklärt, daſs es unhaltbare Verhältniſſe find. Man mußs aber 
vorerſt ein Project haben, wiſſen, wie es durchzuführen iſt und 
wieviel beiläufig die Koſten der Einwölbung betragen. Es ſoll 
alſo durch 
und es ſoll der Theil zwiſchen dem 
Nothſpitale und Neuſtift offen bleiben, das wäre ein unhaltbarer 
Zuſtand, weil dann die Fäcalien, die Jauchenſtoffe und die faulen— 


Raum mit lauter übelriechenden und ganz unqualificierbaren Stoffen 
bilden, es würde nothwendig fein, dafs dort eine förmliche Reini— 
gung geſchehe. Dazu ſind aber Pläne nothwendig, man kann nicht 
einfach ſagen: „Das koſtet 18.000 fl.“ 

Ich bin gewiss damit einverſtanden und habe auch einen 
diesbezüglichen Antrag im Stadtrathe geſtellt, dahingehend, daßs 
man den oberen Theil des Sulzbaches einwölben ſoll; ich vertrete 
aber hier nicht meinen Antrag, ſondern den des Stadtrathes, 
welchen ich auch als angemeſſen anſehe. 

Herr College Jedliöka meint, nachdem einzelne Theile 
bereits eingewölbt ſind, ſo brauche man nur dazwiſchen einzuwölben. 

Meine Herren, das geht nicht. Dieſe Theile ſind ganz willkürlich 
eingewölbt; der eine hat ein Profil von 1½, der andere ein ſolches 
von 2 mz, der dritte wieder ein anderes, die Gefälle ſind derart, 
dals man fie gar nicht verbinden kann. Dadurch würde ein Bach 
entſtehen, der allen techniſchen Maßregeln förmlich Hohn ſpricht. 
Dieſe eingewölbten Theile müſſen ganz demoliert und es mußs ein 
ganz neuer Canal gemacht werden. Die jetzigen Profile ſind abſolut 
unzuläſſig. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Das hat er ja geſagt!) 
Herr College Jedliéka hat geſagt, dajs man die jetzigen Ein— 
wölbungen belaſſen kann. (Rufe links: Dafür iſt er kein Fach— 
mann!) Aus dieſem Grunde wurde beantragt, daſs das Bauamt 
Erhebungen und einen Koſtenvoranſchlag vorlegen ſoll; dann 
wird der Stadtrath die Sache gewifßs fo raſch als möglich dem 
Gemeinderathe vorlegen, und dieſer wird den Übelftänden, welche 
wir ja alle anerkennen, gewiſs ſehr bald abhelfen. 

Es wird vielleicht in den nächſten zwei Jahren auch möglich 
ſein, den Theil zwiſchen dem Nothſpital und Neuſtift einzuwölben, 
es wird dort eine Villeggiatur entſtehen und es ſoll dort — das 
iſt die Tendenz des Antrages 3 — eine Straße geführt werden, 
welche einen paſſenden Zugang und die Zufahrt nach Neuſtift und 
Salmannsdorf ermöglicht. Es wird alſo in dem nächſten Jahre 
möglich werden, auch dem übelſtande abzuhelfen, dafs ein offenes 
Gerinne wenigſtens theilweiſe beſteht. 

Bezüglich des Antrages Steiner möchte ich erwähnen, dass 
es Sache des Bauamtes iſt, zu unterſuchen, wo die Bahn geht; 
das iſt eine jo ſelbſtverſtändliche Sache wie die, daſs das Stadt— 
bauamt die Profle wählen ſoll. Das Stadtbauamt weiß, wo die 
Bahn geht; wenn es das nicht weiß, ſo mufs es ſich mit der 
General-Inſpection in Verbindung ſetzen, welche es jagen wird. 
Wir können nicht dem Stadtbauamte ſagen, es müſſe ſich ins Ein— 
vernehmen ſetzen bezüglich der Einmündung in den Sammelcanal, 
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bezüglich der Führung des Bahnhofes, und eventuell wegen der 
Überſetzung der Vorortebahn — vielleicht geht auch dieſe, was ich 
nicht weiß — darüber. Es iſt ausſchließlich Sache des Bauamtes, 
die Sache zu erheben und das Project feſtzuſtellen, dass es nicht 
collidiert. Wollen die Herren die Beſtimmung aufnehmen, jo habe 
ich nichts dagegen, aber es iſt eine Sache, die ſich von ſelbſt 
verſteht. 

Gegen den Antrag Wünſch habe ich nichts einzuwenden, 
aber die Zeit, die er bemeſſen, iſt eine ſehr kurze; in drei Wochen 
iſt es ganz unmöglich, dort irgend etwas zu bauen. Man mufs 
nivellieren, man muſs aufnehmen u. ſ. w., täuſchen wir uns 
darüber nicht! Wir haben erſt heute wieder die Worte gehört, 
daſs man immer die Wahrheit ſprechen und nicht täuſchen ſoll, 
daſs man nichts vorausſagen ſoll, was dann nicht eintrifft. 

Damit dient man niemanden, wenn man jagt: ich beantrage, 
daſs hinausgegangen werde, dafs das Project gemacht werde. Dajs 
morgen angefangen werde, iſt eine Unmöglichkeit. Wer die Sache 
kennt wie ich, weiß, es müſſe zuerſt die Arbeit auf dem Terrain, 
dann die Pläne und Koſtenanſchläge gemacht werden, dann kommt 
die Berathung im Stadtrathe und ſchließlich im Gemeinderathe. 
Ich glaube, das Präſidium kennt die Wichtigkeit der Sache, wird 
fie beſchleunigen und Sorge tragen, dass fie nicht um eine Woche 
verzögert werde. Es mufs aber das Ganze in Einklang gebracht 
und es müſſen die Koſten berechnet werden. So nothwendig und 
wichtig es wäre einzuwölben, fo mufs das Ganze doch zuerſt in 
Einklang gebracht werden. | 

Sie müſſen es dahin bringen, dafs es möglich ift, die Sache 


zu machen, und das liegt gewiſs in den Anträgen des Stadtrathes. 


Er ſagt darin, das Stadtbauamt ſei zu beauftragen, die Sache 
ſofort zu machen und die Pläne vorzulegen. Wenn es vorgelegt 
wird, ſo wird es gemacht werden. 

Gem.-Nath Steiner (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr Referent hat bemerkt, dajs das Stadtbauamt heute 
bereits weiß, wo die Trace geht. Dem gegenüber berichtige ich, 
daſs weder das Stadtbauamt, noch ſonſt jemand in Wien weiß, 
wo die Trace geht, und wenn das Stadtbauamt ſo lange Er— 
hebungen pflegt, dass die Leute auf Arbeit warten müſſen, fo ver— 
geht ein Jahr. Im vorigen Jahre ſind Beträge zur Erbauung 
von Schulen in der Leopoldſtadt und in Ottakring votiert worden. 
Die Leute jammerten um Arbeit, das Stadtbauamt hat aber noch 
immer keine Pläne vorgelegt. Ich möchte den Herrn Referenten 
bitten, daſs das Stadtbauamt die Pläne ſchleunigſt mache, damit 
ſofort mit den Arbeiten begonnen werden kann. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Gegen Antrag 1 iſt 
keine Einwendung erhoben worden. Herr Gem.-Rath Wünſch 
beantragt zu Punkt 1 einen Zuſatz, welcher lautet: „Die Vorar— 
beiten für die sub 1 projectierte Theilſtrecke find mit der thun— 
lichſten Beſchleunigung auszuführen, fo dafs mit dem Baue ſelbſt 
womöglich im Monate März noch begonnen werden kann.“ 

Gegen Punkt 2 iſt von den Herren Gem.-Rath Jedliôöka 
und Wünſch ein Gegen-Antrag geſtellt worden, der lautet: 

„Die Strecke des Sulzbaches innerhalb der Ort— 
ſchaften Salmanns dorf und Neuſtift iſt noch im Jahre 
1892 einzuwölben.“ 

Der Antrag Kedlicka lautet: 

„Der obere Theil des Krottenbaches, welcher durch 
Neuſtift und Salmanus dorf fließt, iſt in feinem offenen 
Gerinne zwiſchen den Häuſern einzuwölben.“ 
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Herr Gem.⸗Rath Wünſch beantragt ferner: 
„Das Stadtbanamt iſt zu beauftragen, die erfor— 


derlichen Pläne binnen drei Wochen vorzulegen, und iſt 
hiefür ein Betrag von 6000 fl. ins Budget pro 1892 
einzuſetzen.“ 

Zu Punkt 3 iſt von Herrn Gem.⸗Rath Steiner als Zuſatz 
beantragt worden: 

„Und es iſt Bedacht zu nehmen auf die Führung 
der Bahntrace Gürtellinie — Vorortelinie, ſowie darauf, 
ob nicht ein Theil der Kojten der Einwölbung zu den 
Koſten des Bahnbaues zuzuſchlagen iſt.“ 


Gem.-»Rath Wünſch (zur Abſtimmung): Ich habe den 
Zuſatz, dafs mit den Arbeiten im März begonnen werden kann, 
zu Punkt 2 beantragt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es ſteht hier aus— 
drücklich: „Die Vorarbeiten für die sub Iprojectierte 
Theilſtrecke“ und unter 1 iſt das, was ich erwähnt habe. 
Wenn der Herr Gem.-Rath ſeinen Antrag ändern will, ſo habe 
ich nichts dagegen. Ich muſs ihn zur Abſtimmung bringen, ſo 
wie er hier lautet. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung: Jene Herren, welche dem 
Punkte 1 des Neferenten-Antrages zuſtimmen, bitte ich die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Jene Herren, welche für den Zuſatz-Antrag des Herrn Gem.“ 


Rathes Wünſch ſtimmen, dajs der Bau womöglich noch im 


März begonnen werde, bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Bei Punkt 2 kommt der Gegen-Antrag Wünſch-Jedliska 
zur Abſtimmung, dajs der Bach in Neuſtift und Salmannsdorf 
noch im Jahre 1892 einzuwölben iſt. Jene Herren, welche 
dieſem Antrag zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Jene Herren, welche dem Antrage Wünſch zuſtimmen, dass 
das Stadtbauamt beauftragt werde, die erforderlichen Pläne binnen 
drei Wochen vorzulegen, und dass hiefür ein Betrag von 6000 fl. 
ins Budget pro 1892 einzuſetzen ſei, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Die Herren, welche dem Puukte 3 der Referenten-Anträge 
zuſtimmen, erſuche ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. Endlich erſuche ich jene Herren, welche für den 
Zuſatz-Antrag Steiner ſtimmen, dass auf die Führung der 
Bahntrace Rückſicht zu nehmen ſei, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 


1. Es ſei der projectierten Einwölbung des 
Krottenbaches und Erbſenbaches in Ober-Döbling 
vom Donaucanale bis zum Nothſpitale in Ober— 
Döbling mit dem Geſammtkoſtenbetrage per 240.000 fl. 
unter Vertheilung der Bauarbeiten auf drei Jahre 
im Principe die Genehmigung zu ertheilen und zur 
Ausführung der auf das Jahr 1892 entfallenden 
Strecke zwiſchen dem Donancanale und der Döblinger 
Hauptſtraße ein Betrag von 60.000 fl. zu bewilligen. 

Die Vorarbeiten für die sub I projectierte Theil— 
ſtrecke ſind mit der thunlichſten Beſchleunigung aus— 


396 


—— e . . . . . . . e ß ar 


zuführen, fo dafs mit dem Baue ſelbſt womöglich 


im Monate März noch begonnen werden kann.“ 

2. Die Strecke des Sulzbaches innerhalb der 
Ortſchaften Salmannsdorf und Neuſtift iſt noch im 
Jahre 1892 einzuwölben. 

Das Stadtbauamt 
forderlichen Pläne binnen 
und iſt hiefür ein Betrag von 6000 fl. 
pro 1892 einzuſetzen. 

3. Der Magiſtrat 
beauftragen, die 
Krottenbaches Pläne und Koſtenanſchläge vorzulegen 
und hiebei auf die einer Straße von 
Döbling nach Salmannsdorf Bedacht zu nehmen. 

Und es iſt Bedacht zu nehmen auf die Führung 
der Bahntrace Gürtellinie — Vorortelinie ſowie darauf, 
ob nicht ein Theil der Koſten der Einwölbung zu 
den Koften des Bahnbaues zuzuſchlagen iſt. 

Hiemit iſt der Gegenſtand erledigt, und erkläre ich die 
Sitzung für geſchloſſen. | 
Schluſs der Sitzung 8 Uhr Abends. 


iſt zu die er— 
drei Wochen vorzulegen, 
ins Budget 


beauftragen, 


und das Bauamt ſeien zu 


über Einwölbung des ganzen 


Führung 


Stadtrath. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 19. Februar 1892. 


Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
v. Götz, doske, 
v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Hackenberg. Dr. Stenzl 
Dr. Huber. Dr. Vogler, 
Kreindl, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter. 


Entſchuldigt: Boſchan, 

Rückauf. 
Beurlaubt: Vaugoin. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Appel. 


Dr. Lederer, v. Neumann, 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Norſchle eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. Dr. Lederer, v. Neumann und Rückauf 
entſchuldigen ihr Ausbleiben. 

St.-N. Dr. Huber referiert über eine Grundentſchädigung und 
beantragt, die Schadloshaltung für den beim Haufe Grundb.-Einl. 
Nr. 598, VI. Bezirk, Or.-Nr. 46 Magdalenenſtraße, Ecke der Stiegen— 
gaſſe 1, abgetretenen Grund per 76°90 m? mit 32 fl. pro m? zu 
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beſtimmen und das vom Eigenthümer geſtellte Begehren auf Beſtimmung 
mit 35 fl. pro m? mit Rückſicht auf die von den Schätzmeiſtern 
geltend gemachten Gründe und den Bauamtsbericht abzuweiſen. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über eine grundbücherliche Löſchung und 
beantragt, dem Anſuchen des Julius Werner, Eigenthümers der 
Realitäten Einl.⸗Z. 1440, 1441, 1442 und 1444 im IX. Bezirke, 
um Bewilligung der Löſchung der auf dieſen Realitäten zu Gunſten 
der Gemeinde Wien haftenden Reallaſten bezüglich der Übergabe des 
Straßengrundes und Niveauherſtellung auf Koſten des Geſuchſtellers 
Folge zu geben. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Auſuchen der Kaiſer Ferdinands— 
Nordbahn um Bewilligung der Löſchung der auf der Realität Einlage— 
Zahl 3868, II. Bezirk, verlängerte Nordbahnſtraße für die Gemeinde 
Wien haftenden Neallaſt wegen Rückſetzung des Staketengitters und 
Nichterbauung eines Gebäudes zu nahe der Straße und beantragt, die 
Löſchung auf Koſten des Geſuchſtellers zu bewilligen. 
(Angenommen.) 
St.-N. Dr. Grübl referiert über den Bericht des Vorſtehers 
des V. Gemeindebezirkes Margarethen wegen Überſetzung dreier 
Schülerinnen des I. Jahrganges in den II. Jahrgang der Diehl— 
ſchen Stiftungsſchule, und beantragt die Genehmigung. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über mehrere Anſuchen um Aufnahme in 


das ſtädtiſche Pädagogium und beantragt, die Geſuchſteller Heinrich 


Hoffmann und Georg Zeitelberger in das ſtädt. Pädagogium 
ſofort zuzulaſſen und das Auſuchen des Peter Gallo wie um die 
Erlaubnis, dem Unterrichte in der franzöſiſchen Sprache am ſtädtiſchen 
Pädagogium bis zum Schluſſe des Schuljahres 1891— 1892 bei— 
wohnen zu dürfen, zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Erlass des k. k. n.-ö. Laudes⸗ 
ſchulrathes vom 5. Jänner 1892, 3. 11.608, womit die vom Wiener 


Gemeinderathe beſchloſſene Errichtung beſonderer Curſe über Schul— 


hygiene und Blindenpädagogik am ſtädt. Pädagogium mit Befriedigung 


zur a genommen wurde, und beantragt die Kenntnisnahme. 


(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Auſuchen der Clementine Sec! 
um Aufnahme ihrer Tochter Iſabella Jechl in das ſtädt. Pädagogium 
als außerordentliche Hörerin und beantragt die Geſuchsgewährung. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über die infolge des am 16. Jänner 1892 
eingetretenen Ablebens des Profeſſors an der Communal-Oberrealſchule 
im VI. Bezirke, Ignaz Stark, erforderliche Ertheilung des Steno— 
graphie-Unterrichtes durch Profeſſor Joh. Koppenſteiner und die 
Supplierung für Mathematik und darſtellende Geometrie durch Eduard 
Reitmann für das ganze laufende Schuljahr, und be— 
antragt die Genehmigung. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die vom Ortsſchulrathe des VII. Be— 
zirkes angeſuchte Einleitung von Verhandlungen wegen Errichtung einer 
neuen Schule im VII. Bezirke in der Richter-, Neubau- oder Linden— 
gaſſe und beantragt, in das Budget des Jahres 1892 einen Betrag 
für einen Schulbau im VII. Bezirke nicht einzuſtellen, dagegen dieſen 
Schulbau gelegentlich der beim Bezirksſchulrathe im März oder April 
1. J. ſtatthabenden Besprechung der Vorſitzenden der Wiener Orts— 
ſchulräthe bezüglich der Schulbautenbedürfniſſe in Wien auch in Betracht 
ziehen zu laſſen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Erlaſs des n.-ö. Landesſchul⸗ 
rathes vom 6. Februar 1892, Z. 845, wornach das für die unteren 
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Claſſen des Döblinger Communal-Gymnaſiums verliehene Offentlich— 
keitsrecht auf die V., VI. und VII. Claſſe für das Schuljahr 1891—1892 
ausgedehnt wurde, und beantragt die Kenntnisnahme. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Bezirksvorſtehers 
des V. Bezirkes vom 17. December 1890, Z. 5251 bszüglich der 
Diehl'ſchen Stiftungsſchule und beantragt, unter Aufrechthaltung des 
principiellen Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 1. October 1880, Z. 4986, 
demzufolge die Remuneration der Induſtrie- und Fachlehrerinnen an 
der Carl Diehl'ſchen Stiftungsſchule mit 20 fl. jährlich für eine 
wöchentliche Unterrichtsſtunde ſyſtemiſiert iſt, die Remuneration der 
Fachlehrerin Emilie Glaſer auf Grund ihrer vorzüglichen Dienſt— 
leiſtung von 20 fl. auf 25 fl. jährlich für jede wöchentliche Unterrichts— 
ſtunde vom Beginne des Schuljahres 18911892 zu erhöhen. (Das 
Anfuchen der Sofie Hiruſchall entfällt mit Nückſicht auf ihren 
bereits erfolgten Abgang.) Dem Anſuchen des Bezirksvorſtehers, von 
der Einhebung des Mietzinſes wie auch der Beheizungskoſten für die 
ganzen Schullocalitäten in Zukunft Umgang zu nehmen, keine Folge 
zu geben. (An genommen.) 
Der Antrag des St.-R. Dr. v. Billing, der Induſtrielehrerin 
Glaſer ad personam für ihre wirtſchaftliche Thätigkeit eine jährliche 
Remuneration von 195 fl. zu bewilligen, wird zurückgezogen. 
— derſelbe referiert über die zufolge Erlaſſes des n.-ö. Landes⸗ 
ſchulrathes vom 16. Juli 1891, Z. 6094, 6095, 6096, 6097 und 
6144 erfolgte Beſtätigung der ernannten ſechs definitiven katholiſchen 
Religionslehrer und beantragt die Kenntnisnahme. 


(Angenommen.) 


St.-R. Dr. Hackenberg referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 9. Februar 1892, Z. 7495, wegen Umgangnahme von einzelnen 
Bedingungen hinſichtlich der proviſoriſchen Belaſſung der Einfriedung 
bei der k. k. Cavallerie-Kaſerne in Ober-Meidling und beantragt, von 
der grundbücherlichen Sicherſtellung Umgang zu nehmen, ohne Anſpruch 
des k. k. Militär⸗Arars auf Erſatz der durch die eventuelle Demolierung 
der in der alten Baulinie befindlichen Einfriedung ſowie der Herſtellung 
derſelben in der neuen Bauflucht entſtehenden Koſten. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft um Geſtattung des Überfahrens der Halteſtellen und 
beantragt: 

Die Gemeinde Wien gibt ihre Zuſtimmung, dals die Wiener 
Tramway-⸗Geſellſchaft probeweiſe und bis auf Widerruf die angeſuchte 
Bewilligung zum Überfahren der Halteſtellen auf Radial- und Transverfal: 
ſtrecken mit Ausnahme aller als Umſteigplätze geltenden Halteſtellen 
unter den von der Geſellſchaft in ihrer Eingabe vom 19. December 
1891, Z. 106780 angeführten Bedingungen und Modalitäten, und 
weiters gegen dem zu geſtatten, daſs beim nachträglichen Anhalten 
innerhalb der Haltezone dieſes Auhalten nicht an einer Stelle ſtatt— 
findet, an welcher für den allgemeinen Verkehr Hinderniſſe oder für 
die Sicherheit der Paſſanten oder der aus- und einſteigenden Fahr- 
gäſte Gefahren entſtehen können. 

Der Stadtrath kann hiebei die Bedenken nicht unterdrücken, dafs 
durch das Überfahren von Halteſtellen eine Verſchiebung der Intervalle 
beim Verkehr zwiſchen den einzelnen Wagen ſtattfinden muſs, wodurch 
die Controle bezüglich der Einhaltung der Intervalle erſchwert werden 
wird, und daſs der Erfolg der ganzen Maßregel lediglich von der Auf— 
merkſamkeit, Pünktlichkeit, Gewiſſenhaftigkeit und Intelligenz des Con— 
ducteurs und Kutſchers abhängt, dafs weiters die begründete Beſorgnis 
beſteht, daſs zwiſchen Fahrgäſten und dem Conducteur über die Frage, 
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ob angehalten werden ſolle oder nicht, häufig Streitigkeiten entſtehen 
werden und der Verkehr durch dieſe Neuerung ſogar eine Verſchlechte— 
rung dann erfahren wird, wenn das nachträgliche Anhalten in ein 
und derſelben Haltezone wiederholt oder im Falle des Überfahrens 
einer größeren Anzahl von Halteſtellen beim Anhalten in jeder oder 
in einer größeren Zahl von Haltezonen auf einer und derſelben Route 
ſtattfindet. Es würde ſich deshalb auch als nothwendig herausſtellen, 
daſs die Fixierung der Länge der ſogenannten Haltezonen amtlich mit 
10— 20 m ftattfindet, nicht aber dem Ermeſſen des Fahrperſonales 
überlaſſen wird. 

Anlässlich der Vorlage der Sommerfahrordnung pro 1892 hätte 
die Tramway-⸗Geſellſchaft über die Erfahrungen mit dieſer Neuerung 
Bericht zu erſtatten. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt, das Auſuchen abzulehnen, ins— 
beſondere mit Rückſicht auf die Verhinderung der Controle, die Ver— 
langſamung des Verkehres und die Gefahr der Vermehrung der 
Unglücksfälle. 

Der Referenten-Autrag wird abgelehnt und der 
ſodann vom Referenten geſtellte Antrag, die Ab— 
lehnung des Anſuchens zu motivieren, angenommen. 

— Derſelbe referiert über den. Statthalterei-Erlaſs vom 
31. October 1891, Z. 65107, womit das Protokoll über die techniſch 
polizeiliche Prüfung der von der Wiener Tramway-Geſellſchaft herge— 
ſtellten Pferdebahnlinie durch die Gumpendorferſtraße zur Kenntnis 
übermittelt wird, und über den Statthalterei-Erlaſs vom 29. November 
1891, 3. 72859 bezüglich der techniſch-polizeilichen Prüfung der 
Tramwaylinie durch die Burggaſſe und beantragt, beide Erläſſe zur 
Kenntnis zu nehmen und den Magiſtrat zu beauftragen, anläſslich der 
Vorlage der Sommerfahrordnung eingehend Bericht zu erſtatten, in 


welcher Weiſe der Verkehr in der Burggaſſe und Gumpendorferſtraße 


geregelt werden könnte, damit die Verkehrsintervalle herabgeſetzt, auf 
eine pünktliche Einhaltung derſelben gerechnet werden kann und der 
Verkehr in dem ganzen Betriebsnetze der Bahn ein den öffentlichen 
Intereſſen entſprechenderer wäre, als dies bisher der Fall iſt. 

St.⸗R. Schlechter ſtellt den Zuſatz-Autrag, der Magiſtrat 
habe zu berichten, warum nicht die vom Gemeinderathe beſchloſſene 
gleichmäßige Niveauregulierung der Burggaſſe vorgenommen wurde. 

Angenommen.) 

St.-N. Dr. v. Willing referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 3. Juni 1891, Z. 31718 wegen vergleichsweiſer Beilegung der 
Frage der Koſtenbeſtreitung für die anlässlich der Straßenregulierung 
am k. k. Waiſenhauſe, IX., Spitalgaſſe vorgenommenen Adaptierungs— 
arbeiten und über das Anſuchen der Hauseigenthümerin von Nr. 18 
Waiſenhausgaſſe um Rückvergütung der Auslagen für die Adaptierungs- 
Arbeiten anläſslich der Straßenregulierung per 1636 fl. im Vergleichs- 
wege und ſtellt folgende Anträge: 

1. der k. k. Statthalterei mitzutheilen, daſs die Gemeinde Wien 
ſich zwar zu einem Erſatze der beanſpruchten Koſten nicht für ver— 
pflichtet halte, dafs fie aber demungeachtet bereit ſei, zur vergleichs— 
weiſen Beilegung der Angelegenheit einen Theil der effectiv aufge⸗ 
laufenen, ausſchließlich durch die Straßenregulierungs-Arbeiten noth- 
wendig gewordenen Auslagen zu vergüten und die Statthalterei um 
einen detaillierten Ausweis dieſer Koſten zu erſuchen; 

2. den Eigenthümerinnen des Hauſes Or.-Nr. 18 Waiſen⸗ 
hausgaſſe, Ottilie v. Demuth und Aurelie v. Trapſia, für die von 
ihnen an ihrem Hauſe anläſslich der Straßenregulierungs-Arbeiten 
vorgenommenen Adaptierungsarbeiten im Vergleichswege eine Vergütung 
von rund 1600 fl. zu bewilligen. (Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Anſuchen des ehemaligen Dieners 
der Gemeinde Ober-St. Veit, Joſef Schnabel, derzeit zugetheilt 
dem magiſtratiſchen Bezirksamte für den IV. und V. Bezirk, um Auf⸗ 
beſſerung der Bezüge und beantragt, dem Genannten vom 1. Jänner 
1892 an die Bezüge eines Aushilfsdieners, d. i. 1 fl. 30 kr. per 
Tag, zu bewilligen. 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold Heiß, 
Gemiſchtwaren-Verſchleißers, um Verleihung des Bürgerrechtes und 
beantragt, die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 


St.-A. Dr. Vogler referiert bei Anweſenheit von 17 Mit- 


gliedern über die Vermehrung des Perſonales der Gemeinde-Pfandleih— 
anſtalt in Sechshaus und beantragt: 


1. Dem Prätioſenſchätzmeiſter Stefan Schleiter vorſchrifts⸗ 
mäßig zu kündigen und die Amtsleitung aufzufordern, wegen provi⸗ 


ſoriſcher Beſetzung dieſer Stelle unter den bisherigen Bedingungen 
eheſtens Vorſchläge zu erſtatten; 

2. den Aushilfsſchätzmeiſter Johann Rengſtl zum proviſoriſchen 
Effectenſchätzmeiſter gegen Kündigung mit dem Bezuge von 800 fl. 


jährlich und Erhöhung der Caution auf 2000 fl. vom 1. Februar 


1892 an zu beſtellen; 

3. den Schätzmeiſter Heinrich Zimmerhackl als proviſoriſchen 
Aushilfsſchätzmeiſter für Pretioſen und Effecten gegen ein Taggeld von 
2 fl. und Erlag einer Dienſtcaution von 2000 fl. zu beſtellen; 


(Angenommen); 


4. den Beamten Adolf Siegmeth zum zweiten Pfänder-Ver— | 


wahrer und den Beamten Ernſt Dörfler zum zweiten Caſſier, 


und zwar beide unter Belaſſung ihrer Bezüge zu beſtellen, deren Cautionen 


per 500 fl. und 420 fl. 
1000 fl. zu ergänzen. 


wären jedoch auf den Betrag von je 


Die obigen Cautionen find bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
verwahren. 

5. „Der Gemeinderath ertheilt die Ermächtigung für den Betrieb 
der Sechshauſer Pfandleihanſtalt, nach Maßgabe des Bedarfes unent— 
geltliche Aſpiranten bis zur Höchſtzahl von ſechs aufzunehmen.“ 

Dieſelben haben ſich vorläufig einer dreimonatlichen Probepraxis 
zu unterziehen, nach deren zufriedenſtellender Ablegung ihnen die pro— 
viſoriſche Gewährung eines Taggeldes von 1 fl. in Ausſicht zu 
ſtellen iſt. N 

Angenommen, 
rathe zu berichten. 


über Punkt 5 iſt dem Gemeinde— 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter referiert bei Anweſenheit | 
von 17 Mitgliedern, über das Anſuchen des Magiſtrats-Rathes Karl 
Zinner um Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand und Verlei 


hung einer Perſonalzulage und beantragt, dem Genannten die normal 
mäßige Penſion von jährlich 3000 fl. anzuweiſen und demſelben in 
Anerkennung ſeiner langjährigen pflichtgetreuen Dienſtleiſtung eine 
Perſonalzulage von jährlich 500 fl. zu gewähren. 

Angenommen, bezüglich der Perſonalzulage an 
den Gemeinderath. 


Die Sitzung wird geſchloſſen. 


zu 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 16, 1. März 1892. 


. . u a Vu Su e e . . NIE TNENEINZNI/ETIETNIENINENI NINE NZ NINE NN IN 


—— . . 


Allgemeine Machrichten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 

(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 21. Februar bis 27. Februar 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 

a) für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch . 209.280 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 80.461; 
aus Ober⸗Oſterreich — 2.528; aus Mähren 
— 13.731; aus Galizien — 47.613; aus 
Ungarn — 16.306; aus Croatien — 
283 Kg.) 

Kalbfleiſch. 31.600 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 3.917; 
aus Galizien — 27.683 Kg. 

Schaffleiſch 1.037 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 574; aus 
Mähren — 8; Galizien — 381; aus 
Ungarn — 74 Kg.) 

Schweinfleiſch 31.099 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 24.167; 
aus Böhmen — 247; aus Mähren — 
761; aus Galizien — 4.715; aus Ungarn 
— 1.209 Kg.) 

Kälber . . 2475 Stück (Davon aus Nieder-Oſterreich — 32; 
aus Ober-Oſterreich — 21; aus Mähren 
— 36; aus Galizien — 2.368; aus Ungarn 

— 18 St.) 
Schafe 201 „ Davon aus Nieder-Oſterreich — 187; 
aus Galizien — 7; aus Ungarn — 7 St.) 

Schweine . 1.934 „ (Davon aus Nieder- Oſterreich — 64; 

„ aus Mähren — 46; aus Galizien — 
1.824 St.) 

Lämmer 354 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 87; aus 
Ober⸗Oſterreich — 2; aus Mähren — 39; 
aus Galizien — 3; aus Ungarn — 223 St.) 

b) Für den Approviſionierungs verein. 

Rindfleiſch 7.015 Kg. Kälber. . . . . 62 Stück 

Kalbfleiſch. 291 „ Schaſe 1 

Schaffleiſch 10 „ Schweine ed 

Schweinfleiſch 665 „ Lämmer 30 „ 


ö 
ö 
| 


2, ige 


Rindfleiſch von 34 bis 95 kr. per Kg. 
Kalbfleiſch 7 30 157 70 „ „ 
Schaffleiſch e FO 
Schweinfleiſch „ 46 „ 74 „ „ „. 
Kälber „ % e :> 
Schafe. . . „ 30 „ 46 „ „ „ 
Schweine. . . . „ 38 . 

Lämmer 2 fl. — kr bis 5 fl. 50 tr. per Stück. 


Die Zufuhr war im A gleich der Vorwoche, nur 
jene an Kalbfleiſch und Kälbern ſtärker. 

Die Kaufluſt war jedoch bis Samstag keine beſondere und 
mussten die Verkäufer bei den großen Vorräthen Preisnachläſſe, 


insbeſonders bei Kalbfleiſch und Kälber gewähren. 


Samstag entwickelte ſich ein lebhafter Marktverkehr und 


| notierten zum Wochenſchluſſe Kalbfleiſch um 4 bis 8 kr. und Kälber 
um 3 


bis 4 kr. per Kilogramm niedriger, während bei den Preiſen 
der übrigen Fleiſchwaren eine weſentliche Anderung nicht zu ver— 
zeichnen kommt. 
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(Pferdemarkt vom 26. Februar 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht. 408 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 100-300 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde .. 15—85 fl. per Stück. 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 20. Februar bis 
26. Februar 1892: 
(Geſchlachtet wurden 372 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſch . er 1 Kg. 20-34 kr. 
Hinteres „ 1 „ 24—40 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſc h.... 1 „ 30-56 „ 
Extrawür fte. 1 „ 30-48 „ 
Dürre Würſte — 1 „ 36—56 „ 
Rohes Fette & 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett = 1 45—80 „ 
Schweif haare. 85 1 Schweif 2550 N 
Knochen 100 Kg. fl. 2.40—3.— 
Muffe per St. „ 3.7.50 
* ** 


(Schlachtviehmarkt vom 29. Februar 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſt vieh — 3107, Weidevieh —.—, Beinlvieh — 351 
Summa . 3458. 
Davon — nach Racen: 


Ungarische Thiere . . . 2207 
Galiziſche „ 186 
Deutſche N 1043 
Büffel 5 22 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſee n 2894 
Stiere 227 
Kihe 337 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht: 
Ungariſche Schlachtthiere von 53 bis 63 ½ fl. ö e ermäßigen ſich um 


den beim Handel vereinbarten 


aliziſche 53 61 rocentabzug (30 bis 40 %), 
© ziſch N N 5 5 lden 15 Verkäufer dem 
Deutſche 7 53 1 64 ? Käufer als Entſchädigung: 
N a) ar on in⸗ 
‘ en ae olge der achtung; 
Stiere er et RR b) In die bereit 
ii Bu na: toffe, wie: Haut, Horn, 
Kühe „ e een ee . 4 er Blut, bus e = f 
j — m die wertlose offe, 
Büffel e e nen N 4 . N 185 Me 115 Darm⸗ 
Beinlvieh a PR ee N inhalt ꝛc. zugeſteht. 
b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen .. . von 23 bis 33 fl. 
Stiere . . „ 26 „ 36, 
Kühe. . „ 22 „ 34, 
Büffel . . „ 21 „ 28, 


Beinlvieh. . „ N 1 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh. von 30 bis 106 fl. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen 85 Stück. 
Beinlvieh 43 „ 


YA. 
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Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1093 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Bei ſchwachem Bedarfe war 
die Kaufluſt ruhig, und haben die letztwöchentlichen Preiſe im 
Allgemeinen keine Anderung erfahren. 


Preisbewegung an der Börſe für land wirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 27. Februar 1892. 
a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74— 80 Kg.) .. von 10 fl. 65 kr. bis 11 fl. 50 kr. & 
Roggen ( 6878 % „ 10, 10 , „ 10 „ 65 5 
CCVVHCCV NEE „ 6, 25 , „ 9 „50, S 
)%%%%%%ͤͤ —— „ |: 
a Baer „ e ee de 
b) Mahlproducte. 
᷑„»»»„‚, von 17 fl. 50 kr. bis 19 fl. 50 kr. S 
Weizenmehl % ͤ TT 
Roggenmehl „ 12, 75 „ „ 17, 50 „8 
Weſzenkle re 5 „ — „ „ 5, 20 „18 
Noggenkle ie De Di e, t 


Städtiſches Lagerhaus. 
18. bis 25. Februar 1892: 


Waren eingelagert.. 25.232 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert 32.034 ji 
Die en Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 9544 Meter⸗Centner. 


317.625 Meter-Centner, und zwar: 
42.039 Meter⸗Centner Roggen, 


Lagerſtand vom 25. Februar 1892: 
105 936 Meter-Centner 1 
2.882 


R Gerſte, 25.877 5 Hafer, 
= 812 5 Mais, 18.825 5 Olſaaten, 
17.958 5 Mehl u. Kleie, 9.440 15 Wein, 
4.397 : Zucker, 200 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,884.100 fl. öſt. Währ. 


Armenangelegenheiten. 


(Faſchingdienstag-Redoute.) Im Feſtſaale des Rath⸗ 
hauſes findet heute die Faſchingdienstag-Redoute zum Beſten 
der Armen Wiens ſtatt. Um 12 Uhr Mitternacht erfolgt 
die Ziehung der ſtädtiſchen Armenlotterie. 

* 

(Für die Arbeitsloſen.) Bürgermeiſter Dr. Prix 
hat folgenden Aufruf erlaſſen, der an den Straßenecken zur 
Affichierung gelangt: 


Bewohner Wiens! 


Ihr empfindet mit das Leid eines Theiles der Bevölkerung 
unſerer Stadt und ich weiß, dafs Euer Herz Euch drängt, nach 
Kräften zu helfen. 

Ich wende mich daher nicht vergebens an die Bewohner 
Wiens mit der Bitte, dajs jeder fein Scherflein beitrage zur Unter— 
ſtützung der bedürftigen Arbeitsloſen. 


Die Spenden werden im Rathhauſe (Präſidium) ſowie von 


den Vorſtehern der Bezirke übernommen und dieſen 9 erforder- 


lichen Beträge angewieſen. 


400 
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Die Vertheilung unter die bedürftigen Arbeitsloſen wird | 


durch die Bezirks-Vorſteher mit 
den Armen-Inſtituten erfolgen. 

Jeder Beitrag iſt willkommen. 

Falls es nöthig ſein ſollte, werden unter der Leitung der 
Bezirks⸗Vorſteher Sammlungen in den Häuſern veranlaſst werden. 

Wien, 29. Februar 1892. 


Der Bürgermeiſter: 


im Einvernehmen 


n 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 23. Februar 1892. 
(Fortſetzung.) 


Tſchurl Karl, Erzeugung von gedruckten Überthanen und den 

dazugehörigen Artikeln, VI., Liniengaſſe 14. 1 
Peſchka Alfred, Erzeugung von Verbandſtoffen, IX. Garniſons— 

aſſe 8. 
2 Sans Franz, Erzeugung von Verbandſtoffen, IX., Garniſons— 
aſſe 8. 

N Geiger Marie, Victualienhandel, XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 25. 
Lobner Marie, Victualienhandel, XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 30. 
Storſeeky Anton, Victualienhandel, XVII., Dornbach, Haupt— 

ſtraße 122. N n 1 
Widtmann Franz, Wäſcheputzerei, V. Pilgramgaſſe 6. 

Tſchurl Karl, Webwaren-Erzeuger, VI., Liniengaſſe 14. 
Löwy Sofie, Weißnäherei, II., Novaragaſſe 12. 
Schmalz Johann und Brauner Joſef, Cigarettenhülſen- und 

Papierſpitzen⸗Erzeugung, XVI., Ottakring, Eisnerſtraße II. 

Fybi Thekla, Verſchleiß von Zuckerbäckerwaren, II., Obere 

Augartenſtraße 70. a 

«* „3 * 


Gewerbeanmeldungen vom 24. Februar 1892. 


Dworazek Johanna, Bier-Verſchleiß, I., Rockhgaſſe 2. | 
Worliczek Wolf, fabriksmäßige Erzeugung von Blech⸗ und 

Metallbearbeitungs-Maſchinen, X., Verlängerte Davidgaſſe (Inzersdorf 

C.⸗Nr. 433). 8 . N 
Joſeph Arthur, Commiſſionsgeſchäft in Börſeeffecten, I., 

Renngaſſe 9. nl . 

Hudaé Karl, Brot- und Gebäck-Verſchleiß, Hüttengaſſe 30. 
Matauſchek Joſef, Claviermacher, V., Gartengaſſe 20. 
Jurkowits Joſef, Dach- und Ziegeldeckergewerbe, VIII., Lerchen— 

felderſtraße 108. | : . : 5 
Puchner Andreas, Drechsler, XVI., Ottakring, Hofergaſſe 32. 
Lechner Franz, Fleiſchhauergewerbe, VIII., Strozzigaſſe 15. 
Müller Franz, Friſeurgewerbe, II., Rueppgaſſe 7. 

Förſter Jakob, Futteralmacher, V., Wehrgaſſe 2. 
Bock Ludwig, Gaſt wirt, IV., Wiedener Hauptſtraße 78. 
Lutſchensky Marie, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, V., Kompert- 

gaſſe 7. 

N Molik Juliana, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, XVI., 

Wagnergaſſe 16. N u ER ee 
Prager Ferdinand, Gemifhtwarenhändler, XIV., Rudolfsheim, 

Sigmundgaſſe 6. e \ 

Singer Emanuel, Gemiſchtwaren-Verſchleiß, II., Praterſtraße 41. 
Zuber Lorenz, Ausſchank geiſtiger Getränke, XVIII., Währing, 

Sternwarteſtraße 9. | . | ER 
Mattel Ignaz, Handſchuhmach er, V., Hundsthurmerſtraße 92. 
Eppich Mathias, Kaſtanien⸗, Apfel- und Erdäpfelbrater, IV, 

Wiedener Hauptſtraße bei der evaugeliſchen Schule. ze _ 
Ceyka Leopoldine, Kleidermacherin, XVI., Ottakring, Langegaſſe 4. 
Ehrret Ida, Kleidermacherin, IV., Favoritenſtraße 34. 
Kreizner Joſef, Kleidermacher, XIV., Rudolfsheim, Fiſchergaſſe 6. 
Reichhart Marie, Kleidermacherin, XV., Fünfhaus, Clementinen⸗ 

aſſe 6. 

a Groß Francisca, Kleinfuhrwerksgewerbe, XI., Simmering, Haupt⸗ 

ſtraße 19. 

N Fellner Marie, Kunſtblumen⸗Erzeugung, III., Pragerſtraße 2 
Bloch Erneſtine, Modiſtengewerbe, I., Wallfiſchgaſſe 3. 
Hofner Eliſabeth, Pfaidlergewerbe, XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 2 
Kellner Johann, Selchwaren-Verſchleiß, XV., Fünfhaus, Maria⸗ 

hilfergürtel 29. 

Pisk David, Schuhobertheil-Erzeuger, V., Matzleinsdorferſtraße 23 
Wachala Johann, Schuhmacher, XV., Fünfhaus, Michaelergaſſe 21. 
Janhuba Antonia, Tiſchlergewerbe, XVI., Neulerchenfeld, Gürtel 27. 


Ottakring, 


Biba Johanna, Victualienhandel, XV., Fünfhaus, Neubaugürtel 39. 

Graf Marie, Victualienhandel und Milch-Verſchleiß, XIV., 
Rudolfsheim, Märzſtraße 49. 

Polzer Francisca, Victualienhaudel, VI., Liniengaſſe 39. 

Markuſche witz Julius, Waren-Commiſſions-Verſchleiß, II., 
Raimundgaſſe 6. 

Meißl Marie, Weißnäherin, IX., Porzellangaſſe 9. 

Ruzicka Johann, Wirt, XVIII., Währing, Wienerſtraße 43. 

Winter Marie, Zuckerbäckergewerbe, VIII., Blindengaſſe 9. 

(Das Weitere folgt.) 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Uurathscanales aus Beton in der Neil⸗ 
reichgaſſe von Or.-Nr. 30 bis zur Rothenhofgaſſe im X. Bezirke 
im veranſchlagten Koſtenbetrage von 1836 fl. 38 kr. und 200 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k.k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. März dieſes Jahres präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Sieg! im 
neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchrift⸗ 


liche Offertverhandlung abgehalten werden. 


Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Pro— 
jecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen, 
und mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 25. Februar 1892. 1—3 


&.-8. 208003 
V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Julien⸗ 
ſtraße in Pötzleinsdorf im XVIII. Bezirke in der Strecke von 
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Nr. 16 bis 58 im veranſchlagten Koſtenbetrage von 6491 fl. 59 kr. 
und 700 fl. Pauſchale, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 9. März d. J., präciſe 10 Uhr 
vormittags im Burcau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im 
neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenvoranſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift 
im Stadtbauamte während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Originalvorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, 


| 
| 
| 


beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exem⸗ 


plares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu über— 
reichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 


oder die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa er⸗ 


folgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 


die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält i | . „ 

haben jollen, gegen dem zu verleihen, daſs das Ehebündnis binnen 
Jahresfriſt geſetznäßig vollzogen und dieſes auch gehörig nach— 
gewieſen werde, widrigenfalls die bis dahin nicht zur Auszahlung 
In gelangenden Stipendien als erledigt angeſehen und an andere 
Bewerberinnen verliehen werden. 


ſich der Stadtrath vor. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 25. Februar 1892. 
M.-3. 208003. 
— . — 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


mit 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 


Herſtellung eines Hauptunrathscanales aus Beton in der Bad— 
gaſſe in Pötzleinsdorf im XVIII. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 2600 fl. 48 kr. und 300 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
9. März d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 


Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 


einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädti ſchen 
Hauptcaſſe gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemp lares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver- 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
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erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 25. Februar 1892. 1-3 


M.-2. 15401 
III. 


Kundmachung. 


(Erzherzogin Giſela⸗Heirats⸗Ausſtattungs⸗ Stiftung.) 

Aus der von dem Wiener Gemeinderathe zur Feier der Ver— 
mählung Ihrer k. k. Hoheit der durchlauchtigſten Frau Erzherzogin 
Giſela errichteten Heirats-Ausſtattungs⸗Stiftung im Betrage von 
fünfzigtauſend Gulden in Silberrente, kommen die Zinſen dieſes 
Capitales am Jahrestage der höchſten Vermählung in fünf gleichen 


Theilen als Heirats-Ausſtattungs⸗Stipendien au fünf in Wien 
heimatsberechtigte und würdige 


Töchter mittelloſer Eltern, wobei 
bei gleicher Würdigkeit Waiſen, insbeſonders mutterloſe, den Vorzug 


Das Verleihungsrecht ſteht der Gemeinde Wien unbeſchränkt zu. 
Bewerberinnen haben ihre mit dem Nachweiſe der Heimats— 


| berechtigung, mit dem Mittelloſigkeits- und Sittenzeugniſſe, dann 


mit den Belegen über die allfällige Verwaiſung verſehenen Geſuche 
bis längſtens 24. März l. J. im Einreichungsprotokolle des Wiener 
Magiſtrates zu überreichen, da auf ſpäter einlangende Geſuche keine 


a2 


Rückſicht genommen werden könnte. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. März 1892. 13 


M.-2. 413140. 


XI. 
Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, dafs die verfügbaren Intereſſen 
aus der Katharina Reſch'ſchen Stiftung an acht ſchuldlos ver⸗ 
armte Bürger von Wien mit je fl. 48.—, und zwar in Theil⸗ 
beträgen von je fl. 24 —, am 10. Mai 1892 und am 10. Auguſt. 
1892 zur Vertheilung kommen. 

Die Vertheilung der Stiftungsbeträge ſteht dem Herrn Bürger— 
meiſter von Wien zu. 

Bewerber um dieſelben haben ihren Geſuchen den Taufſchein, 
den Bürgerrechts-Ausweis und ein vom Hausbeſitzer des Ortes 
ausgeſtelltes, von dem betreffenden Herrn Bezirks-Vorſteher beſtätigtes 
Armutszeugnis beizuſchließen. 
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Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find läugſteus bis 
21. März 1892 im Einreichungs⸗Protokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 
Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 
Wien, am 13. Februar 1892. 2—3 


G.⸗g. 481609. 
II. 


Kundmachung. 


(Heiratsausſtattungs⸗Stiftung.) 

Aus der Karoline Prugberger'ſchen Heiratsausſtattungs— 
Stiftung ſind die zweijährigen Intereſſen im Betrage von 960 fl. 
als eine Heiratsausſtattung au die Tochter eines mittelloſen ver— 
dienftvollen Beamten des Wiener Magiſtrates zu verleihen. 

Dieſe Stiftung kann nur an Bräute verliehen werden; der 
Bräutigam hat das Anſuchen um Verleihung der Stiftung auszu⸗ 
fertigen; die Auszahlung derſelben erfolgt jedoch erſt nach Vor- 
legung des Nachweiſes der geſchehenen Verehelichung mit dieſem 
Bräutigam; wird dieſer Nachweis nicht innerhalb ſechs Monaten 
vom Tage der Verleihung der Stiftung geliefert, ſo iſt die Ver— 
leihung erloſchen und ein neuerlicher Concurs auszuſchreiben. 


Die Geſuche ſind mit dem Taufſcheine, dem Mittelloſigkeits⸗ 


und Sittenzeugniſſe, ſowie mit dem Nachweiſe der Eigenſchaft des 
Vaters als Beamter des Wiener Magiſtrates zu belegen und bis 
Ende März 1892 im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates 
zu überreichen, da auf ſpäter einlangende Geſuche keine Rückſicht 
genommen werden könnte. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. Februar 1892. 2—3 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 

Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, dafs der am 7. Juni 1890 
in Wien verſtorbene engliſche Staatsangehörige Herr David 
Bosco witz zur Erinnerung an feine ſelige Nichte Bertha Gold 
eine Stiftung mit dem Betrage von 10.000 fl. gegründet, die den 
Namen „Bertha Gold⸗Stiftung“ zu führen hat. 

Die Zinſen dieſer Stiftung ſind in halbjährigen Raten au 
zwei nach Wien zuſtändige, unbeſcholtene, über 40 Jahre alte, 
arme Mädchen zu vertheilen. 

Bewerberinnen um dieſe Stiftungsplätze (Stipendien) haben 
ihre Geſuche mit den Nachweiſen über ihr Alter, ihre Heimats— 
berechtigung in Wien, ihre Unbeſcholtenheit und ihre Armut zu belegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find längſtens bis 
22. März 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. | 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen werden. 

Wien, am 11. Februar 1892. 3—3 
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